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Die neue Müllflut
durch Corona

SCHULEN
Wie andere Länder
die Krise meistern

MUSIKLEGENDEN
Das Comeback
von Deep Purple

Wie Trump versucht, seinem Volk die Demokratie zu stehlen



Mit unserer Genossenschaftlichen Beratung.

Der Finanzberatung, die erst zuhört und dann berät: 
ehrlich, kompetent, glaubwürdig und gerne auch 
zu Finanzthemen rund um Krisenbewältigung und 
Zukunftsstrategien. Probieren Sie es aus und nutzen 
auch Sie unsere Genossenschaftliche Beratung für 
Ihre unternehmerischen Ziele und Wünsche, Pläne 
und Vorhaben. Jetzt Termin vereinbaren und beraten 
lassen: vr.de/durchstarten

Zeit für die Zukunft –

mit der richtigen Strategie.
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Ob Aids, Influenza, Sars oder Ebola – seit
den Tagen Ronald Reagans berät der Im-
munologe Anthony Fauci, 79, die US-Prä-
sidenten; auch Donald Trump briefte er
täglich. Und geriet darüber mit dem Prä -
sidenten aneinander, dem wohl missfiel,
wie offen und ehrlich der Immunologe das
Ausmaß des Corona-Desasters im Land
 beschrieb. Trump beschimpfte Fauci öffent-
lich, das Weiße Haus trat eine Diffamie-
rungskampagne los. All das macht den Wis-
senschaftler zu einem der interessantesten

Gesprächspartner in dieser Pandemie. Nun nahm sich Fauci Zeit für ein �������-
Gespräch via Zoom. Die Wissenschaftsredakteurinnen Rafaela von Bredow und
 Veronika Hackenbroch waren überrascht von Faucis Vitalität. »Der Mann tritt so
agil auf, als wäre er 20 Jahre jünger«, sagt Hackenbroch. »Und Trumps Beleidigungen
hat er offenbar lässig verkraftet.« Seite 92

Freude und Schmerz liegen derzeit in Minsk nahe beieinander, wie unser Moskauer
Bürochef Christian Esch bei seiner Reise durch Belarus erfahren musste. Er sah die
Spuren der Polizeigewalt, mit der Autokrat Alexander Lukaschenko versucht, an der
Macht zu bleiben, aber auch den Jubel der Belarussen, die zum ersten Mal seit
Langem in Massen gegen den Präsidenten demonstrieren. Esch begleitete die Pro-
testführerin Marija Kolesnikowa und war dabei, als Lukaschenko vor seinen Anhän-
gern auftrat. Sein Fazit: Der Präsident ist nach 26 Jahren an der Macht zu allem
bereit. 2010 hat er schon einmal Proteste erfolgreich niedergeschlagen. »Aber dies-
mal«, sagt Esch, »wird es für ihn so schwierig wie nie zuvor.« Seite 78

Eine Geschichte wie aus einem Krimi:
Zwei Jahrzehnte lang kam niemand der
Frau auf die Spur, die in einem Dorf in
Sachsen-Anhalt ihren Nachbarn getötet,
im Keller seines Hauses einbetoniert und
seither seine Rente kassiert hatte. An -
gelika Hosang, heute 63, überzeugte die
Rentenversicherung, die Sparkasse und
die Nachbarn  davon, dass der Rentner
 verzogen sei. Erst 2019 wurde sie verur-
teilt. Die Redakteure Özlem Gezer und
Timofey Neshitov gehen in ihrer Repor-
tage der  Frage nach, wie es möglich ist, dass ein Vater von neun Kindern so lange
von nie mandem vermisst wurde. Gezer und Neshitov begleiteten Angelika Hosang
bis zu ihrem Haftantritt. Immer wieder saßen sie einer Frau gegenüber, die sich zu
 erklären versuchte. Gezer: »Bis heute hat sie es nicht bereut, diesen Menschen getötet
zu  haben.« Seite 52

Wer das aus westlicher Sicht oft rätselhafte Russland verstehen will,
muss wissen, welche Traditionen das Land prägen und welche Wider -
sprüche. Die neue Ausgabe von ������� ���	�
� ����
��
	�
zum Thema »Russland« liefert Erklärungen, etwa zur Rolle der rus -
sisch-orthodoxen Kirche, die von jeher die Obrigkeit stützte, oder
zur Revolution von 1917, in der die Zarenfamilie durch Zaudern und
Inkompetenz das Ende der Monarchie beschleunigte. Und heute?
Wohin steuert Russland unter Putin? Das Heft erscheint am Dienstag.
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»Die Schule ist 
wie eine Sitcom 

� nur ohne 
versteckte Kamera.«Hackenbroch, Bredow, Fauci



Plastik ohne Ende
Einweggeschirr, Spülschwämme, Desinfektions-

fläschchen: In der Coronakrise häuft sich 
der Abfall in der gelben Tonne. Doch weil Erdöl 

billig ist, lohnt sich Recycling kaum. Das 
System der Wiederverwertung wankt. Seite ��
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Das Wahlverbrechen
Donald Trump macht keinen Hehl daraus, dass 

er eine Niederlage gegen Joe Biden am 3.November
anzweifeln würde. Und seine Leute arbeiten

 bereits mit schmutzigen Tricks daran, die Wahl zu
manipulieren. Das Überleben der amerikanischen 

Demokratie steht auf dem Spiel. Seite �
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Auf den Straßen von Minsk
Die führerlose und friedliche Protestbewegung

 erschüttert die Herrschaft von Alexander
 Lukaschenko in Belarus. Jetzt versucht 

der Autokrat, mithilfe des Kreml die Kontrolle 
über das Land zurückzuerlangen. Seite ��
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Seit über 30 Jahren veröffentlicht der Autor Maxim

Biller Romane und Essays über sein Jüdischsein
und das Deutschsein der anderen. Beliebt hat er

sich nicht gemacht. »Ich will«, sagt er im �������-
Gespräch, »doch nur diskutieren.« Seite ���
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Was Belarus über Europa verrät
Leitartikel Wenn die EU keinen außenpolitischen Ehrgeiz entwickelt, wird sie nicht überleben.

I n einem Land in Europa fälscht ein Diktator routi-
niert die Wahl – und die Europäische Union schaut
betreten zu. Der Diktator lässt auf seine protestie -
renden Bürger schießen, lässt sie einsperren und fol-

tern – und die EU findet das »inakzeptabel«. Es dauert 
und dauert, bis die EU nach zehn Tagen endlich einen
 vorsichtigen Beschluss fasst: Sie erkennt das Wahlergebnis
in Belarus nicht an und droht Sanktionen an. 

Für diese symbolische Entscheidung, die keine konkre-
ten Auswirkungen hat, haben Europas Staats- und Regie-
rungschefs lange gebraucht. Fairerweise muss man sagen,
dass die EU in Belarus in
einer schwierigen Lage ist –
es will die Demonstranten
unterstützen, ohne Russlands
Präsidenten Wladimir Putin
den Vorwand für eine Inter-
vention zu liefern. Das lange
Schweigen ist dennoch pein-
lich. Es ist Ausdruck eines
viel größeren Problems: Die
Union wirkt außenpolitisch
impotent, selbst wenn sich
die Konflikte in ihrer direk-
ten Nachbarschaft abspielen.
Sie weiß nicht, was sie will,
viel zu oft arbeiten die EU-
Staaten sogar gegeneinander.

In einer zunehmend insta-
bilen Nachbarschaft kann
das gefährlich werden. Die
EU ist zwar noch immer ein
wirtschaftlich erfolgreiches
Projekt. So hat Europa die Pandemie auch deshalb 
relativ glimpflich überstanden, weil der Kontinent reich 
ist und viele seiner Regierungen effizient geführt sind. 

Das wird auf Dauer aber nicht reichen. Vor allem die
Deutschen haben dies noch immer nicht verstanden,
obwohl die Unruheherde bedrohlich näher rücken. Es
begann vor zehn Jahren mit dem Arabischen Frühling, der
Nordafrika und den Nahen Osten destabilisierte. Die Ant-
wort auf den Bürgerkrieg in Syrien überließen die Europäer
den USA, nur wollen die nicht länger Weltpolizist spielen.
Die Folge: Millionen Flüchtlinge. Der militärische Schutz-
schirm der USA erlaubte es insbesondere den Deutschen,
jahrzehntelang unbeeindruckt von der Weltgeschichte zu
prosperieren. Damit ist es vorbei.

Das Ende dieser bequemen Unmündigkeit hat Folgen für
Europa, die bisher weder in Brüssel noch in Berlin aus -
reichend diskutiert wurden. So macht man sich in Deutsch-
land immer noch beliebt damit, gegen Rüstung zu sein –
weil der Irrglaube verbreitet ist, eine einsatzunfähige Bun-
deswehr sei eine Metapher für Frieden. Aspiranten auf das

Kanzleramt können sich darauf verlassen, dass ihnen kaum
Fragen zur Außenpolitik gestellt werden. 

Die Wahrheit ist, dass die EU nicht überleben kann,
wenn sie nicht endlich auch zu einer diplomatischen und
militärischen Macht wird. Sie muss lernen, ihre Interessen
zu verfolgen und durchzusetzen. 

Nicht nur im Osten, auch im Mittelmeerraum hat es die
Union mit aggressiven Mittelmächten zu tun: Iran, Russ-
land und den Vereinigten Arabischen Emiraten. Geradezu
dreist gebärdet sich die Türkei, die in diesen Tagen sogar
einen militärischen Konflikt mit dem Nato-Partner Grie-

chenland  riskiert (siehe Sei-
te 88). Im strategisch
bedeutsamen Libyen spielt
Ankara die zentrale Rolle,
während Rom und Paris
 gegnerische Parteien unter-
stützen. Ein europäischer
Klassiker.

Frankreich ist das einzige
EU-Land, das außenpoli-
tisch vor Ehrgeiz strotzt –
leider handelt Staatspräsi-
dent Emmanuel Macron zu
oft unklug und allein, wie
ein Ego-Shooter. Deutsch-
land dagegen glaubt, es kön-
ne seine Politik des Abwar-
tens und Ausgleichens ewig
fortsetzen. Trotz des auf -
ziehenden großen Konflikts
zwischen den USA und
 China möchte es wie eine

große Schweiz neutral mit allen Seiten Handel treiben. 
Ein naiver Traum, wie der Konflikt mit den USA und den
Osteuropäern über die Gaspipeline »Nord Stream 2«
 gerade offenbart.

Die Diskussion über eine gemeinsame EU-Außenpolitik
ist nicht neu. Natürlich brauchte es einen EU-Außenminis-
ter, der wirkliche Befugnisse hat. Zudem müsste es Mehr-
heitsentscheidungen geben. Kurzfristig ist das nicht realis-
tisch. Es wäre aber schon viel gewonnen, wenn das über-
vorsichtige Deutschland und das übermütige Frankreich
sich auf gemeinsame geostrategische Interessen verständi-
gen und diese vertreten würden. Noch misstrauen die bei-
den wichtigsten EU-Staaten einander viel zu sehr. Frank-
reich müsste sich einbinden lassen und Deutschland mehr
Verantwortung übernehmen, dann könnten sie etwas
 bewegen. In Finanzfragen haben sie diese Lektion ja inzwi-
schen gelernt, in der Außenpolitik steht sie ihnen noch
bevor. Paris würde das einiges abverlangen – noch mehr
aber Berlin. Die Deutschen müssten begreifen, dass »Geo-
strategie« kein schmutziges Wort ist. Mathieu von Rohr

O
. M

es
si

ng
er

  /
 S

ip
a 

U
SA

 /
 d

dp
 m

ed
ia

Anti-Lukaschenko-Protest in Berlin 
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Drehbuch für den Coup

USA Donald Trump droht 
offen damit, eine Wahlniederlage
am 3. November nicht zu
akzeptieren. Der Albtraum der
amerikanischen Verfassungsväter
könnte Wirklichkeit werden: 
ein Staatsstreich, organisiert 
im Weißen Haus.



V or knapp acht Wochen rief Rosa
Brooks, Juraprofessorin an der
Georgetown-Universität in Wa-
shington, eine Gruppe von 67
Männern und Frauen zusammen,
um sich auf das Unvorstellbare

vorzubereiten: einen amerikanischen Prä-
sidenten, der aus dem Weißen Haus he-
raus den Staatsstreich plant.

Die Runde umfasste Amerikaner jegli-
cher politischer Couleur: John Podesta,
der Wahlkampfmanager Hillary Clintons,
war genauso dabei wie der Neokonserva-
tive Bill Kristol, der einst den republikani-
schen Präsidentschaftskandidaten John
McCain unterstützt hatte, dazu zwei frü-
here Gouverneure sowie pensionierte US-
Militärs. Was alle einte, war die Sorge,
dass Trump sich bei der Wahl am 3. No-
vember zum Sieger ausrufen könnte – und
zwar ganz egal, wie die Bürger zuvor ab-
gestimmt haben.

Die Runde wollte ergründen, wie weit
ein Präsident kommt, der sich weigert, das
Oval Office zu räumen. In Videokonferen-
zen spielten die Teilnehmer vier Szenarien
durch. Sie reichten von einem Erdrutsch-
sieg des Demokraten Joe Biden bis hin zu
einem völlig offenen und chaotischen
Wahlabend. Weil die Teilnehmer alle
Tricks des politischen Geschäfts kennen,
war es eine Art Stresstest für die mehr als
200 Jahre alte US-Verfassung.

Das Ergebnis war niederschmetternd.
Zwischen dem Wahltag und der Vereidi-
gung des Präsidenten am 20. Januar 2021
liegen elf volle Wochen, in denen Trump
seinen ganzen Einfluss nutzen kann, um
sich im Amt festzukrallen. Kein Politiker
verfügt über eine derartige Machtfülle:
Trump befehligt die größte Streitmacht der
Erde, ihm unterstehen 15 Ministerien mit
2,6 Millionen Bundesbeamten. Er könnte
beispielsweise seinen Justizminister anwei-
sen, einen Wahlbetrug aufzuklären, den
es nie gegeben hat. Ein Fingerzeig genügt,
und es könnten Geheimdienstdokumente
auftauchen, die seine Gegner in ein
schlechtes Licht rücken. Trump kann den
Notstand ausrufen und das Militär gegen
Demonstranten aufmarschieren lassen, 
die um den Bestand der Demokratie fürch-
ten – er muss nur behaupten, bei dem Pro-
test handele es sich um einen Akt inländi-
schen Terrorismus.

»Wir halten es für höchstwahrscheinlich,
dass Präsident Trump das Wahlergebnis
mit legalen und außerrechtlichen Mitteln
anfechten wird, um sich an der Macht zu
halten«, heißt es in dem 22-seitigen Ab-
schlussbericht der Runde um Brooks. 

Es wäre naiv, ihn als Horrorfantasie no-
torischer Trump-Hasser abzutun. Fast al-
les, was in dem Bericht steht, hat Trump
so ähnlich schon getan. Sein Justizminister
William Barr setzte im Mai 2019 einen
Sonderermittler ein, um jene Politiker und

FBI-Beamte zu verfolgen, die Trumps Ver-
bindungen zum Kreml untersucht hatten.
Er ließ Geheimdienstmaterial veröffentli-
chen, um seinen Vorgänger Barack Obama
zu diskreditieren. Und er ordnete an, dass
Bundespolizisten in Kampfmontur gegen
Demonstranten in Portland aufmarschie-
ren – und zwar gegen den Willen der ört-
lichen Behörden.

»Joe Biden kann eine Pressekonferenz
einberufen, Trump die 82. Luftlandedivi-
sion«, sagt Rosa Brooks, die unter Obama
im Verteidigungsministerium gedient hat.
Ihre Gruppe kam zu dem Schluss, dass
das gefährlichste Szenario für die Wahl
am 3. November wohl das wahrschein-
lichste ist: Weil Millionen Amerikaner
 wegen der Corona-Pandemie per Brief
 abstimmen, wird in der Wahlnacht aller
Voraussicht nach kein eindeutiges Ergebnis
vorliegen. Das wiederum böte Trump die
Chance, sich vorzeitig selbst zum Sieger
zu erklären.

Als die Gruppe um Brooks diese Vari-
ante durchspielte, übernahm der Republi-
kaner Kristol den Part des Präsidenten –

und lehrte die Demokraten das Fürchten.
Gleich nach dem Wahlabend feuerte er in
dieser Simulation Verteidigungsminister
Mark Esper und ersetzte ihn durch einen
Mann, der das Militär gefügig machen
 würde: Richard Grenell, ehemaliger US-
Botschafter in Deutschland. Kristol setzte
Bundesbeamte in Marsch – angeblich, 
um  einen Wahlbetrug zu verhindern. In
Wahrheit sollten sie die Auszählung
 weiterer Stimmen verhindern. All das 
sind nur  Szenarien, aber »das Erschrecken-
de an den Szenarien ist, dass sie so plausi-
bel sind«, erzählt Edward Luce, der US-
Chefkolumnist der »Financial Times«, der
bei den Planspielen den Part eines Jour-
nalisten der traditionellen Medien über-
nahm.

Wohl noch nie seit dem Beginn des ame-
rikanischen Bürgerkriegs stand die Demo-
kratie in den USA auf so wackeligen Fü-
ßen. Trumps Operation Wahlbetrug – sie
hat längst begonnen. Seit Wochen zweifelt
der Präsident die Rechtmäßigkeit von
Briefwahlen an. Parallel schwächt er die
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»Allein durch 
Manipulation können
wir diese 
Wahl verlieren.«
Donald Trump
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Post, die für den reibungslosen Ablauf
ebenjener mitverantwortlich ist. Er sät
Misstrauen in der Bevölkerung. Regieren
durch Chaos. Es ist die klassische Spiel -
anleitung von Autokraten. 

Was Trump antreibt, ist vermutlich der
Mut der Verzweiflung. Angesichts seiner
schlechten Umfragewerte hat er ein Inte-
resse daran, dass das Wahlergebnis mög-
lichst lange im Nebel bleibt. Sollte es zu
einem Kopf-an-Kopf-Rennen zwischen
Trump und Biden kommen und der Präsi-
dent läge in der Wahlnacht oder in den Ta-
gen danach für kurze Zeit vorn, könnte er
sich handstreichartig zum Wahlsieger er-
klären und so versuchen, vollendete Tat-
sachen zu schaffen.

Trump, das hat er unmissverständlich
klargemacht, wird bei der Wahl im No-
vember nur einen Sieger akzeptieren: sich
selbst. »Allein durch Manipulation können
wir diese Wahl verlieren«, sagte er am
Dienstag, obwohl er in den Umfragen hin-
ter Biden liegt. Auch das ist eine Sprache,
die man bisher nur von Potentaten wie
Wladimir Putin und Recep Tayyip Er-
do�an kannte � Männern freilich, für die
der amerikanische Präsident eine tiefe
 Bewunderung empfindet.

Wie ernst die Demokraten die Lage 
sehen, stellte am Mittwoch der frühere
 Präsident Barack Obama unter Beweis:
Bei seiner Rede in Philadelphia, wo die
amerikanische Verfassung im Jahr 1787
entworfen wurde, attackierte er Trump 
in einer Weise, wie noch nie ein früherer
Präsident seinen Amtsnachfolger ange -
gangen ist. »Lasst nicht zu, dass sie 
euch eure Demokratie wegnehmen!«, rief
Obama. 

Amerika und die Welt stehen an einer
historischen Wegmarke. Sollte Trump tat-
sächlich versuchen, sich über den Wähler-
willen hinwegzusetzen � und sollte ihm
das gelingen � könnte das Land in Chaos
und Gewalt abgleiten, warnt Lawrence
Wilkerson, der einst dem amerikanischen
Außenminister Colin Powell als Stabschef
diente und heute Politikwissenschaft an
 einer Universität in Virginia lehrt. In den
USA gebe es mehr als 300 Millionen
 Waffen in Privatbesitz, davon befänden
sich rund 70 Prozent in der Hand von
Trump-Anhängern, sagt er. Gleichzeitig
sei die  Polizei � gerade in den amerika -
nischen Großstädten � mit modernstem
militärischen Gerät ausgestattet. Dies sei
eine so explosive Mischung, dass sie
»leicht in  einer Art Bürgerkrieg enden
kann«, so Wilkerson. »Es wäre eine Kata-
strophe.« 

Die amerikanische Verfassung umfasst
ein ausgeklügeltes System der Machtkon-

trolle, um die Demokratie zu bewahren.
Die Herrschaft ist aufgeteilt zwischen Prä-
sident, Bundesstaaten, Kongress und Su-
preme Court. Mehr als 200 Jahre lang hat
das Regelwerk allen Widrigkeiten getrotzt;
es überstand die Wirren der Sezession,
zwei Weltkriege und die Anschläge vom
11. September 2001. Aber die Gründer der
USA waren sich immer bewusst, wie fragil
ihr Konstrukt ist. 

Als Benjamin Franklin im September
1787 den Verfassungskonvent in Philadel-
phia verließ und ihn eine Passantin fragte,
welche Staatsform die neue Nation denn
annehmen werde � Republik oder Monar-
chie? � erwiderte er: »Eine Republik � falls
wir in der Lage sind, sie zu schützen.«

Der Albtraum der amerikanischen Ver-
fassungsväter war ein Präsident, der seine
Macht dazu missbraucht, sich zum Dikta-
tor aufzuschwingen. 

George Washington wurde zu einem
Nationalheiligen, weil er nach dem Sieg
über die Briten im Unabhängigkeitskrieg
am 23. Dezember 1783 vor den Kontinen-
talkongress in Annapolis trat und die
Macht über das Militär wieder zurück in
die Hände der Zivilisten legte. Er wider-
stand der Versuchung, sich im Rausch des
Sieges zum Anführer über die jungen Ko-
lonien zu erklären, die gerade die Ketten
der britischen Krone gesprengt hatten.

Wird nun Trump zum Totengräber der
amerikanischen Demokratie? »Noch vor
wenigen Jahren hätte ich gesagt: Auf kei-
nen Fall«, sagt Matt Bennett, der für Bill
Clinton im Weißen Haus gearbeitet hat
und anschließend den Wahlkampf des De-
mokraten Al Gore mitorganisierte. »Aber
inzwischen glaube ich, dass ich falschliege.
Vergleiche mit Nazi-Deutschland sind im-
mer gefährlich. Aber was wir gerade erle-
ben, erinnert mich an die Konservativen
in der Weimarer Republik. Auch die dach-
ten, sie könnten einen Clown unter Kon-
trolle halten, aber das ging schief.«

Die perfekte Demokratie gibt es nicht,
und die amerikanische hatte in der Ver-
gangenheit immer wieder Probleme. Das
Land hat eine unrühmliche Tradition, Min-
derheiten von der Wahlurne fernzuhalten.
Die sogenannte voter suppression, war
eine Erfindung der Demokraten in den
amerikanischen Südstaaten, um sich nach
dem Ende der Sklaverei die Macht zu si-
chern. Die Republikaner haben das Instru-
ment perfektioniert: Trump ist auch des-
halb Präsident geworden, weil er seine
überwiegend weißen Anhänger mobili-
siert hat � zugleich haben republikanische
Gouverneure und Bundesstaatsparlamen-
te über Jahre Maßnahmen umgesetzt, die
es Minderheiten erschweren, ihre Stimme
abzugeben. So müssen die Wähler in Ge-
genden, in denen viele Schwarze wohnen,
oft stundenlang anstehen, weil es zu wenig
Wahllokale gibt.
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»Ich will nicht, dass
jeder wählt. Unser
Einfluss steigt, wenn
die Wahlbeteiligung
sinkt.«
Paul Weyrich
Konservativer Aktivist

Polizeigewalt bei Protesten in Portland Sollte sich Trump über den
Wählerwillen hinwegsetzen, könnte das Land in Chaos und Gewalt abgleiten.



Nun geht Trump weiter. Alle Umfragen
deuten im Moment darauf hin, dass dem
Präsidenten im Herbst eine Niederlage be-
vorsteht – wenn es nicht noch eine drama-
tische Veränderung gibt. Im Durchschnitt
aller nationalen Erhebungen liegt Biden
konstant deutlich in Führung. Auch in wich-
tigen Swing States wie Michigan, Wisconsin
und Pennsylvania ist der Demokrat vorn.
Trump impft seinen Anhängern deshalb
ein, es gebe ein Komplott linker Hitzköpfe.

Den Vorwand dazu liefert ihm die
 Corona-Pandemie. Mehr als zwei Drittel
der 238 Millionen Wähler wollen am 
3. November wegen des Virus per Brief
wählen, das ergab  eine Umfrage der Nach-
richtenagentur Reuters im April. Das
 dürfte ein entwickeltes Land wie die USA
eigentlich vor keine größeren Probleme
stellen. Einige Bundesstaaten wie Utah
oder Washington stimmen schon seit Jah-
ren praktisch komplett per Brief ab. Aber
für Trump ist die Briefwahl ein Mittel, die
Legitimität der kommenden Wahl grund-
sätzlich in Zweifel zu ziehen. Die USA
stünden vor dem größten Wahldesaster
der Geschichte, sagte er vor drei Wochen.
»Vielleicht werden wir nie wissen, wer der
Sieger ist.«

Das Instrument, mit dem Trump Chaos
säen kann, ist der US Postal Service: Ame-
rikas Post. Schon in der Vergangenheit hat-
te die Behörde Probleme bei Briefwahlen.
Einerseits erreichten Wahlunterlagen die
Bürger zu spät; andererseits dauerte es oft
viel zu lange, bis Stimmzettel in den Wahl-
lokalen ankamen. Bei den diesjährigen
Vorwahlen zum US-Kongress wurden min-
destens 65 000 Briefwahlstimmen für un-
gültig erklärt, weil sie nicht fristgerecht
eintrudelten, so das Ergebnis einer Recher-
che des US-Senders NPR. 

Umso kurioser schien es, als im August
in sozialen Medien Berichte zu kursieren
begannen, wonach in Städten und Gemein-
den der USA plötzlich Briefkästen abtrans-
portiert wurden. Auf Twitter waren Bilder
mit Lastwagen zu sehen, die mit den blau-
en Blechkästen des US Postal Service voll-
gepackt waren. Warum aber einen Service
ausdünnen, den die Amerikaner in einer
Pandemie mehr denn je brauchen? Gleich-
zeitig beschwerten sich Gewerkschafter da-
rüber, dass in den Verteilzentren der Post
Sortiermaschinen stillgelegt würden. Kun-
den klagten, dass Briefe oft über Wochen
unterwegs seien und Postfilialen ihre Öff-
nungszeiten einschränkten. 

Was hinter all den Vorfällen steckt, wur-
de erst allmählich klar. Mitte Juni hatte
Trump seinen Vertrauten Louis DeJoy an
der Spitze des US Postal Service installiert.
Der Manager, der Trumps Kampagne mit
mehr als einer Million Dollar unterstützt
hatte, krempelte die Behörde sofort um.
Er tauschte einen Großteil des Führungs-
personals aus und verfolgte einen massi-
ven Sparkurs, zu dem unter anderem auch
ein Verbot von Überstunden gehörte; Brie-
fe und Pakete, die nicht rechtzeitig bear-
beitet werden konnten, blieben fortan ein-
fach liegen, zu Zehntausenden.

Öffentlich erklärte DeJoy, dass es ihm
allein darum gehe, die Post auf Effizienz
zu trimmen. Mark Dimondstein, der Chef
der amerikanischen Postgewerkschaft, hat
eine ganz andere Theorie. Er glaubt, das
Sparprogramm diene vor allem dazu, die
Briefwahl zu untergraben. In der Vergan-
genheit sei die Post in der Lage gewesen,
diese zuverlässig abzuwickeln. Jeder, der
etwas anderes behaupte, »ist selbst ein Be-
trüger, denn das stimmt einfach nicht«,
sagt Dimondstein.

Die Post ist für Trump ein leichtes Opfer.
Sie leidet unter einem jahrelangen Reform-
stau und einer politisch erzwungenen Zwit-
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Die drohende Briefqual
Briefwahlbestimmungen in den US-Bundesstaaten bei der Präsidentschaftswahl 2020

�� Mio.
Wahlberechtigte können
nur mit Begründung
per Briefwahl wählen.

�� ���
Stellen wurden seit 2010 beim
US Postal Service gestrichen.
2019: ������ Beschäftigte

�� Mio.
Wahlberechtigte
erhalten auto-
matisch Brief-
wahlunterlagen.

��� Mio.
Wahlberechtigte können
Briefwahl beantragen.

Briefwahlunterlagen werden automatisch an
registrierte Wählerinnen und Wähler verschickt

können beantragt werden Briefwahl nur mit triftigem Grund möglich

Bestimmung
2020 eingeführt
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Quellen: Pew Research Center,
U.S. Census Bureau

Durchschnittliche Wartezeiten an US-Wahllokalen
bei der Präsidentschaftswahl 2016

�� Min.
warteten durchschnittlich
schwarze Wählerinnen und
Wähler.

�� Min.
warteten Weiße.

Wahlbeteiligung bei US-Präsidentschaftswahlen
nach Bevölkerungsgruppe

Weiße

Schwarze

����
��%

��%
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��%
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Warteschlange vor Wahllokal bei der Präsident-
schaftsvorwahl in Wisconsin im April 2020.

Viele Bundesstaaten
haben Gesetze und Regeln
eingeführt, die Minder-
heiten das Wählen
erschweren.

terstruktur. Sie ist eine Behörde und darf
nicht arbeiten wie ein Unternehmen – soll
sich aber dennoch am Markt behaupten.
Das Ergebnis ist entsprechend: Allein im
letzten Geschäftsjahr machte der US Postal
Service einen Verlust von neun Milliarden
Dollar; die Schuldenlast beträgt inzwischen
161 Milliarden Dollar – was vor allem da-
ran liegt, dass die Behörde gesetzlich dazu
genötigt wird, Gesundheitsrücklagen für
ihre Angestellten zu bilden.

Nur wenn die Post von dieser Verpflich-
tung entbunden werde, könne sie sich sa-
nieren, sagt der Wirtschaftswissenschaftler
James O’Rourke von der University of No-
tre Dame. DeJoys Maßnahmen seien da-
gegen ungeeignet, um das Unternehmen
wieder in die Gewinnzone zu bringen.
»80 000 Postversandstücke liegen zu las-
sen macht die Post nicht kosteneffizien-
ter«, sagt O’Rourke. Für den Ökonomen
lässt das Handeln des Postchefs nur einen
Schluss zu: »Ich glaube, er bekommt seine
Anweisungen direkt aus dem Weißen
Haus.«

Nach massivem öffentlichen Druck er-
klärte der Postchef am Dienstag zwar, er
werde sein Sparprogramm bis nach der
Wahl zurückstellen. Allerdings sind viele
der Pläne schon umgesetzt. So werden die
abgebauten Sortiermaschinen wohl nicht
wieder aufgestellt. Unklar ist auch, ob
Trump der Post die Milliarden bewilligen
wird, die sie braucht, damit sie die Brief-
wahl im November zumindest halbwegs
reibungslos abwickeln kann.

Derzeit sieht es nicht so aus. Vor einer
Woche gab Trump in einem Interview mit
dem Fernsehsender Fox News unumwun-
den zu, dass er und die Republikaner die
von den Demokraten geforderten Milliar-
den zurückhalten werden, um die Brief-
wahl zu untergraben. Ohne eine Finanz-
spritze »kann es keine Briefwahl geben,
weil sie nicht in der Lage sind, das zu ma-
chen«, sagte der Präsident. »Die Briefwahl
bekommen sie dann einfach nicht.«

Trump profitiert davon, dass das mäch-
tigste Amt der Welt in einem ebenso kom-
plizierten wie fehleranfälligen Verfahren
vergeben wird. Ein Kreis amerikanischer
Experten legte im April Reformvorschläge
vor. Beamte und Regierungsmitglieder
werden darin auf den Grundsatz einer
transparenten Wahl eingeschworen. Nie-
mand dürfe wegen seiner Hautfarbe dis-
kriminiert werden, heißt es weiter. Außer-
dem sollen die Bürger überprüfen können,
ob ihre Stimme auch gezählt wurde. Wa-
rum braucht eine stolze Demokratie wie
die USA solche Ratschläge? 

Die Antwort ist so einfach wie bitter:
weil es nötig ist. Was den USA fehlt, ist
ein landesweit einheitliches Wahlrecht;
mehr als 10 000 Körperschaften sind für
die Umsetzung der Präsidentschaftswahl
verantwortlich. In Maine dürfen Straftäter
wählen, in Colorado nur nach Verbüßung
ihrer Strafe, in Iowa wiederum gar nicht –
es sei denn, der Gouverneur unterschreibt
ein Gnadengesuch.

Utah verschickt Briefwahlunterlagen
ungefragt per Post, in Illinois muss man
einen Antrag dafür stellen. In New York
braucht es sogar eine triftige Begründung,
um per Brief abstimmen zu dürfen. Trotz-
dem dauerte es dort nach den Vorwahlen
für den US-Kongress am 23. Juni sechs
Wochen, bis die letzten Briefwahlstimmen

ausgezählt waren und die Sieger feststan-
den. Es war ein Debakel, das im ganzen
Land Schlagzeilen machte.

Dieser Flickenteppich ist ein Problem,
weil in Amerika nicht die Bürger direkt
den Präsidenten bestimmen, sondern von
den Bundesstaaten entsandte Wahlmän-
ner – aufgrund des Ergebnisses im Bun-
desstaat. Das wiederum kann zu dem ab-
surden Ergebnis führen, dass ein Kandidat
zwar die Mehrheit der Wählerstimmen auf
sich vereint, aber trotzdem die Wahl ver-
liert. Hillary Clinton erging es vor vier Jah-
ren so, sie bekam fast drei Millionen Stim-
men mehr als Trump und scheiterte. Den
Demokraten Al Gore ereilte dasselbe
Schicksal im Jahr 2000. Gore lag in der
sogenannten popular vote, der Gesamt-
stimmenzahl, vor George W. Bush – der
Republikaner wurde aber dennoch Präsi-
dent. Am Ende wurde ihm der Staat Flori-
da zugeschlagen, der damit über Sieg oder
Niederlage entschied.

In der Wahlnacht riefen die TV-Sender
erst Gore zum Sieger in Florida aus. Später,
nach einer maschinellen Auszählung, dann
Bush mit einem hauchdünnen Vorsprung
von 537 Stimmen – woraufhin Gore ge-
richtlich eine manuelle Neuauszählung
durchsetzte. Was folgte, war ein Rechts-
streit, der alle Defizite des US-Wahlsys-
tems schonungslos offenbarte: Die anti-
quierten Lochmaschinen, die zur Wahl ver-
wendet wurden, hatten völlig schräge Er-
gebnisse produziert. Manche Wahlkarten
waren nur leicht eingedrückt, bei anderen
war das Loch zwar ausgestanzt, der Pa-
pierfetzen hing aber noch an der Karte.
Wie die Karten gewertet wurden, war ganz
ins Belieben des einzelnen Wahlkreises
 gestellt.

Als die Stimmen neu ausgezählt wur-
den, schmolz der Vorsprung von Bush be-
denklich dahin. Panisch organisierten die
politischen Zuschläger der Republikaner
spontane »Proteste« vor Wahlbüros in
Miami, um die Neuauszählung zu sabotie-

Titel

»Was wir gerade 
erleben, erinnert
mich an die 
Weimarer Republik.«
Matt Bennett
Berater des ehemaligen Vizepräsidenten Al Gore



ren. Einer der Köpfe der Aktion war Roger
Stone, der 16 Jahre später Donald Trump
zum Wahlsieg verhelfen sollte. 

Schließlich eilte der Supreme Court mit
seiner republikanischen Mehrheit Bush 
zu Hilfe: Am 9. Dezember 2000 stoppte 
das höchste US-Gericht die Nachzählung
und machte Bush damit schließlich zum
43. Präsidenten der Vereinigten Staaten.
»Al Gore war zutiefst davon überzeugt,
dass das Urteil des Supreme Court falsch
war«, erzählt sein damaliger Berater Ben-
nett. »Aber er prügelte nicht auf das Ge-
richt ein, weil er sich an die Regeln halten
wollte.« Von solch uneigennützigen Moti-
ven hat sich Trump nie leiten lassen.

Die Blamage von Florida hätte ein
Weckruf für eine umfassende Wahlrechts-
reform sein müssen. Doch in Wahrheit
 haben große Teile der Republikaner kein
Interesse an einheitlichen Regeln und
Transparenz. Chaos bietet immer die
Chance, ein unliebsames Wahlergebnis
nachträglich infrage zu stellen. Und In-
transparenz erleichtert es, Schwarze und
Latinos von der Urne fernzuhalten, die
zum überwältigenden Teil ihr Kreuz bei
den Demokraten machen.

Niemand hat die Strategie der Republi-
kaner so eindrücklich auf den Punkt ge-
bracht wie der konservative Vordenker
Paul Weyrich. Auf einer Konferenz der
 religiösen Rechten im Jahr 1980 in Dallas
spottete er über Christen mit »Gogo-Syn-
drom«, wobei »Gogo« für good gover -
nance – gute Regierungsführung – steht.
»Sie wollen, dass jeder wählt. Ich will nicht,
dass jeder wählt«, sagte Weyrich. »Unser
Einfluss bei Wahlen steigt, wenn die Wahl-
beteiligung sinkt.«

In der Disziplin der Wählerunterdrü-
ckung hat es die republikanische Partei
zur Meisterschaft gebracht. Möglich wird
das auch durch die Tatsache, dass es in
den USA – anders als in Deutschland –
kein einheitliches Meldewesen und keine
Personalausweise gibt. Wer wählen will,
muss sich registrieren lassen. Das eröffnet
Möglichkeiten.

Am eifrigsten bei der Diskriminierung
von Schwarzen sind die südlichen Bundes-
staaten, in denen erst der Bürgerkrieg die
Sklaverei beendete und die heute zum
 großen Teil von Republikanern regiert
 werden. Wer sich in Alabama registrieren
lassen will, braucht seit 2014 einen Füh-
rerschein oder ein anderes Dokument mit
Foto. Die bis dahin ebenfalls zugelassenen
Ausweise, die zum Bezug einer Sozialwoh-
nung berechtigen, reichen nicht mehr. Vie-
le sozial schwache Afroamerikaner aber
besitzen kein anderes offizielles Doku-
ment.

Der 1965 eingeführte Voting Rights Act
hat solche Tricksereien lange erschwert.
So wurden Staaten und Bezirke, die sich
in der Vergangenheit durch eine besonders
dreiste Drangsalierung von Minderheiten
hervorgetan hatten, dazu verpflichtet, die
Änderung von Wahlgesetzen dem Justiz-
ministerium in Washington oder einem
Bundesgericht vorzulegen. Die konser -
vative Mehrheit des Supreme Court erklär-
te diesen Teil des Gesetzes 2013 indes 
für verfassungswidrig. Die Reaktion der
Republikaner ließ nicht lange auf sich
 warten. Nur wenige Stunden nach der
 Gerichtsentscheidung setzte Texas ein 
Gesetz in Kraft, das zum Beispiel Studen-
tenausweise zur Wahlregistrierung nicht

mehr akzeptierte – die Genehmigung, eine
verdeckte Waffe zu tragen, dagegen schon.

»Die konservativen Richter am Su -
preme Court haben eine große Bereit-
schaft gezeigt, Gesetze für gültig zu erklä-
ren, die das Wählen erschweren«, sagt der
Staatsrechtler Richard Hasen, der an der
University of California lehrt. Im Januar
2018 entschied ein Bundesgericht in New
Jersey, dass die Republikaner erstmals seit
Jahrzehnten wieder sogenannte Beobach-
ter vor Wahllokale schicken dürfen. An-
geblich soll damit Betrug verhindert
 werden. »Tatsächlich geht es um die Ein-
schüchterung von afroamerikanischen
Wählern«, sagt die Historikerin Carol
 Anderson, die an der Emory University
in Atlanta lehrt.

Kaum ein Staat geht bei der Unterdrü-
ckung von Wählerstimmen so konsequent
vor wie Georgia. Bei den Gouverneurs-
wahlen vor zwei Jahren ordnete der da-
mals zuständige Minister Brian Kemp die
Schließung von über 200 Wahllokalen an,
die Mehrheit davon in armen Wohngebie-
ten. Der Witz dabei: Kemp überwachte
nicht nur die Gouverneurswahlen, er war
zugleich Kandidat der Republikaner – und
gewann schließlich im November 2018 mit
einem Vorsprung von nur 55000 Stimmen
gegen seine schwarze Konkurrentin Stacey
Abrams.

Auch Trump hat bei seiner Wahl im 
Jahr 2016 massiv davon profitiert, dass
Angehörige von Minderheiten nicht zur
Wahl gingen. Er lockte vor allem weiße
Männer und Frauen ohne College-Ab-
schluss an die Urnen, während die Mo -
bilisierung von Schwarzen und Latinos 
auf ein historisches Tief absackte – was
auch daran lag, dass viele dieser traditio-
nell demokratischen Wähler nicht mit
Trumps Gegnerin Hillary Clinton warm
wurden.

Das ist bei Joe Biden anders. Kaum 
ein anderer weißer Politiker ist bei schwar-
zen Wählern in den USA so beliebt wie
Obamas ehemaliger Vizepräsident, wes-
halb Trump nun um seine Wiederwahl
fürchtet. Nach jetzigem Stand dürfte 
das bewährte und hässliche Instrument 
der »voter suppression« aber nicht ausrei-
chen, um sich in eine zweite Amtszeit zu
retten. Trump muss zu härteren Mitteln
greifen.

Schon im Wahlkampf 2016 hatte er be-
hauptet, dass die Demokraten einen mas-
siven Betrug vorbereiteten. Wundersamer-
weise gewann er gegen Clinton, trotzdem
wollte er von seiner Verschwörungstheorie
nicht lassen. Nach dem Einzug ins Weiße
Haus diente sie zur Erklärung, warum
Clinton die »popular vote« gewonnen hat-
te. Der neue Präsident setzte sogar eine
Kommission ein, die unter anderem Bele-
ge für seine absurde These sammeln sollte,
dass Millionen illegaler Einwanderer für
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Wahlkämpfer Harris, Biden Die Demokraten haben 600 Juristen engagiert,
um einen möglichen Betrug des Präsidenten abzuwehren. 



Nachteil für Rot

0 Wahlkreise an Rot
5 Wahlkreise an Blau

Blau gewinnt
die Mehrheit

Wahlkreise nach Wunsch
Drei beispielhafte Möglichkeiten, 50 Wahlberechtigte in fünf Wahlbezirke einzuteilen* (»Gerrymandering«)
50 Wahlberechtigte

Wahlgerät in
New York
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Optimale Einteilung

2 Wahlkreise an Rot
3 Wahlkreise an Blau

Blau gewinnt
die Mehrheit

Nachteil für Blau

3 Wahlkreise an Rot
2 Wahlkreise an Blau

Rot gewinnt
die Mehrheit

Präferenzen:
40% Rot 60% Blau

*bei absolutem
Mehrheitswahlrecht

Clinton gestimmt hätten. Die Gruppe wur-
de Anfang 2018 sang- und klanglos auf -
gelöst.

Trump ist ein Mann, der eine Grund -
regel der Demokratie nicht akzeptieren
will: dass zur Politik auch die Niederlage
gehört. Selbst beim Golf schummelt 
er und lässt in unbeobachteten Momenten
einen Ball aus seiner Hosentasche kullern.
Warum sollte ein Mann, der auf dem
 Rasen keine Fairness kennt, ausgerechnet
in der Politik zu einem besseren Men-
schen werden? Ein Mann, der sich sein
ganzes Leben mit zwielichtigen Leuten
umgeben hat – Beratern wie Steve Ban-
non, der am Donnerstag verhaftet wurde,
weil er bei einer Spendenaktion betrogen
haben soll. 

Fest steht: Je mehr Durcheinander in
den Tagen nach der Wahl herrscht, umso
glaubwürdiger kann der Präsident ein für
ihn ungünstiges Ergebnis anzweifeln.

In den USA gibt es keine zentrale In-
stanz, die über Sieg und Niederlage be-
stimmt. In der Vergangenheit war es Sitte,
dass Fernsehsender wie CNN oder die
Nachrichtenagentur AP die Ergebnisse
aus den einzelnen Staaten zusammen -
rechneten und schließlich einen Sieger
aus riefen. In der Regel hielten sich die
Kandidaten bis dahin mit eigenen Erklä-
rungen zurück.

Aber warum sollte Trump auf Medien
warten, die er ohnehin beschuldigt, »fake
news« zu verbreiten. Sollte er sich zum
Sieger ausrufen, würden ihm seine Anhän-
ger das wohl abkaufen. Trump hat sich
 seine eigene Realitätsblase geschaffen.
Weil er – verstärkt durch seinen Lieb -
lingssender Fox News – schon seit Mona-
ten  behauptet, die Wahl im November
werde manipuliert, glauben laut einer Um-
frage inzwischen knapp 50 Prozent der
Amerikaner, an der Behauptung sei etwas
dran.

Zugleich könnte er die Republi kaner 
in wichtigen Swing States zu einer Ent-
scheidung zwingen. Sollte die Wahl in 
einem dieser Staaten Spitz auf Knopf 
stehen, während gleichzeitig der Präsi-
dent die Gültigkeit Zehntausender Brief-
wahlstimmen in Zweifel zieht, könnten
sie sich auf Artikel 2 der US-Verfassung
berufen.

Dieser besagt, dass die Parlamente in
den einzelnen Bundesstaaten die Wahl-
männer bestimmen, die dann in Washing-
ton den künftigen Präsidenten krönen. In
der jüngeren US-Geschichte war die Re-
gelung zwar nur eine Formalie – faktisch
wurden die Wahlmänner von den Bürgern
bestimmt, die Parlamente und die Regie-
rungen in den Staaten reichten das Votum
über die Wahlmänner nur weiter in die
Hauptstadt. 

Doch wenn Trump das Wahlergebnis 
in einem Swing State wie Michigan,
 Wisconsin und Pennsylvania anzweifelt,
könnten sich die Parlamente in diesen
Staaten – die allesamt republikanische
Mehrheiten haben – wieder auf die alte
Regel berufen, um Trump eine Mehrheit
im Wahlmännergremium zu verschaffen.
»Für uns ist dies das absolute Albtraum-
szenario«, sagt der Historiker Nils Gilman,

der zusammen mit Rosa Brooks die Plan-
spiele für den Machtübergang organisiert
hat.

Die Demokraten bereiten sich bereits
auf einen solchen Coup des Präsiden-
ten vor. In 19 Bundesstaaten haben sie
 Aktivisten postiert, um »voter suppres -
sion« aufzudecken und anzuprangern.
 Biden kündigte an, sein Team habe 
600 Anwälte und 10000 Freiwillige rekru-
tiert, die in  jedem Staat darauf achten 
sollten, dass alles frei und fair ablaufe. 

Natürlich muss es nicht zum Äußersten
kommen. Wenn Biden die Wahl haushoch
gewinnt und schon in der Nacht zum 
4. November klar die großen Swing States
Florida und Pennsylvania holt, wird sich
Trump kaum im Amt halten können. »Am
Ende sind wir immer noch die Vereinigten
Staaten und nicht Venezuela«, sagt der 
Republikaner und Trump-Gegner Bill
 Kristol.

Es ist ein Hoffnungsschimmer, dass
selbst Mitch McConnell, der Mehrheits-
führer der Republikaner im Senat, vor
 einiger Zeit so etwas wie einen Rest de-
mokratischen Gewissens offenbarte. Als
im November 2019 der Republikaner 
Matt Bevin die Gouverneurswahl in
McConnells Heimatstaat Kentucky verlor,
sprach der Unterlegene sofort von Wahl-
betrug. McConnell stoppte den Spuk 
mit den Worten, die Wahl sei verloren,
und es gelte nun, nach vorn zu blicken.
Mit einem ähnlichen Satz könnte McCon-
nell auch die Präsidentschaft Trumps 
beenden.

Was aber, wenn sich die Republikaner
wie so oft in der Vergangenheit dem Wil-
len Trumps unterwerfen? Dann gibt es nur
noch eine Verteidigungslinie: den Obers-
ten Gerichtshof. Dieser zeigte sich in jüngs-
ter Zeit erstaunlich unabhängig, obwohl
Trump dort zwei neue konservative 
Richter installieren konnte. So hat das
 Gericht – sehr zum Ärger des Weißen Hau-
ses – ein Urteil gesprochen, das es Arbeit-
gebern verbietet, Transgender und Homo-
sexuelle zu feuern. Außerdem hat es eine
liberale Einwanderungsregel verteidigt,
die aus der Ära Obama stammt. 

Einiges spricht also dafür, dass das Ge-
richt einschreitet, sollte Trump offenen
Rechtsbruch begehen – etwa, indem er die
Auszählung von Briefwahlstimmen unter-
bindet. 

Den USA stehen stürmische Wochen
bevor. Denn nicht nur Trump, sondern
auch die Demokraten sind nicht mehr
 bereit, sich ohne Weiteres an Gepflogen-
heiten zu halten, die jahrzehntelang als
selbstverständlich galten. In einem der
Planspiele der Gruppe um Brooks ging es
um die Frage, was Joe Biden tun würde,
sollte Trump ohne Tricksereien die Mehr-
heit im Wahlmännergremium gewinnen,
die Demokraten aber – wie schon im Jahr
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»Lasst nicht zu, 
dass sie euch 
eure Demokratie 
wegnehmen.«
Barack Obama
Ehemaliger US-Präsident



2016 – die »popular vote«. Zum großen
Erstaunen etlicher Teilnehmer sagte Clin-
tons ehemaliger Wahlkampfmanager John
 Podesta, Biden würde in diesem Fall nicht
einfach eine Wahlniederlage einräumen.
Vielmehr würde er die großen demokra-
tisch regierten Bundesstaaten an der West-
küste – allen voran Kalifornien und Ore-
gon – ermuntern, sich von den USA abzu-
spalten.

Unvorstellbar? 
Es gehöre zur menschlichen Natur, dass

man glaube, die sichere Existenz der Ge-
genwart schreibe sich einfach in die Zu-
kunft fort, sagt Rosa Brooks. »Vor dem
Gemetzel auf dem Balkan in den Neunzi-
gerjahren haben die Serben und die Bos-
nier auch nicht geglaubt, dass sie sich so
etwas Schreckliches antun könnten. Sie
haben gesagt: ›Wir sind Nachbarn, Freun-
de, wir sind verheiratet. Der Gedanke ist
lächerlich!‹« 

Tatsächlich brauche es nicht einmal eine
Mehrheit, damit ein Land in Repression
und Schrecken abgleite, sagt die Professo-
rin. »Nötig ist nur eine Minderheit, die ex-
trem gewissenlos ist.«

Trump hat in seiner ersten Amtsperiode
internationale Organisationen demoliert
und gleichzeitig Potentaten rund um den
Globus bestärkt. Der Präsident sah nach
dem Mord an dem Journalisten Jamal
Khashoggi von Sanktionen gegen Saudi-
Arabien ab, obwohl seine Geheimdienste
eindeutige Hinweise dafür geliefert hatten,
dass Kronprinz Mohammed bin Salman
hinter der Tat steckt. 

Bei einem Abendessen ermunterte
Trump den chinesischen Staatspräsidenten
Xi Jinping, den Bau von Konzentrations-
lagern für die uigurische Minderheit vo-
ranzutreiben, so erinnert sich zumindest
John Bolton, der ehemalige Sicherheits -
berater des US-Präsidenten.

Wer soll die Fahne der Freiheit in die
Hand nehmen, wenn der amerikanische
Präsident sich die Macht nicht mehr neh-
men lässt? Wenn das Land dem Beispiel
von Ungarn, der Türkei und Brasilien
folgt? Kanada, der anderen großen Demo-
kratie auf dem amerikanischen Kontinent,
fehlen dafür die Mittel und die militärische
Macht. Die EU ist schon froh, wenn sie
die Folgen des Brexits und der Corona -
krise halbwegs meistert. 

Bei allen Defiziten waren die USA im-
mer ein Ort für alle, die sich nach Freiheit
sehnten: eine »shining city upon a hill«,
wie es Ronald Reagan einst formulierte.
Doch über der leuchtenden Stadt ziehen
dunkle Gewitterwolken auf.

Ralf Neukirch, René Pfister, Ines Zöttl
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� Lesen Sie auch auf Seite 92
US-Chefimmunologe Anthony Fauci 
im SPIEGEL-Gespräch

TERRA X
SONNTAG, 23. 8., 19.30 – 20.15 UHR, ZDF

Abenteuer Freiheit – Unter-
wegs auf der Panamericana
Die wilde Natur der kanadischen
 Pazifikküste, die Regenwälder Costa
Ricas und die sagenumwobenen
 Anden – Sehnsuchtsorte, die eine
Familie aus Kiel auf ihrer Reise ent-
lang der Traumstraße Panamericana
kennenlernt. Michaela, Tim und ihre
vier Kinder sind ohne ein festes
Rückreisedatum unterwegs, um sich
ihren Traum von Freiheit zu erfüllen.
Der Film begleitet eine Familie, die
sich in ihrem umgebauten Lastwagen
durch nichts unterkriegen lässt.

SPIEGEL TV WISSEN
MONTAG, 24. 8., 21.05 – 22.00 UHR, SKY 
und bei allen führenden Kabelnetzbetreibern

Wasser – Quelle der Macht
Der Geophysiker Alain Gachet hat ein
revolutionäres Verfahren entwickelt,
um Wasservorkommen in bis zu drei
Kilometer Tiefe zu lokalisieren. Doch
die Quelle des Lebens ist auch eine
Quelle der Macht. Gachet musste
feststellen, dass seine lebensretten-
de Erfindung nicht allen gefällt.

SPIEGEL GESCHICHTE
MONTAG, 24. 8., 22.05 – 23.35 UHR, SKY

Countdown zum Atomkrieg
Michail Gorbatschow und Ronald
Reagan haben als erfolgreiche
 Vorkämpfer atomarer Abrüstung Ge-
schichte geschrieben; und es schien,
als hätte die Menschheit ihre Lektion
aus Hiroshima und Nagasaki gelernt.
Eine schonungslose Analyse der
letzten drei Jahrzehnte durch den
 Reformer Gorbatschow, seine Berater
und Verhandlungspartner lässt
 befürchten: Möglicherweise steht die
Welt wieder vor einem Kalten Krieg. 

SPIEGEL TV
MONTAG, 24. 8., 23.25 – 0.00 UHR, RTL 

20 Jahre eine Leiche 
im Keller
Warum der mysteriöse Tod 
des Walter Emmerich zum längsten
 Rentenbetrug aller Zeiten wurde

Simulierte Normalität
Corona-Testlauf auf Weihnachts-
markt und Konzertbühne
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Deutschland

Fataler Irrtum
Stadtautobahn-Attentäter Behörden schätzten den Iraker als ungefährlich ein.

DER SPIEGEL  Nr. ��  /  ��. �. ����

� Deutsche Sicherheitsbehörden hatten
den mutmaßlichen Attentäter von der Ber-
liner Stadtautobahn als ungefährlich ein -
gestuft. Das geht aus vertraulichen Unter -
lagen des Bundesamts für Migration und
Flüchtlinge zu Sarmad A. hervor. In sei-
nem Asylverfahren überprüften die Behör-
den 2016 auch, ob der Iraker Kontakte zur
terroristischen Szene hatte. Damals lagen
keine Hinweise darauf vor. Sie hätten im
Fall A. »keine Bedenken«, hielten die Be -

amten daraufhin in offiziellen Unterlagen
fest – ein fataler Irrtum. Am vergangenen
Dienstagabend  attackierte A. in Berlin
mehrere Menschen mit seinem Auto, mut-
maßlich absichtlich. Drei Motorradfahrer
wurden schwer verletzt. Die Staatsanwalt-
schaft geht von einem islamistischen Motiv
aus. Nach der Tat soll A. »Allahu akbar«
ge rufen und auf der Autobahn einen
Gebetsteppich ausgerollt haben. Zudem
soll der 30-Jährige in der Vergangenheit

Kontakt zu einem islamistischen Gefährder
gehabt haben. Gleichzeitig liegen aber
auch Hinweise auf eine psychische Erkran-
kung des Mannes vor. Ein Haftrichter ord-
nete die Unterbringung in der Psychiatrie
an. Der Asylantrag von Sarmad A. war
abgelehnt worden. Eine Abschiebung des
Irakers scheiterte an fehlenden Reisedoku-
menten aus dem Herkunftsland. Ermittelt
wird gegen Sarmad A. nun unter anderem
we gen versuchten Mordes. ROL
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Popkultur-Showdown im Kriminalgericht Moabit Einst gemeinsam auf dem roten Teppich, heute erbitterte Feinde:
Haben der Berliner Clanchef Arafat Abou-Chaker (hinten Mitte) und seine Brüder den Rapper Bushido, bürgerlich
Anis Ferchichi, beschimpft, bedroht und drangsaliert? Zum Prozessauftakt am Montag zeigten sich die Angeklagten
mit  ihren Verteidigern in bester Laune. In einem Song schrieb der Musiker über sich und sein Verhältnis zu Abou-
 Chaker: »Heute weiß er, damals trat der Teufel in sein Leben.« Nächste Woche ist Bushido als Zeuge geladen.
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Markus Feldenkirchen Der gesunde Menschenverstand

Opposition ist Mist
Eines ist ja wohl klar: Die Große Koalition muss

beendet werden. 11 der letzten 15 Jahre haben
Union und SPD gemeinsam regiert. Das ist unge-
sund, denn Demokratie lebt vom Wechsel.
Deutschland braucht dringend eine neue Regie-

rung. Das sagt inzwischen selbst Olaf Scholz, der
bösen Gerüchten zufolge schon als Kind in Kurt-

Georg-Kiesinger-Bettwäsche schlief. Der war der erste Kanzler
einer Großen Koalition in der Bundesrepublik.

Zum Glück gibt es Alternativen. Gleich vier Parteien im
Bundestag sind derzeit nicht mit Regieren beschäftigt. Sie
 hätten alle Zeit und Muße, uns Bürgern Lust auf den Wechsel
zu machen: mit Konzepten und Visionen, mit attraktiven Per-
sonalangeboten. Eine starke, kreative Opposition ist für eine
lebendige Demokratie ebenso wichtig wie die Regierung selbst.

Und nun zur deutschen Gegenwart.
Die FDP hat gerade ihr verwirrendes Experiment abgebro-

chen, Frauen in der Führungsspitze zu dulden. Sie setzt nun
wieder konsequent auf ihre bewährte Personalpolitik aus der
Nachkriegszeit: Männer, die irgendwas mit Wirtschaft machen.
Der zuletzt angerichtete Schaden hält sich zum Glück in Gren-
zen: Kaum jemand hat mitbekommen, dass die gerade abge-
sägte Generalsekretärin Linda Teuteberg überhaupt General -
sekretärin war. So egal ist den Bürgern die FDP mittlerweile.

Bei den Grünen geht es zurzeit
 weniger darum, was sie wollen, sondern
darum, was sie nicht wissen. Robert
Habeck jedenfalls konnte sich zuletzt
nicht so gut merken, was die Bundes -
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
eigentlich beruflich macht. Oder wie die
Pendlerpauschale jetzt noch mal funktio-
niert. Immerhin kennt er sich mit Insta -
gram aus und schmust gern mit Ponys.

In der Linken erschüttert viele das
 tragische Schicksal des weißrussischen

Diktators Alexander Lukaschenko so sehr, dass sie vor Sorge
die eigene Regierungsperspektive aus den Augen verlieren.
Andrej Hunko, immerhin stellvertretender Fraktionschef der
Linken im Bundestag, hat alle Hände voll zu tun, den bedau-
ernswerten Genossen Lukaschenko gegen unverschämte Rufe
nach Sanktionen zu verteidigen.

Auch die programmatischen Alternativen der AfD kommen
gerade ein wenig zu kurz. Sie leidet unter Organklagen medizi-
nischer Natur, weil ihr sogenanntes Spitzenpersonal die gegen-
seitige Sympathie etwas zu überschwänglich zum Ausdruck
bringt. Der AfD-Politiker Andreas Kalbitz »knuffte« seinen
Parteifreund, den Brandenburger Landtagsabgeordneten Den-
nis Hohloch, nach eigener Aussage zur Begrüßung so herzlich,
dass dieser einen Milzriss erlitt und auf die Intensivstation
musste. Unter schlagkräftiger Oppositionsarbeit hat man sich
eigentlich etwas anderes vorgestellt. 

»Opposition ist Mist«, die legendäre Formel des großen sau-
erländischen Staatstheoretikers Franz Müntefering, bekommt
in dieser traurigen Gegenwart eine ganz neue Bedeutung. Was
aber folgt aus diesem Versagen der Opposition? Vielleicht
waren die vergangenen Jahre mit dieser elend langweiligen
Großen Koalition ja doch nicht so verkehrt. 

An dieser Stelle schreiben Markus Feldenkirchen und Alexander  Neubacher
im Wechsel.

Nachgezählt
Ambulant tätige Allgemeinmediziner und praktische ˜rzte 
in Deutschland, die Videosprechstunden anbieten  

����

��,�%

����
�,� %*

Quelle: Stiftung Gesundheit
*Die Zahl für 2017 bezieht sich auf alle 
niedergelassenen ˜rzte in Deutschland. 

Unter schlag-
kräftiger Op-
position hat
man sich et-
was anderes
als Milzrisse
vorgestellt. 

Corona I

Linke fordert
Kinder-Testzentren 
� Die Linksfraktion fordert
eigene Corona-Testzentren
für Schüler und Kita-Kinder.
»Allgemeine Teststellen sind
überlastet und arbeiten nicht
schnell genug, obwohl die
Erkältungssaison noch nicht
mal angefangen hat«, sagt der
Parlamentarische Geschäfts-
führer der Linken im Bundes-
tag, Jan Korte. Deshalb solle
es in jedem Schulbezirk eine
Testeinrichtung geben, »die
sieben Tage die Woche bin-
nen kürzester Zeit Gewiss-

heit« über eine Infizierung
geben könne. Man könne
nach so langer Zeit ohne
Unterricht Kindern nicht
zumuten, wegen jeder Erkäl-
tung zu Hause zu bleiben.
Auch könne man die anderen
Kinder, Lehrer und Erzieher
nicht einer Gefahr aussetzen.
»Was am Flughafen für alle
möglich ist, muss auch für
Schul- und Kita-Kinder mög-
lich sein«, sagt Korte. Die
Bundesregierung solle das
Thema beim nächsten Schul-
gipfel mit den Bundesländern
ansprechen und Unterstüt-
zung anbieten, fordert Korte
in einer schriftlichen Anfrage
an die Regierung. JOS

Corona II

Milliarden fürs
Militär
� Von einem speziellen Coro-
na-Hilfsprogramm für Bundes-
behörden sollen vor allem das
Verteidigungs- und das Innen-
ministerium profitieren – mit
mehr als der Hälfte der Mittel
aus einem Zehn-Milliarden-
Topf im Rahmen des Corona-
Konjunkturpakets. Das geht
aus einem Schreiben des
Finanzministeriums an den
Haushaltsausschuss des Bun-
destags hervor. Demnach
gehen 3,23 Milliarden Euro
ans Verteidigungsressort und
2,56 Milliarden Euro ans

Innenministerium. Das Pro-
gramm soll Ministerien 
und Behörden ermöglichen,
geplante Inves titionen vorzu-
ziehen, und so die Wirtschaft
ankurbeln. So könnte das Ver-
teidigungsministerium etwa
für 1,45 Milliarden Euro die
Computernetze der Bundes-
wehr modernisieren. Die
Haushaltspolitikerin der Lin-
ken, Gesine Lötzsch, kritisiert
die Verteilung: »Das sind beim
besten Willen keine Zukunfts-
investitionen. Wir haben in
den  vergangenen Jahren erfah-
ren, dass die Bundeswehr viel
Geld ausgeben kann, doch
dafür immer nur kaputte Hub-
schrauber, Panzer und Flug-
zeuge bekommen hat.« WAS 



Tiergartenmord

Neue Spuren führen zu
russischem Geheimdienst
� Ein möglicher Helfer des mutmaß -
lichen Tiergartenmörders Vadim Krasi-
kov hat ebenfalls Verbindungen zu
Russlands Inlandsgeheimdienst FSB.
Nach gemeinsamen Recherchen des
������� und der Investigativplatt -
formen Bellingcat und The Insider ver-
wendete Roman D. zwei falsche Identi-
täten. D. ist ein ehemaliges Mitglied
einer FSB-Eliteeinheit, die unter ande-
rem in Afghanistan und Tschetsche-
nien eingesetzt wurde. Heute arbeitet
D. für die »Vympel«-Organisation, die
von ehemaligen Mitgliedern der
Kampfgruppe gegründet worden war.
Vadim Krasikov wird beschuldigt, am
23. August 2019 in Berlin einen Exil -
georgier im Auftrag staatlicher russi-
scher Stellen erschossen zu haben –
was er bestreitet. Er unterhielt im Vor-
feld des Attentats Verbindungen zu
»Vympel«-Leuten und war wiederholt
in Trainingszentren des FSB. Der
 Prozess gegen ihn soll im Oktober vor
dem Berliner Kammergericht begin-
nen. Roman D. fiel den Ermittlern auf,
weil er in seinem Visumantrag für 
den Schengenraum denselben Arbeit-
geber wie der mutmaßliche Tier -
gartenmörder genannt und sein Visum
auch am selben Tag beantragt hatte.
Noch ist für die Ermittler allerdings
unklar, ob er Krasikov bei dessen Tat
unterstützt hat und welche Rolle er
spielte. Nach Erkenntnissen tsche-
chischer Behörden war Roman D. 
aber offenbar in zwei Morde in Istan-
bul verwickelt. RED

CDU

Sommertour nach rechts
� Der CDU-Bundestagsabgeordnete und
hallesche Stadtrat Christoph Bernstiel
will nichts von rechten Umtrieben eines
Gesprächspartners gewusst haben. Zu -
letzt traf er während seiner Sommertour
im Wahlkreis den Aktionskünstler und
Verschwörungsideologen Rolf Becker,
auch bekannt als »Drehorgel-Rolf«, zum
Fototermin. »Der hallesche Aktions-
künstler ist ein echtes Original und mit
seinen diversen Trabbis hat er mehr als
80 Länder bereist«, schrieb Bernstiel
anschließend auf seiner Facebook-Seite.
»Herzlichen Dank für diese einmalige

Gelegenheit und weiterhin alles Gute!«
Becker verbreitet im Netz unter anderem
die Behauptung, die Europäische Union
sei von der CIA und Nazis gegründet
worden. In einem Posting heißt es, »wir«
würden von »Verbrechern geführt«,
ebenso teilt er immer wieder AfD-Pos-
tings. »Die politischen Ansichten von
Herrn Becker« seien ihm nicht bekannt
und »auch nicht Bestandteil des Ge -
sprächs« gewesen, heißt es dazu aus
Bernstiels Büro. Der Abgeordnete gehört
zum rechten Flügel des sachsen-anhal -
tischen CDU-Landesverbands, von dem
sich manche eine Zusammenarbeit mit
der AfD erhoffen. Bernstiel betont, er
lehne eine Koalition mit der AfD ab. TIL
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Chappattes Welt

Bundespolizei

Taser auf Bahnhöfen
� Im September will die Bundespolizei
einen Testlauf mit Distanz-Elektroimpuls-
geräten starten, besser bekannt als Taser.
Je zehn Geräte gehen für zunächst ein
Jahr an Polizisten der Bahnpolizei-Inspek-
tionen Frankfurt am Main, Kaiserslautern
und am Berliner Ostbahnhof. Bisher
 setzen in Deutschland nur die Landespoli-
zeien in Hessen, Rheinland-Pfalz und
dem Saarland auf den Taser. Versuche in
anderen Bundesländern laufen. Die Bun-
despolizei hat bisher ihre Spezialtruppe
GSG 9 damit ausgerüstet. Dort kamen die
als Waffe deklarierten Taser angeblich 
nie zum Einsatz. Das Testgerät Taser X2
wurde nun mit der Zulassung bei der

 Bundespolizei zu einem »Hilfsmittel bei
unmittelbarem Zwang« herabgestuft. 
Der Risiken ist sich die Bundespolizei
bewusst – in der hessischen Polizei gab 
es bisher mindestens einen Toten nach
Taser-Einsätzen. Zielen sollen Bundes-
polizisten möglichst nur auf den Rücken
oder Bauch von Personen, die sich sonst
nur mit der Schusswaffe stoppen ließen.
Kopf, Hals, Nacken und Genitalien sind
laut Verordnung tabu. Getasert werden
darf nur nach vorheriger Warnung. Auf
Bahnhöfen und in Streifenfahrzeugen
muss ein Defibrillator bereitstehen, sollte
der Elektroschock beim mutmaßlichen
Täter zum Herzstillstand führen. Vom
Taser verspricht sich die Bundespolizei
mehr Sicherheit für die Beamten und
weniger Risiken für Angreifer. AMP
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Ermittler am Tatort Tiergarten 2019



Justiz

Bayern verschleppt
Digitalisierung
� Eine bayerische Digitalisie-
rungspanne beschäftigt den
Bundestag. Es geht um eine
Datenbank für Grundbuch-
einträge. Sie soll die Kommu-
nikation zwischen Notaren,
Gerichten, Kreditinstituten
und Behörden erleichtern.
Dafür müssen deutschland-
weit etwa 37 Millionen
Grundbuchblätter durch eine
automatische Texterkennung
in eine Datenbank überführt
werden. Teilweise sind die
Dokumente handschriftlich
verfasst, manche noch in Süt-
terlinschrift. Federführend
bemüht sich seit 2011 das
bayerische Justizministerium
darum, eine entsprechende
Software für Deutschland zu

entwickeln. Doch nun musste
das CSU-geführte Haus ein-
räumen, nicht fristgerecht
 liefern zu können. Weil zum
Jahresende eine Vorschrift
abläuft, die es erlaubt, für die
Software-Entwicklung
Grundbuchdaten zu nutzen,
muss nun der Bundestag die
Frist verlängern. In der SPD
sorgt das für Unmut: »Die
bayerische Landesregierung
ist damals vorgeprescht, weil
sie sich für besonders kom -
petent hielt«, sagt der rechts-
politische Sprecher der SPD-
Fraktion im Bundestag,
Johannes Fechner. »In neun
Jahren kriegt sie es aber nicht
hin und meldet das kurz vor
Ablauf der Frist. Jetzt müssen
wir schnell die Grundbuch-
ordnung ändern und dann
weiter warten.« Dies sei ein
»Armutszeugnis und für
Deutschland peinlich«. LYR

FDP

Tierschutz ins
Grundgesetz
� Auf dem Weg in den kom-
menden Bundestagswahl-
kampf will die FDP den Tier-
schutz stärker ins Visier neh-
men. Auf dem Parteitag im
September wird der desig-
nierte Generalsekretär Vol-
ker Wissing dazu den Dele-
gierten einen Antrag unter
dem Titel »Marktwirtschaft
kann Tierschutz« vorlegen.
Zentrale Punkte sind die Ver-
ankerung des Tierschutzes
als »Staatsziel im Grund -
gesetz« und mehr Transpa-
renz für Verbraucher. Die For-
derungen der Gesellschaft zu
Umwelt- und Naturschutz sei-
en berechtigt, heißt es in dem
vom Bundesvorstand mitge-
tragenen Papier. Für bäuer -
liche Betriebe müsse aber 
ein »fairer Lastenausgleich«
geschaffen werden. Höhere
Preise für artgerechte Tierhal-
tung will die FDP nicht über
Sonderabgaben erreichen,
sondern über eine »generelle
Anhebung der Standards« in
der EU-Tierhaltung. So müss-
ten »Anbindehaltung und
Kastenstand so schnell wie

möglich tierfreundlicheren
Alternativen weichen«. Auch
das Kükenschreddern und 
die Ferkelkastration ohne
Betäubung müssten verboten
werden. Zudem fordert die
FDP ein »einfaches, trans -
parentes und verpflichtendes
Tierwohllabel in der gesam-
ten EU«. Mit der Kaufent-
scheidung der Bürger sei
»auch die Übernahme einer
ethischen Verantwortung
 verbunden«, heißt es in
 Wissings Antrag. Der Jurist
ist in Rheinland-Pfalz auch
Agrarminister in einer
 Ampelkoalition mit SPD 
und Grünen. SEV
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Die Augenzeugin

»Videos für die Kleinen«
Julia Buchholz, 31, ist Archivarin in der Schleswig-
 Holsteinischen Landesbibliothek. Seit dem 
Lockdown Mitte März sammelt sie dort Objekte 
und Fotos aus dem neuen Corona-Alltag.

� »Das größte Problem von Archiven: Niemand kann 100-
prozentig sagen, was die Historiker in Zukunft interessieren
wird. In der Coronakrise war das anders. Da war mir von
Anfang an klar, dass diese Zeit später in allen Geschichts -
büchern stehen wird. Deshalb haben wir von der Schleswig-
Holsteinischen Landesbibliothek früh dazu aufgerufen, uns
Gegenstände der Pandemie zu schicken. Jeder Schleswig-Hol-
steiner kann etwas zur Sammlung beitragen – beispielsweise
Masken, Briefe oder auch Fotos.

Dabei war mir recht schnell bewusst, dass wir nicht mit
Objekten überhäuft werden. Die meisten Gegenstände werden
schließlich immer noch benutzt. Dennoch sind mittlerweile
mehr als hundert Einsendungen in unserem Corona-Archiv
angekommen. Einige davon sind sehr persönlich. Eine Groß-
mutter hat eine Seite aus ihrem Tagebuch abgegeben. Darin
schreibt sie einen herzergreifenden Text an ihre Enkel, die 
sie lange nicht sehen konnte. Solche Schilderungen sind für
Historiker in Zukunft sehr wichtig, weil sie zeigen, wie die
Menschen mit der Corona-Pandemie umgegangen sind und
wie sich der Alltag verändert hat.

Mein bisheriges Lieblingsstück im Corona-Archiv ist aber
ein selbst gemalter Comic im Stil der legendären Kinderzeit-
schrift ›Yps‹. In diesem Comic hat ein Finanzbeamter aus Kiel
eine Bauanleitung für einen Abstandshalter aus alten Hänge -
registraturen gemalt.

Wenn ich selbst ein Objekt einreichen müsste, dann wären
es die Videos eines Bekannten. Er ist Erzieher und hat Videos
für die Kleinen gedreht, während der Kindergarten geschlos-
sen war. Das finde ich absolut archivwürdig! Er hat in den
Videos einen Tag mit den Kindern simuliert und gezeigt, wie
es wäre, wenn man jetzt zusammen singen und spielen könnte.

Diese Objekte aus dem Corona-Archiv ergänzen unsere
eigentliche Sammlung. Insgesamt haben wir hier rund 
50 000 Objekte. Von bedeutenden Gemälden bis hin zu
 Waffen aus dem Deutsch-Dänischen Krieg. Mit all diesen
Objekten stellen wir sicher, dass es in Zukunft genügend
 Quellen gibt. Besonders für so etwas Einschneidendes wie 
die Corona-Pandemie.« Aufgezeichnet von Christian Volk
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So gesehen

Neue Gefährder 
Familienclans überrennen unsere
Grenzen. 

� Die Sicherheitsbehörden müssen
handeln: Deutschland ist in Gefahr.
Eine bislang unbekannte Gruppe von
Gefährdern bedroht unseren Staat.

Nach Erkenntnissen der Bundes -
polizei reisen in diesen Tagen unzählige
Familienclans in die Bun desrepublik
ein, teilweise mit auffällig  vielen Kin-
dern. Von rechtschaffenen Deutschen
sind sie kaum zu unterscheiden, offen-
bar verfügen fast alle über gültige deut-
sche Einreisepapiere. Manche verrät
allerdings eine leichte Rot- oder Braun-
färbung der Haut. 

Auf ihren Smartphones haben sie
harmlos wirkende Strandfotos gespei-
chert, bei stichprobenartigen Durch -
suchungen wurden auffällige Sandreste
in Koffern und Unterwäsche gefunden.
Die meisten beteuern, sich direkt nach

der Einreise in die
deutsche Arbeitsge-
sellschaft integrieren
zu wollen – wenn
auch teilweise wider-
willig. Den Behörden
sind bislang die Hän-
de gebunden: Die Ver-
dächtigen haben
einen festen Wohnsitz
im Inland und meist
sogar einen sozialver-
sicherungspflichtigen

Arbeitsplatz, an dem sie angeblich 
»am Montag wieder antreten müssen«. 

Sie tarnen sich als Normalbürger, tat-
sächlich handelt es sich um pflichtver-
gessene Subjekte, die mit ihrem selbst-
süchtigen Verhalten, ihrer schamlosen
Erholungssucht und ihrer Lust am
 Risiko das Land ins Unglück stürzen.

Jetzt helfen nur noch rigorose Maß-
nahmen: Grenzen dicht und allesamt 
in Auffanglager, bevor sie uns mit 
dem eingeschleppten Coronavirus infi-
zieren! Nur so können wir sie noch
 stoppen: die Unterwanderung Deutsch-
lands durch Urlaubsheimkehrer.

Stefan Kuzmany

Den Behör-
den sind
die Hände
gebunden:
Verdäch -
tige haben
deutsche
Papiere.

Katastrophenschutz

Mit kleinen Feuern üben
Deutschland muss sich dringend auf die
Bekämpfung von Landschaftsbränden
 vorbereiten, sagt Johann Georg Goldam-
mer, 70. Er leitet das Global Fire Monito-
ring Center in Freiburg.

SPIEGEL: Drei Dürrejahre in Folge – wie
brandgefährlich ist das für den Wald? 
Goldammer: Sehr. Nach den heißen
Wochen sind Boden und Vegetation
extrem ausgetrocknet. Der Grundwasser-
spiegel konnte sich nicht erholen. Auch
deshalb haben wir im Wald viel mehr
abgestorbene Bäume als früher. Weil der
Holzmarkt zusammen-
gebrochen ist, liegt
zusätzlich eingeschlage-
nes Holz herum, das
nicht vermarktet wird –
jede Menge Brennstoff.
SPIEGEL: Kommt nie-
mand zum Aufräumen?
Goldammer: Das Forst-
personal, das wir jetzt
dringend brauchen, wur-
de in der Vergangenheit
kontinuierlich abgebaut.
Und die Feuerwehren
sind für die Bekämp-
fung von Landschafts-
bränden noch nicht aus-
reichend ausgebildet
und ausgerüstet. 
SPIEGEL: Warum?
Goldammer: Nach einem halben Jahrhun-
dert Waldbrandruhe hatte das niemand
auf dem Schirm – bis zur Dürre in 2018.
Wir erleben jetzt die Vorboten des Klima-
wandels. Die Verhältnisse bei uns sind
nicht vergleichbar mit Australien oder
Kalifornien, wo wir im Fernsehen diese
Riesenflammenwände sehen. Noch nicht.
Aber wir müssen uns darauf vorbereiten.
In Freiburg haben wir zusammen mit den
Behörden dazu seit 2012 ein Modell auf-
gebaut, die Task Force Landschaftsbrand.
SPIEGEL: Was ist das Besondere daran?

Goldammer: In Deutschland ist die Feuer-
wehr fürs Löschen zuständig. In der Stadt
und auf den Straßen ist sie bestens aufge-
stellt. Aber im Wald, ohne Straßen und
Hausnummern, sind die Feuerwehrleute
verloren. Die Forstleute kennen ihren
Wald und sind vor Ort. Sie können ein
Feuer in den entscheidenden Anfangs -
minuten einfangen, bis die Feuerwehr
kommt, und so einen Großbrand verhin-
dern. Das ist bei uns aber bislang nicht
vorgesehen. In unserem Modell schlagen
wir die Brücke zwischen Forstwirten,
Waldeigentümern und Feuerwehr.
SPIEGEL: Wie?
Goldammer: Förster und Waldarbeiter
bekommen die gleiche Ausbildung und

Spezialausrüstung wie die
Feuerwehrleute: feuerfeste,
leichte Schutzkleidung,
Handgeräte wie Feuerpat-
schen und Feuerlöschruck-
säcke, andere Fahrzeuge.
Sie stehen zusammen im
Trainingsfeuer, lernen, was
es bedeutet, wenn sich an
einem heißen Tag alle paar
Minuten die Windrichtung
ändert und sich die Feuer-
front woanders aufbaut.
Vor ein paar Wochen
haben wir mit der Task
 Force den ersten Brand im
Bergwald gelöscht. Unser
Konzept ging auf. Ich den-
ke, diese Zusammenarbeit

sollte sich im ganzen Land durchsetzen.
Mein Ideal wäre eine Art Betriebsfeuer-
wehr in jedem gefährdeten Wald. 
SPIEGEL: Spezialausbildung, Spezialaus-
rüstung – wird das nicht ziemlich teuer? 
Goldammer: Die Zusatzkosten für solche
Spezialfeuerwehreinheiten sind etwa
10000 Euro – so viel wie eine Viertel -
stunde Löschhubschraubereinsatz. Als
vergangenes Jahr bei einem Landschafts-
brand in Mecklenburg-Vorpommern 
der Katastrophenzustand ausgerufen
 wurde, gingen allein die Flugkosten in 
die Millionen. BEL
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Goldammer

Volkswagen

Vollgas über den Acker
� Im Fall des in seinem Auto verbrann-
ten VW-Mitarbeiters Christian M. ver-
dichten sich die Hinweise auf einen Sui-
zid. Der Manager, der heimlich interne
Gespräche über einen Konflikt des Kon-
zerns mit einem Zulieferer mitgeschnit-
ten haben soll, fuhr nach ersten Unter -
suchungen an jenem Abend mit hoher
Geschwindigkeit über einen Acker und
prallte dann gegen einen Erdhügel.

Daraufhin kam das Auto an einem Feld-
weg zum Stehen. Dabei könnte der
Wagen auch in Brand geraten sein, mut-
maßen die Ermittler von Polizei und
Staatsanwaltschaft. Spuren einer mög -
lichen Fremdeinwirkung entdeckten 
sie am Unfallort nicht. Auf einen Suizid
deutet zudem ein Abschiedsbrief hin,
den Christian M. nach �������-Infor -
mationen hinterließ. Die Ergebnisse
eines abschließenden Brandgutachtens
liegen den Ermittlern bislang noch 
nicht vor. GUD



Während Stallhaltung viel Energie für die Versorgung und Haltung der Kühe verbraucht, setzen wir fast 
das ganze Jahr über rund um die Uhr auf Weidehaltung. Das ist nicht nur klimafreundlicher, artgerecht und 
natürlich, sondern sorgt auch für die einzigartige Qualität der irischen Weidemilch und den besonderen 

Geschmack in allen Kerrygold Produkten. Erfahren Sie mehr auf www.Irische-Weidehaltung.de

WEIDEHALTUNG WEITER GEDACHT

JE MEHR WEIDEZEIT, DESTO GERINGER 
DER CO�� FUSSABDRUCK.



Deutschland

N ach einer knappen Viertelstunde
wird Robert Habeck jene Frage
gestellt, auf die er so gar keine
Lust hat. Ob er sich eine Koali -

tion mit der SPD und der Linken vorstel-
len könne, will der Journalist im ARD-
»Sommerinterview« vom Grünenchef wis-
sen. Der bügelt die Frage ab: »Warum soll-
te ich denn jetzt unsere Kraft schwächen,
indem ich mich in unsinnige Koalitions -
debatten 13 Monate vor der Wahl ver -
stricke?« 

Früher beschränkte sich die Diskussion
um Rot-Rot-Grün, kurz: R2G, meist auf
die Frage, ob SPD und Grüne eine Zusam-
menarbeit mit der doch wirklich nicht sa-
lonfähigen Linken ausschlössen. Nun wird
offener gefragt: Ob sie sich eine Koalition
vorstellen können? Die Zweifel sind noch
da, aber sie erdrücken nicht mehr alles.
Eine Mehrheit für ein Linksbündnis ist laut
Umfragen zwar in weiter Ferne, trotzdem
wird gerade so offen wie nie zuvor über
R2G im Bund geredet. Es wäre ein neues,
insofern auch ein historisches Bündnis.

Man könnte vermuten, dass die Par -
teien links der Mitte darauf mit Neugier
reagieren, mit Interesse, vielleicht sogar
mit Lust. Stattdessen verströmen Habeck
und Co. vor allem tierisch schlechte Laune,
wenn es um ein mögliches Linksbündnis
geht. Als handelte es sich um eine Zumu-
tung, als wäre die Debatte völlig unsinnig.
Ist Rot-Rot-Grün also nur ein Hirngespinst,
an das niemand glaubt, an dem kaum
 jemand Interesse hat? 

Zwei Tage nach dem »Sommerinter-
view« ist Habeck im Land unterwegs, er
besucht eine Agrargenossenschaft in Sach-
sen, die Felder liegen an der Elbe. Neuer
Versuch: Herr Habeck, wie ist das jetzt
mit Rot-Rot-Grün? »Das ist eine Debatte,
die mich nicht umtreibt«, sagt er. 

Er hat Größeres im Sinn, das lässt er
schon länger durchblicken. Vor rund ei-
nem Jahr lagen die Grünen für kurze Zeit
mal gleichauf mit der Union. Das hat bei
Habeck die Lust auf mehr geweckt, die
Hoffnung, stärkste Kraft werden zu kön-

nen. In der Union steht ein Umbruch an,
Angela Merkel wird im Herbst 2021 nicht
mehr zur Wahl stehen. Und niemand weiß,
wie brutal der Kampf um ihre Nachfolge
ausfallen und wer sich durchsetzen wird.

Habeck also will an die Spitze und sich
dabei an niemanden binden, schon gar
nicht an die Linken und ihre zahlreichen
Exzentriker. Aber auch nicht an eine
schwarz-grüne Option, in der die Grünen
die Juniorrolle akzeptieren würden. 

Dass ihre Partei am Ende wirklich vor
der Union landen könnte, glauben längst
nicht alle Grünen. Dies zu behaupten bie-
tet aber die Chance, manchen Fragen noch
eine Weile auszuweichen. Auch der Frage,
welche Konstellation eigentlich die Mehr-
heit der Mitglieder präferiert. 

Schwarz-Grün nämlich ist die Lieblings-
option konservativer Realos. »Viele fän-
den es gemütlicher, mit Schwarz-Grün zu
regieren«, sagt ein Bundestagsabgeordne-
ter. Auch in anderen Parteien fürchtet man,
die Grünen hätten sich insgeheim schon
festgelegt. Programmatisch würde das
 allerdings weniger passen. »Inhaltlich ha-
ben wir die größten Überschneidungen
mit der SPD«, sagt Bundesgeschäftsführer
Michael Kellner. Noch weiter geht der
 Bundestagsabgeordnete Sven-Christian
Kindler: Es sei kein Geheimnis, dass die
Grünen mit »der SPD und der Linken
deutlich mehr inhaltliche Gemeinsamkei-
ten haben als mit Union und FDP«. Und
die Abgeordnete Canan Bayram sagt:
»Wir waren noch nie so nah an Grün-Rot-
Rot wie jetzt gerade.«

Dass es einfach würde, mit SPD und
Linken zu verhandeln, ist aber auch von
linken Grünen nicht zu hören. Dass sich
der Linkenaußenpolitiker und Reformer

Stefan Liebich aus dem Bundestag zurück-
ziehen will, bedauern auffallend viele. 

Die Zweifel an der Regierungsfähigkeit
der Linken werden nicht laut ausgespro-
chen, aber sie sind da. Auf einer Presse-
konferenz antwortete Parteichefin Anna-
lena Baerbock auf die Frage, ob sie glaube,
dass die Linken regierungsfähig seien:
»Nachdem die Frage war, was ich glaube:
Zum Glauben geht man in die Kirche, und
ich bin kein gläubiger Mensch.« So ant-
wortet niemand, der sich insgeheim ein
linkes Bündnis wünscht.

Die Anhänger der Grünen sind da of-
fenbar entschiedener. In einer Umfrage
des Meinungsforschungsinstituts Civey sa-
gen rund 54 Prozent von ihnen: Wenn es
nur diese zwei Optionen gibt, sollten sich
die Grünen auf Rot-Rot-Grün unter Kanz-
ler Scholz einlassen, nicht auf eine Junior-
partnerschaft mit der Union. Nur rund 
31 Prozent sprechen sich für Schwarz-
Grün aus. Sollten die Grünen am Ende vor
der SPD liegen und selbst den Kanzler stel-
len können, dürfte die Zustimmung für
Grün-Rot-Rot noch mal deutlich steigen.

Während die Grünen davon ausgehen
können, dass sie nicht auf die beiden Roten
angewiesen sein werden, um regieren zu
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Größeres 
im Sinn

Wahlkampf Eine rot-rot-grüne Koalition wäre für Grüne 
und SPD wohl die einzige Chance aufs 

Kanzleramt. Trotzdem reden viele nur widerwillig darüber. 
Was steckt dahinter?

»Es wird nicht nur
 darum gehen, wer 
die schönste Braut für
die CDU ist.«



können, ist die Lage für die SPD vertrack-
ter. In den meisten Umfragen liegt sie hin-
ter den Grünen. Eine erneute Koalition
mit der Union wäre selbstzerstörerisch.
Selbst der frisch gekürte Kanzlerkandidat
Olaf Scholz will sie angeblich nicht. Es
 bleiben ein Linksbündnis oder die rechne-
risch und politisch noch unwahrschein -
lichere Ampel. 

Olaf Scholz sollte man dieser Tage eben-
falls besser nicht auf Rot-Rot-Grün anspre-
chen, er und Habeck bilden in dieser Hin-
sicht eine Koalition der Griesgrame. Im
������� sagte der Vizekanzler auf die Fra-
ge nach R2G, die »bleichgesichtigen Strate-
gen in den abgedunkelten Hinterzimmern«
sollten einfach die Wahl abwarten. In einem
Interview mit »Bild TV« sagte er, er möge
die Linkspartei nicht, er sei ja in der SPD.
Als folge das eine aus dem anderen. 

Scholz will Siegeswillen ausstrahlen,
dazu Verlässlichkeit und Kontinuität, um
der Union die Merkel-Wähler abzujagen.
Dabei schadet die Linke nur, weil viele die-
ser Wähler sie ablehnen. Also bemüht man
sich in der SPD wieder mal, die Ampel als
realistische Option zu verkaufen. Und um
Distanz zur Linken. »Jeder Satz zu Rot-
Rot-Grün ist einer zu viel – es sei denn, er

kommt vom Kandidaten«, sagt ein SPD-
Stratege.

Nicht wenige in den drei Parteien glau-
ben, dass R2G überhaupt nur eine Chance
hat, wenn man möglichst wenig drüber
spricht. Als misstraute man den Wählern. 

Wie es sonst laufe, erzählen einige, habe
man doch vor drei Jahren erleben können.
Damals konnte Scholz’ Vorgänger Martin
Schulz ein halbes Jahr vor der Bundestags-
wahl auf sensationelle Umfragewerte ver-
weisen. Vor der Landtagswahl im Saarland
zeigte er sich offen für Rot-Rot. Das Expe-
riment scheiterte. Nach der Saarland-Wahl
erklärte Schulz: »Öffentliche Debatten
über Rot-Rot-Grün sind schädlich.« 

Das Leiden der Sozialdemokratie am
Verhältnis zur Linken hat inzwischen Tra-
dition. Den bundesweiten Erfolg der SED-
Erben beförderte mit Oskar Lafontaine
ausgerechnet ein Ex-SPD-Chef. Der hatte
im Streit mit Gerhard Schröder 1999 Par-
teivorsitz und Ministerium aufgegeben
und war 2005 zur WASG gewechselt, aus
der gemeinsam mit der PDS eine gesamt-
deutsche Linkspartei wurde, die sich vor
allem darüber definierte, der SPD wegen
der Hartz-Reformen Verrat an den kleinen
Leuten vorzuwerfen. 

Schon 2005 hätte es eine Mehrheit für
Rot-Rot-Grün im Bund gegeben, 2013
ebenfalls. Doch beide Male entschied sich
die SPD gegen das Kanzleramt und für die
Union. Die Kombination aus Lafontaine,
Ex-SED, radikalen Westlinken, dem Ver-
lustschmerz über abgewanderte Wähler
und Attacken des politischen Gegners ver-
hinderte jede Annäherung. 

Kurt Beck hat selbst darunter leiden
müssen. Er führte die SPD von 2006 bis
2008 als Vorsitzender. Im Jahr 2008 ver-
suchte Andrea Ypsilanti in Hessen, sich
durch Tolerierung der Linken zur Minis-
terpräsidentin wählen zu lassen – obwohl
sie das vor der Wahl ausgeschlossen hatte.
Beck sagt, er habe damals versucht, Ypsi-
lanti den Plan auszureden. Vergebens.
 Ypsilanti scheiterte schließlich an vier
 Abweichlern aus den eigenen Reihen. 

Heute sei die Lage anders, sagt Beck.
Tatsächlich entschieden die Sozialdemo-
kraten vor sieben Jahren auf einem Par-
teitag, Bündnisse mit der Linken auf Bun-
desebene nicht mehr auszuschließen. Da-
für sollte die Linke aber in einigen Fragen
ihre Politik ändern – nicht nur, aber vor
allem in der Außenpolitik. »Eine Politik
der Isolation darf es nicht geben«, sagt
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Linkenchefin Kipping, SPD-Kanzlerkandidat Scholz, Grünenvorsitzende Habeck, Baerbock: Jeder kämpft für sich
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Beck. »Ich habe den Eindruck, dass diese
Lücken schwerlich zu schließen sind«, 
sagt Siemtje Möller, Chefin des parteirech-
ten Seeheimer Kreises. Darin waren beide
Parteien immer schon gut: von der an -
deren zu verlangen, wie man selbst zu
 werden. 

Scholz klingt bisher so, als wollte er an
diese Tradition anknüpfen – obwohl sein
Vorgänger als Kanzlerkandidat, Martin
Schulz, nach seiner Distanzierung von den
Linken ohne jede Machtoption dastand.
Und obwohl es Frank-Walter Steinmeier
2009 und Peer Steinbrück 2013 genauso
ergangen war. Rennt die SPD unter Scholz
erneut in dieselbe Falle?

Anders als ihr Kanzlerkandidat werben
die beiden Parteivorsitzenden Saskia Es-
ken und Norbert Walter-Borjans ziemlich
unverschnörkelt für Rot-Rot-Grün. Esken
zeigt sich sogar offen für eine Juniorpart-
nerschaft unter einer grünen Kanzlerin
oder einem grünen Kanzler.

»Durch die Bündnisse in den Ländern
wird der Umgang von Tag zu Tag ent-
spannter«, sagt Sozialdemokrat Michael
Müller, der in Berlin seit Jahren mit Linken
und Grünen regiert. Mit der Linken sei we-
der in Berlin noch in Thüringen die DDR
wiedergekehrt, sagt Müller. »Rot-Rot-
Grün ist eine Option, nicht mehr und nicht
weniger.« In Bremen half Sarah Ryglewski
als stellvertretende SPD-Landesvorsitzen-
de, die erste rot-rot-grüne Koalition im
Westen zu formen. Die Bundestagsab -
geordnete ist Parlamenta-
rische Staatssekretärin im
Finanzministerium von
Olaf Scholz und sagt: »Da-
bei ist wirklich eine neue
Politik entstanden, die
auch im Bund funktionie-
ren könnte.«

Nicht einmal Carsten
Schneider widerspricht da
noch entschieden. Der Par-
lamentarische Geschäfts-
führer der SPD-Fraktion
war von 2012 bis 2017
Sprecher des Seeheimer
Kreises. »Es wird nicht nur
darum gehen, wer die
schönste Braut für die
CDU ist«, sagt er. »Wir
führen keinen Wahlkampf
für eine Koalition, son-
dern für eine starke SPD.
Über alles andere entschei-
den wir, wenn die Wähler
das Wort hatten.« 

Nichts ausschließen, zu-
gleich maximal die Eigen-
ständigkeit betonen: So
wollen die meisten Sozial-
demokraten und die Spit-
zen der Grünen in die
Wahl ziehen. »Wir werden

mit eigenständigen Positionen in den
Wahlkampf gehen«, sagt auch Linkenfrak-
tionschef Dietmar Bartsch. Jeder kämpft
für sich. Alles Weitere folgt im Herbst 2021,
wenn alle Stimmen ausgezählt sind.

Aber es gibt noch eine andere Idee: dass
Attraktivität nur durch die Aussicht auf
Veränderung entsteht. »Wenn wir wirklich
das Leben derjenigen verbessern wollen,
für die wir gegründet wurden, brauchen
wir eine Bündnisperspektive«, sagt der
Parlamentarische Geschäftsführer der
Linksfraktion, Jan Korte. 

So sieht es auch Parteichefin Katja Kip-
ping: »Jetzt liegt die Möglichkeit einer pro-
gressiven Regierung auf dem Tisch. Das
freut mich.« Kompromisse mache man
nicht vor der Wahl, sagt Korte. Einen La-
gerwahlkampf wollen beide nicht. Aber
doch zeigen, dass man prinzipiell bereit
ist zusammenzuarbeiten. Es brauche mehr
Menschen, die Brücken bauen, sagt Kip-
ping. Wenn man es ernst meine, müsse
man versuchen, inhaltliche Gemeinsam-
keiten zu erarbeiten, sagt auch Axel
Troost, Parteivize der Linken und im Vor-
stand des Instituts Solidarische Moderne
(ISM), das sich seit Jahren um eine Annä-
herung bemüht.

Es sind, ein ungewohntes Bild, gerade
einige Linke, die am ehesten Interesse und
Neugier auf Rot-Rot-Grün vermitteln.
»Wir müssen unbedingt ausstrahlen, dass
wir Lust auf Veränderung haben«, sagt 
der Linkenabgeordnete Friedrich Straet-

manns. »Wer sagt, dass es
gute und überzeugende
Gründe gibt, die Richtung
der Politik grundlegend 
zu ändern, der muss ans
Steuerrad wollen«, sagt
Susanne Hennig-Wellsow,
Linkenchefin in Thürin-
gen, die als neue Partei -
chefin gehandelt wird.

Die innerparteiliche Aus -
einandersetzung darüber
steht in der Linken aller-
dings noch bevor – mit un-
gewissem Ausgang. 

Auch sonst sieht es so
aus, als wären die Vorsich-
tigen aller Lager in der
Mehrheit. Anders als vor
der Wahl 2017, als die
zweite Reihe der Parteien
mehrfach zum »Trilog«-
Gespräch einlud, ist mit
großen Anbahnungsrun-
den nicht zu rechnen. 

Neue größere Formate
scheint es nicht zu geben,
und wenn doch angedeu-
tet wird, da gäbe es etwas,
soll es unbedingt geheim
bleiben. Die alten Runden
wie die »Denkfabrik« be-

stehen zwar weiter. Doch auch wenn mitt-
lerweile jüngere Politiker dabei sind, wie
der SPD-Abgeordnete Lars Castellucci,
und wenn dort Bündnisse in Ländern mit
vorbereitet wurden: Echte Dynamik für
den Bund geht von »Denkfabrik« und ISM
absehbar nicht aus.

Scheitern müsste eine Koalition, sollte
das Wahlergebnis dies hergeben, trotzdem
nicht. »Heute reden die Spitzen einfach
selbst miteinander, die brauchen keine
zweite Reihe mehr, die Gespräche an-
bahnt«, sagt einer, der an früheren Gesprä-
chen beteiligt war. Die Linken- und SPD-
Vorsitzenden betonen, der Austausch 
sei eng. SPD-Vize Kevin Kühnert pflegt
guten Kontakt zu den Grünenvorständen
Ricarda Lang und Jamila Schäfer. Die Par-
lamentarischen Geschäftsführer von Lin-
ken und SPD, Korte und Schneider, ver-
stehen sich.

Umso auffälliger ist der verkrampfte
Umgang mit Koalitionsfragen, zumal 
die denkbaren Kombinationen so zahl-
reich sind wie nie. Schwarz-Grün, Grün-
Schwarz, Rot-Rot-Grün, Grün-Rot-Rot,
Ampel unter Führung der SPD oder der
Grünen: sechs mögliche Koalitionen unter
drei möglichen Kanzlerschaften. 

Mehr Vielfalt als im deutschen Sechs-
fraktionensystem war nie und Bündnis -
fähigkeit nie wichtiger. Wer sie mitbringt,
regiert, wie die Grünen in zahlreichen
 Bundesländern in unterschiedlichsten Koa -
litionen. Wer sie nicht hat, schaut zu.
Wenn sie niemand aufbringt, droht ein Sys-
temversagen, wie kurzzeitig in Thüringen.

Ist es da zeitgemäß, das Heil in der Ei-
genständigkeit zu suchen und Koalitions-
fragen wie eine Zumutung zu behandeln?
Wäre es nicht vorstellbar, über gemeinsa-
me Ideen zu sprechen statt nur über Part-
ner? Könnten so aus Diskussionen über
Mehrheiten solche über Inhalte werden? 

Was, wenn man etwa Janine Wissler
 danach fragt? Die Regierungsskeptikerin
der  Linken sagt: »Wir werden nicht unser
Programm in die Tonne treten, um der
SPD zu gefallen.« Wenn man sie also nach
Inhalten fragt und verspricht, dass das
wirklich nicht als Koalitionsaussage dar-
gestellt werde, zögert sie kurz und sprudelt
dann los: Den Ländern würde sie gern
 helfen, das »Schulsystem aus der Kaiser-
zeit« zu reformieren. Deutschland zum
Bahnland machen, eine Verkehrswende
schaffen. Pendlerströme und Mieten redu-
zieren. Den ländlichen Raum fördern. 

Da scheint er kurz auf, der Wunsch nach
Veränderung. Auch in anderen Gesprä-
chen ist das so. Am Ende aber triumphie-
ren meist die größten Feinde eines linken
Bündnisses: Angst und Vorsicht.

Valerie Höhne, Timo Lehmann, 
Lydia Rosenfelder, Jonas Schaible,
 Christian Teevs 
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Basis: Infratest-
dimap-Umfrage 
(Sonntagsfrage) 
vom 18. und 
19. August, 
1065 Befragte 54 %

zusammen

41%

zum Vergleich:
Schwarz-Grün

SPD
16

CDU/CSU
37

Linke
8

Grüne
17

Grüne
17

Machtperspektiven
Derzeitige Zustimmung für die 
Parteien eines rot-rot-grünen 
Dreierbündnisses
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� Kann es sein, dass der Mann, der Bun-
deskanzler werden will, scheitert, bevor
es richtig losgeht? An einem Augustabend
saß der Vorstand des SPD-Ortsvereins
Potsdam-Mitte/Nord in einem Hinterhof
beim Grillen beisammen. Gut zehn
Genossen kamen, es gab Nackensteaks
und Wassermelone. »Rein theoretisch
wäre es ja denkbar, dass wir es schaffen,
Olaf Scholz nicht zu nominieren«, sagte
die Genossin Rita Schulze plötzlich. »Was
bedeutet das dann?« Die Runde schaute
sich fragend an. Dann ging es wild durch-
einander am Tisch. »Dass wir auf 9,9 Pro-
zent absinken«, sagte einer. »Dass wir uns
lächerlich machen«, ein anderer. Eine
Anwesende von den Jusos kündigte an,
keinen Wahlkampf für Scholz zu machen.

Scholz, das wird auch in dieser Runde
klar, hat in seiner neuen Heimat nicht nur
Unterstützer. 309 Genossen zählt der Orts-
verein Potsdam-Mitte/Nord, er ist damit
der mitgliederstärkste in Brandenburg.
Ein recht neues Mitglied ist der frisch ge-
kürte Kanzlerkandidat der SPD. Und der
will hier gleich kandidieren. Es geht um
den Bundestagswahlkreis 61, der Potsdam
und ein Stück Umland umfasst.

In den kommenden Wochen muss
Scholz seine Partei hier überzeugen. Es
gibt vier weitere Bewerber, die für die
SPD im Wahlkreis antreten wollen. Ent-
schieden wird bei einer Delegiertenkonfe-
renz am 30. Oktober. Scholz hat es beim
innerparteilichen Wettkampf traditionell

schwer. Bei Bundesparteitagen schnitt er
oft schlecht ab, die Mitglieder wählten ihn
nicht zum Parteichef. Wird er nun wenigs-
tens die Brandenburger Genossen über-
zeugen?

Viele Sozialdemokraten waren
 jedenfalls verblüfft, dass er überhaupt in
 Potsdam antreten will. Scholz, der in
Osna brück geboren wurde und dessen
 politische Karriere vor allem mit Ham-
burg verbunden ist, zog vor zwei Jahren
nach Potsdam, aus pragmatischen Grün-
den. Zum einen arbeitete er selbst wieder
als Bundesminister in Berlin, zum ande-
ren ist seine Frau, Britta Ernst, seit 2017
Bildungsministerin in Brandenburg. 

Seit dem Umzug hat sich das Paar mit
dem neuen Landesverband vertraut ge-
macht. Scholz tauchte hier immer wieder
bei Terminen auf, holte seine Frau abends
auch mal ab. Der Wahlkreis wurde frei,
weil die Abgeordnete Manja Schüle zur
Ministerin in Brandenburg berufen wurde.
Scholz sagt nun, er wolle dort kandidie-
ren, wo er lebe. 

Doch der Start in seinem Wunsch -
wahlkreis verlief holprig. Ende Mai ver -
kün dete er der Presse gemeinsam mit 
dem  Ministerpräsidenten Dietmar Woid-
ke seine Bewerbung. Zeitgleich ging eine
E-Mail an die Mitglieder des Landesver-
bands raus. Das sorgte für Irritationen.
Sollte das übliche Verfahren etwa ausfal-
len und der Kandidat von oben bestimmt
werden, ohne demokratischen Prozess?

Bei der vorigen Bundestagswahl war der
Wahlkreis der einzige in Ostdeutschland,
der von der SPD gewonnen wurde. Dass
nun ein zugezogener Wessi übernehmen
soll, kommt auch nicht bei allen gut an.

Das Verfahren, darauf bestanden die
örtlichen Genossen, sollte erhalten blei-
ben. Scholz muss also um die Gunst der
Potsdamer SPD-Basis kämpfen – und das
macht er nun ganz beflissen. Beim Som-
merfest seines Ortsvereins war er einer
der Ersten, die sich anmeldeten. Wie hier
berichtet wird, sei er von Grüppchen zu
Grüppchen spaziert und erstaunlich zu-
gänglich gewesen. In der ersten offiziellen
Vorstellungsrunde habe er überzeugt, fünf
weitere Runden bei verschiedenen Orts-
vereinen sollen folgen, auch mit den Jusos
will er noch sprechen. »Es ist ein gleichbe-
rechtigter Wahlkampf, und wir werden
noch sehen, ob Olaf Scholz gewinnt«, sagt
seine Mitbewerberin Friederike Linke.

In seinem Bewerbungsschreiben betont
Scholz, im Landesverband hätten ihn
mehrere, darunter Woidke, gefragt, ob er
sich die Kandidatur vorstellen könne.
»Joggen, rudern und wandern gehören zu
meinen liebsten Hobbys – und auf diese
Weise habe ich mir auch meine neue Bran-
denburger Heimat erschlossen.« Manch
einer sage ihm Nüchternheit und politi-
schen Pragmatismus nach. Diese Eigen-
schaften habe er auch bei vielen Branden-
burgern angetroffen. »Ich glaube, wir pas-
sen ganz gut zueinander.« 

Seine neue Ortsvereinsvorsitzende
 Sarah Zalfen hält das für authentisch.
Potsdam sei eben auch eine Stadt der Zu-
gezogenen, Herkunft also nicht entschei-
dend. Auch Ministerpräsident Woidke fin-
det das Bild des kurzfristig zugezogenen
Westdeutschen falsch: »Mit ihm hätten
die Leute vor Ort eine Stimme in Berlin
mit erheblichem Gewicht. Er wird – so
hat er es immer getan – vor Ort sichtbar
sein. Das werden die Leute schnell mer-
ken, dass sie einen verlässlichen Kämpfer
für ihre Interessen gewinnen können.« 

Deswegen, sagen auch die meisten Ge-
nossen beim Grillabend, müsste es Ende
Oktober klappen. Sofort danach wird der
Wahlkampf beginnen, die größere Heraus-
forderung. »Wir sind ein Swingstate«, 
sagt Zalfen, die SPD gewinnt hier nicht
 sicher. Zuletzt haben die Potsdamer
 Genossen eine bittere Erfahrung gemacht.
Ausgerechnet Klara Geywitz, Scholz’
 Partnerin bei der gescheiterten Bewerbung
um den Parteivorsitz, verlor ihren Land-
tagswahlkreis an eine Konkurren tin der
Grünen. 

Das gleiche Schicksal könnte Scholz
blühen. Denn seine Kon kurrentin im
Kampf um Potsdam wie  vielleicht auch
ums Kanzleramt ist die Grünenchefin
 Annalena Baerbock. Timo Lehmann

SPD Kanzlerkandidat Scholz will in Potsdam für den Bundestag 
kandidieren. Das irritiert manche Genossen vor Ort.

Olafs neue Heimat
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Minister Scholz im Filmpark Babelsberg in Potsdam 2019: »Wir passen ganz gut zueinander«



E s gab schon immer Leute, die
konnten mehrere Monate lang
Karneval feiern und in der rest -
lichen Zeit des Jahres darüber re-

den. Vor allem am Rhein und im Süden
Deutschlands sind sie zu Hause. Vielen
Menschen im Norden ist diese Begeiste-
rung eher fremd.

Doch Corona sorgt dafür, dass der Kar-
neval die gesamte Republik dauerhaft be-
schäftigt. Einen ersten großen Schub be-
kam die Pandemie im Februar mit einer
Narrenfeier im nordrhein-westfälischen
Kreis Heinsberg. Und nun wird schon wie-
der über das Treiben in der fünften Jah-
reszeit geredet und gestritten. Denn am
11. November um 11.11 Uhr beginnt die
nächste Karnevalssaison mit vielen Feiern
in geschlossenen Räumen.

Bei drei Glas Bier bleibt es dabei häufig
nicht. Und danach würden Corona-Regeln
häufig nicht mehr eingehalten, hat Bun-

desgesundheitsminister Jens Spahn höchst-
selbst recherchiert, bei einem Gespräch
mit Wirten im Münsterland. Anschließend
hat er empfohlen, die Karnevalssaison ab-
zusagen. Was anderen Politikern sehr
schlechte Laune macht.

Die Diskussion um die richtige Corona-
Politik schwillt nun wieder an. Nachdem
Bund und Länder auf die Urlaubssaison
mit ihren Risiken schlecht vorbereitet wa-
ren, müssen sie es im Herbst besser ma-
chen. Die Teststrategie für die Urlaubs-
heimkehrer kam zu spät und führte vor al-
lem in Bayern zu Chaos. Wenn bald die
Temperaturen sinken, bergen Feiern in ge-
schlossenen Räumen ein großes Risiko. 

Die Lage ist angespannt, am Donners-
tag lag die Zahl der Neuinfizierten so hoch
wie zuletzt Ende April. »Noch sind die
Fallzahlen so, dass das Gesundheitswesen
damit umgehen kann«, sagt Spahn. »Das
Besorgniserregende ist die Dynamik.«

Einige Ministerpräsidenten, zum Bei-
spiel Malu Dreyer (SPD) aus Rheinland-
Pfalz und Tobias Hans (CDU) aus dem
Saarland, drängen auf eine Konferenz mit
Bundeskanzlerin Angela Merkel in der
nächsten Woche, um sich über die großen
Linien abzustimmen. 

Ein solches Treffen wäre aber nur sinn-
voll, wenn nicht ausschließlich gestritten
würde. Ob das gelingen kann, ist offen,
auch weil das Infektionsgeschehen in den
Ländern so verschieden ist. In Thüringen
stehen weitere Lockerungen an, was sich
Hans für sein Saarland nicht vorstellen
kann: »Wir müssen weiterhin vorsichtig
sein und die grundlegenden Abstands- und
Hygieneregeln im Alltag einhalten.« Drey-
er sieht das genauso. 

Vor allem fünf Corona-Themen sind es,
die der Politik am Ende der Sommerpause
und der Schulferien die größten Sorgen
machen. Ein Überblick.
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Alarmmodus für alle?
Corona Vor dem Herbst ringt die Politik um eine Strategie gegen die Pandemie. Fünf große Themen

werden derzeit debattiert. Eine einheitliche Linie wird es wohl wieder nicht geben.
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Selleriegarde der Knoblauchsländer Karnevalsgesellschaft, Kanzlerin Merkel 2019: Nach drei Bier hält sich kaum noch einer an die Regeln



Veranstaltungen
Minister Spahn hat nicht nur den Karneval
im Visier, sondern alle größeren Veranstal-
tungen und Familienfeiern, bei denen 
die Obergrenze von drei Bier wackeln
könnte. Seit Tagen predigt er, dass Feste
mit 150 Gästen im schlimmsten Fall zum
Infektionsherd werden könnten. Er kenne
sich da aus, habe selbst lange genug bei
Hochzeiten gekellnert.

Ihm geht es nicht um eine pauschale
Vorgabe. Auf dem Weihnachtsmarkt seien
andere Personenzahlen denkbar als beim
Sitzungskarneval, heißt es im Ministerium.
Veranstaltungsort und Charakter seien ent-
scheidend. Über das Prinzip allerdings will
Spahn mit den Ländern sprechen. 

Bislang ist die maximale Teilnehmer-
zahl Ländersache. Bayern lässt für private
Feiern in geschlossenen Räumen nur
100 Gäste zu, in Brandenburg sind es bis
zu 1000. Dreyer fordert hier eine Annä-
herung. 

Am Dienstag plädierte Spahn in einer
Telefonkonferenz mit dem Gesundheits-
ausschuss dafür, die närrische Saison ganz
abzusagen. »Ich kann mir Karneval in die-
sem Winter, mitten in der Pandemie,
schlicht nicht vorstellen«, sagte er, wie Teil-
nehmer berichten. 

In seinem eigenen Landesverband, ge-
spickt mit Karnevalshochburgen wie Köln
und Düsseldorf, kam er damit nicht gut
an. NRW-Gesundheitsminister Karl-Josef
Laumann (CDU) hält Spahns Appell für
verfrüht. Er will erst abwarten, welchen
Einfluss Reiserückkehrer und Schulbeginn
auf die Infektionszahlen haben. 

Von strengeren Vorgaben für Familien-
feiern hält Laumann nichts: Dass der Staat
jetzt in die Privatwohnungen »reinregie-
ren« müsse, »das sehe ich nicht«.

Auch aus anderen Ländern kommt Wi-
derstand. Bodo Ramelow (Linke), Minis-
terpräsident von Thüringen, sagt: »Wir
sollten nicht schon wieder mit der Angst
operieren. Das hilft wirklich nicht weiter,
ist meiner Meinung nach sogar gefährlich.
Dass jetzt mal eben überall der Karneval
abgesagt werden soll, finde ich völlig
falsch. Ich will für Thüringen Wege su-
chen, damit Karneval möglich ist. Mit 
den Karnevalisten zusammen müssen 
wir doch eine Strategie finden, die das
 Feiern erlaubt, und nicht aus Angst vor
der Apokalypse von vornherein alles ab-
blasen.«

Tests
Das bayerische Desaster ist noch größer
als bislang angenommen. Ministerpräsi-
dent Markus Söder (CSU) hatte voll -
mundig angekündigt, Rückkehrer aus dem
Urlaub an den Autobahnen oder auf den
Flughäfen massenhaft testen zu lassen.
Doch bis zuletzt wurden nicht alle positiv
Getesteten über das Ergebnis informiert.

Nun zeigen �������-Recherchen, dass es
am Flughafen in München ein weiteres
Problem gibt.

Einige Fluglinien versuchen seit vielen
Tagen herauszufinden, wie sie mit den so-
genannten Aussteigekarten verfahren sol-
len, die Passagiere aus Risikogebieten im
Flugzeug ausfüllen müssen und die für die
Gesundheitsämter bestimmt sind. Sie kön-
nen damit feststellen, welcher Passagier
auf welchem Platz saß und ob die Rück-
kehrer die Quarantäne einhalten und
 einen Corona-Test gemacht haben. 

Eine große Fluglinie bestätigt allerdings,
sie habe mehrmals versucht, beim zustän-
digen Landesamt für Gesundheit und Le-
bensmittelsicherheit in Erfahrung zu brin-
gen, was nach einer Landung in München
mit den Karten genau passieren solle. Ver-
gebens.

Telefonanrufe wie E-Mails seien unbe-
antwortet geblieben. Der Zustand soll
nach Informationen eines Brancheninsi-
ders bis Mitte dieser Woche nicht abge-
stellt worden sein. Auch auf eine �������-
Anfrage antwortete die Behörde nicht,
 genauso wenig das bayerische Staatsminis-
terium für Gesundheit und Pflege. Ein
Sprecher des Flughafens München sagt,
dass der Sachverhalt dort nicht bekannt
sei, und verweist wiederum auf die beiden
Behörden. So blieb unklar, wer sich um
die wichtigen Passagierdaten kümmert.

In München dürften Tausende dieser
Auskunftsbogen der Lufthansa oder von
Turkish Airlines liegen geblieben sein.
Ohne die Bogen kann aber nicht ermittelt
werden, wer sich verbotenerweise nicht
hat testen lassen. 

Ein anderes Problem sind die unter-
schiedlichen Regeln für die Tests. Bärbel
Bas, Gesundheitspolitikerin und stell -

vertretende Vorsitzende der sozialdemo-
kratischen Bundestagsfraktion, sagt: »Wie
in Deutschland getestet wird, ist sehr un-
übersichtlich geworden. Von Land zu
Land, von Gesundheitsamt zu Gesund-
heitsamt gelten andere Regeln. Eine Stra-
tegie ist kaum mehr erkennbar. Kann ein
Kind mit Schnupfen in die Kita gehen?
Muss es zu Hause bleiben oder einen Test
vorlegen?«

Pflegekräfte könnten sich erst testen las-
sen, wenn das Gesundheitsamt den Test
anordnet, während Reiserückkehrer pro-
blemlos am Flughafen den Test machen
können. Die Kapazitäten seien endlich,
die Priorität sollte bei Schulen und medi-
zinischem Personal liegen. »Bund, Länder
und die Kanzlerin müssen sich zusammen-
setzen und eine einheitliche Teststrategie
beschließen«, fordert Bas.

Masken
Am Freitagabend vergangener Woche um
18.33 Uhr verschickte das bayerische
 Landesamt für Gesundheit eine »Produkt-
warnung« an mehrere Behörden und Mi-
nisterien im Freistaat, darunter die Res-
sorts für Gesundheit und Justiz. Es ging
um die »vorsorgliche Sperrung« von
Schutzmasken, die der Freistaat unter an-
derem für Arztpraxen und das Technische
Hilfswerk beschafft hatte. 

In der E-Mail teilte ein Mitarbeiter des
Pandemie-Zentrallagers mit, dass Masken
von sechs chinesischen Herstellern »auf-
grund fehlender Zertifikate« bis auf Wei-
teres gesperrt würden. Es geht um Produk-
te des chinesischen Typs »KN95«, die
 ungefähr den höherwertigen FFP2-Atem-
schutzmasken entsprechen. Die Ware
 eines weiteren Herstellers aus Fernost sei
im Auftrag des Landesamts untersucht
worden. Ergebnis: »Die Prüfmuster haben
die Anforderungen vollumfänglich nicht
erfüllt.« Die Behörde stoppte die weitere
Auslieferung und warnte davor, die bereits
verteilten Masken zu benutzen. 

Die fragwürdige Ware dürfe jedoch vor-
erst keinesfalls entsorgt oder vernichtet
werden. Mittlerweile sei ein »Rechts -
verfahren« eingeleitet worden, in dem die
Masken »Beweismittel« sein könnten. 

Lieferant der Masken ist die Firma F&E
Protective aus Passau. Ihr Chef Michael
Bogner hatte sich im Frühjahr mithilfe von
Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer
(CSU) zum Retter in der Not aufgeschwun-
gen. Die beiden kennen sich aus Scheuers
Wahlkreis. Doch dann brachten �������-
Recherchen ans Licht, dass sich elf Millio-
nen Masken, die für den Bund gedacht wa-
ren, als »Schrott« erwiesen, wie Bogner
im April einräumte. Dadurch hätten sich
die Lieferungen verzögert.

Jetzt musste er zugeben, dass es auch
Probleme mit der Ware für die bayerische
Staatsregierung gibt. Bei einer Teilliefe-
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rung sei festgestellt worden, dass die Pro-
dukte »am Kinn nicht zu 100 Prozent
 abschlossen«. Diese Lieferung werde er
»natürlich« zurücknehmen. 

Ein Sprecher des bayerischen Gesund-
heitsministeriums erklärte den Vorgang so:
Der Freistaat habe insgesamt drei Millio-
nen Atemschutzmasken bei F&E Protec -
tive bestellt, die im Mai ausgeliefert wor-
den seien. Bei der letzten Teillieferung von
14 000 Stück habe das »angeordnete Zer-
tifikat« nicht vorgelegen, weshalb das Lan-
desgesundheitsamt eine »Testung der Mas-
ken durch ein Prüflabor veranlasst« habe.
Dabei hätten die Masken die Grenzwerte
»nicht erfüllt«. Ob die zuvor millionenfach
ausgelieferten Masken der Passauer Firma
Mängel hatten, ließ das Ministerium offen.

Das Vertrauen in die Maske, die zum
Symbol für die Corona-Politik wurde,
wächst so natürlich nicht. Auch nicht in
Söders Krisenmanagement.

Belüftung
Das Thema Belüftung werde in den nächs-
ten Wochen eine große Rolle spielen, kün-
digte die Bundeskanzlerin am Dienstag
an. Weil das Arbeitsministerium für den
Arbeitsschutz zuständig ist, soll es die
Chancen von »raumlufttechnischen Anla-
gen« bewerten. 

Ende Juli hatte das Ministerium deshalb
einen Workshop mit Experten veranstal-
tet. Die Erkenntnisse jedoch seien ernüch-
ternd gewesen, wie Teilnehmer berichten.
Moderne Filteranlagen könnten ein Bei-
trag sein, das Aerosolproblem zu mindern,
aber keine vollständige Lösung. 

Das Arbeitsministerium stellt nun Emp-
fehlungen für das Kanzleramt und die an-
deren Ressorts zusammen. Es rät darin
auch, die Wartungsintervalle für Lüftungs-
anlagen zu erhöhen, bevor im Herbst die
Kälteperiode beginnt. Für den Einbau mo-
derner Filteranlagen, die Aerosole effektiv
reduzieren, ist außerdem ein Bund-Län-
der-Programm im Gespräch.

Auch für die Schulen ist die Belüftung
ein Problem. Heinz-Peter Meidinger, Prä-
sident des Deutschen Lehrerverbandes,
sagt: »Es gibt eine völlig ungelöste Proble-
matik der Aerosole, die sich in völlig über-
füllten, schlecht durchlüfteten Räumen ver-
teilen.« Die Lehrkräfte sollten regelmäßig
stoßlüften, damit frische Luft in den Raum
komme und die Belastung durch Aerosole
abnehme. Aber wie? »In vielen Schulen
lassen sich schon aus Sicherheitsgründen
die Fenster ab dem zweiten, dritten Stock-
werk nur spaltweise öffnen und auf Kipp
stellen. Kein Mensch weiß, was die kalte
Jahreszeit bringt, wenn nicht stundenlang
die Fenster offen sein können. Dann geht’s
erst richtig los.« 

* Oben: am Flughafen Köln/Bonn; unten: mit Bayerns
Gesundheitsministerin Melanie Huml.

Quarantäne
Der niederländische Ministerpräsident
Mark Rutte hat in dieser Woche angekün-
digt, die Quarantäne von 14 auf 10 Tage
zu verkürzen. Das kann Folgen für die
deutsche Diskussion haben.

Auch hierzulande gilt bislang eine 14-
Tage-Frist: Wer aus Risikogebieten zurück-
kehrt und kein negatives Testergebnis
 vorweisen kann oder engen Kontakt zu
Infizierten hatte, muss sich in häusliche
»Absonderung« begeben. So will es das In-
fektionsschutzgesetz.

Eine Woche nach Symptombeginn sind
die meisten Covid-19-Patienten allerdings
nicht mehr ansteckend. Die Inkubations-
zeit (die Zeit zwischen Ansteckung und
Symptombeginn) kann zwar auch mal
zwei Wochen dauern, ist in aller Regel
aber wesentlich kürzer, meist nur wenige
Tage. Die Frage ist nun, ob 14 Tage die
richtige Frist für die Quarantäne sind. 

Streng genommen entscheiden die ört -
lichen Gesundheitsämter über deren Dauer.
Allerdings sind die zwei Wochen Quaran-
täne bundesweit Standard, seitdem das Ro-
bert Koch-Institut (RKI) sie am 22. Januar
in einer Empfehlung festgeschrieben hat. 

Der Virologe Christian Drosten und
SPD-Gesundheitsexperte Karl Lauterbach
fordern das RKI seit Tagen auf, die Frist
von 14 auf 7 Tage zu verkürzen. Eine län-
gere Quarantäne habe nach neuen Er-
kenntnissen der Wissenschaft keinen Sinn.
Mit einer Reduzierung würden zum einen
die Gesundheitsämter entlastet. Zum an-
deren würde die Akzeptanz der Quaran-
täne bei den Bürgern steigen. 

Der Erste Bürgermeister von Hamburg,
Peter Tschentscher ist Sozialdemokrat wie
Lauterbach, ist ausgebildeter Mediziner,
wie Lauterbach, widerspricht ihm aber
entschieden: »Ich halte nichts davon, die
Quarantäneregelungen zu lockern. Sie
sind medizinisch begründet, damit sind
wir auf der sicheren Seite.«

Was ist schon sicher bei Corona? Das
alte Problem. 

Das RKI steht auf Tschentschers Seite.
In einigen Studien, heißt es dort, würde
auch über längere Inkubationszeiten be-
richtet, fünf bis zehn Prozent der Infektio-
nen träten erst 14 Tage nach einer Anste-
ckung auf. »Ein Restrisiko besteht also
auch nach einer Quarantänezeit von 14 Ta-
gen, aber das Restrisiko bei Reduktion
wäre erheblich«, so das RKI. Die Experten
sähen daher »keine starken Argumente«
von der 14-Tages-Frist abzuweichen, die
auch die WHO empfiehlt.

Es gäbe also einiges zu besprechen für
die Bundeskanzlerin und die Ministerprä-
sidenten. Im Sommer fehlte der Krisen -
politik ein Zentrum, weil es solche Treffen
nicht mehr gab. Man hatte sie abgeschafft,
weil die Infektionszahlen stark gesunken
waren. Nun spricht vieles dafür, sie wieder
aufzunehmen, auch wenn es nicht in allen
Fragen Konsens geben wird. 

»Ich plädiere für eine stärkere Rolle des
Bundes«, sagt Lauterbach. Die Länder hät-
ten sich in einer angenehmen Phase, der
Phase der Lockerungen, ihre Entschei-
dungskompetenz zurückgeholt. »Jetzt, da
die zweite Welle kommt, realisieren die
Ministerpräsidenten, dass ihre Autonomie
auch eine Hypothek ist.«

Das sieht Bodo Ramelow aus Thüringen
anders. Er plädiert für ein Minimum:
»Wenn es etwas bundesweit einheitlich zu
regeln gilt, dann ist es die Stärkung des öf-
fentlichen Gesundheitsdienstes. Wenn wir
eine gemeinsame Hygienekontrolle hin-
kriegen, dann können wir das gern gemein-
sam beschließen. Aber nur weil irgend -
jemand nervös wird, müssen wir ja nicht
alle in den Alarmmodus gehen.«

Ministerpräsidentin Dreyer kann sich
eine einheitliche Obergrenze für die Teil-
nehmer von Veranstaltungen vorstellen,
nicht aber ein generelles Verbot des Kar-
nevals. Hier favorisiere sie individuelle
 Hygienekonzepte. 

Einen Minimalkonsens dürfte es aber
geben. Ramelow formuliert ihn so: »Einen
Lockdown wie im März halte ich für aus-
geschlossen und auch nicht für zulässig.« 

Matthias Bartsch, Sven Becker, Markus
Feldenkirchen, Silke Fokken, Florian
 Gathmann, Veronika Hackenbroch, Dirk
Kurbjuweit, Veit Medick, Martin U. Müller,
Lydia Rosenfelder, Cornelia Schmergal,
Ansgar Siemens, Gerald Traufetter
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Röttgen, 55, ist CDU-Bundestagsabgeordne-
ter und Vorsitzender des Auswärtigen Aus-
schusses. Er bewirbt sich neben dem nord-
rhein-westfälischen Ministerpräsidenten
 Armin Laschet und dem ehemaligen Frak -
tionsvorsitzenden Friedrich Merz auf dem
nächsten Parteitag als CDU-Vorsitzender.

SPIEGEL: Herr Röttgen, als Sie unter Angela
Merkel mal Minister waren, hatten Sie einen
Spitznamen. Wissen Sie noch, welchen?
Röttgen: Sagen Sie es mir.
SPIEGEL: »Muttis Klügster«. 
Röttgen: Ach, ja.
SPIEGEL: Fanden Sie den angemessen? 
Röttgen: Ich sag mal so: Den Spitznamen
hat die »FAZ« mir eingebrockt, aber die ver-
steht ja bekanntlich was von klugen Köpfen.
SPIEGEL: Sie gelten immer noch als ziem-
lich gescheit, aber auch als Politiker mit
einer gewissen Arroganz. 
Röttgen: Da liegt, glaube ich, eine Ver-
wechslung vor. 
SPIEGEL: Wie erklären Sie sich dann, dass
Sie so eine Zuschreibung bekommen? 
Röttgen: Meine Wahrnehmung von ande-
ren ist auch nicht immer korrekt. Ich muss
mich da selbst manchmal korrigieren. Leu-
te, die mich gut kennen, haben ein anderes
Bild von mir.
SPIEGEL: Sie kandidieren für den Vorsitz
der CDU. Braucht es dafür bestimmte Ei-
genschaften? 
Röttgen: Das glaube ich schon. Es mag alt-
modisch klingen, aber gute Politik erfor-
dert Charakter. Die wichtigste Eigenschaft
für den Vorsitz der CDU ist wahrschein-
lich, den Willen mitzubringen, die CDU
als Partei der Mitte gesellschaftlich breiter
zu verankern und programmatisch auf die
großen Aufgaben in diesem Jahrzehnt vor-
zubereiten.
SPIEGEL: Das hört sich jetzt nicht nach ei-
nem besonders radikalen Programm an,
für das es viel Mut braucht.
Röttgen: Oberflächlich betrachtet haben
Sie recht. Aber allein, dass ich es als He-
rausforderung betrachte, die CDU in der
Mitte zu halten, zeigt ja, dass ich das nicht
als Phrase meine. Wir sind gefährdet in un-

serem Status als Partei der Mitte. Das ge-
hört ausgesprochen. Wir drohen den Kon-
takt zur jungen Generation zu verlieren
und haben eine viel zu geringe Beteiligung
von Frauen. Hinzu kommt, dass wir auf die
Aufgaben, die vor uns liegen, noch nicht
so vorbereitet sind, wie es notwendig wäre. 
SPIEGEL: Nach 15 Jahren CDU-Kanzler-
schaft ist das tatsächlich eine interessante
Analyse.
Röttgen: Wir müssen uns als Partei ver -
ändern. Wenn wir uns auf die großen Auf-
gaben vom Klimawandel bis zur Neuformu -
lierung unserer internationalen Verantwor-
tung einlassen wollen, können wir es nicht
bei netten Botschaften belassen. Dann
brauchen wir einen Mentalitätswechsel. 
SPIEGEL: Die Schwarzen müssen ein biss-
chen grün werden. Sehen Sie es so?
Röttgen: Nein, ich will mir nicht bei den
Grünen einfach etwas abgucken. Wir
 müssen die Gefahr des Klimawandels ver -
innerlichen und dürfen uns nicht nur damit
beschäftigen, weil es jetzt gerade mal
 wieder so eine Stimmungslage gibt. Die
Klimapolitik muss eine eigene Kompetenz
der CDU werden. Das dürfte uns eigent-
lich nicht so schwerfallen. Viele der grund-
legenden Fragen, was wir bewahren möch-
ten und wie wir marktwirtschaftlich und
technologisch auf die Klimakrise reagieren,
können gebündelt nur von uns beantwor-
tet werden. Aber wir haben uns die Klima -
politik stehlen lassen. 
SPIEGEL: Braucht es einen neuen Klaus
Töpfer? 

Röttgen: Das wäre schön. Aber wir kön-
nen ja nicht auf die Ankunft von Heilsbrin-
gern warten. Das müssen wir schon aus
uns selbst heraus schaffen.
SPIEGEL: Sie sagen, die CDU sei gefährdet.
Um sie vor dem Absturz zu bewahren,
braucht es also eine gehörige Portion poli-
tischer Führung. Oder?
Röttgen: Genau.
SPIEGEL: Was uns noch nicht so ganz klar
ist: Sie kandidieren für den Vorsitz Ihrer
Partei. Aber wollen Sie eigentlich auch
Kanzler werden – oder nicht? 
Röttgen: Der CDU-Vorsitz ist an sich
schon eine gewaltige Aufgabe. Aber der
Wille und die Fähigkeit, Kanzler zu wer-
den, gehört dazu. Das sage ich uneinge-
schränkt.
SPIEGEL: Saskia Esken, die SPD-Chefin,
hat auch mal gesagt, der Vorsitz sei eine
Großaufgabe, und ein Parteichef müsse
sich die Kanzlerkandidatur zutrauen.
Doch alle wissen: Sie traut es sich eben
nicht zu.
Röttgen: Das ist ein bisschen böse. Aber
Ihrem Versuch, das auf die CDU zu über-
tragen, widerspreche ich. CDU-Vorsitz
und Kanzlerschaft sind nicht weit vonein -
ander entfernt. Was ich sage, ist, dass der
CDU-Vorsitz ein Wert an sich ist und nicht
vorrangig als Vehikel zur Kanzlerschaft ge-
nutzt werden darf. Das wäre für die Partei
ganz gefährlich.
SPIEGEL: Sie haben neulich gesagt, Sie
könnten sich auch einen CSU-Politiker als
Kanzlerkandidaten der Union vorstellen.
Aber wenn ein Christdemokrat nicht den
klaren Kanzleranspruch erhebt – warum
sollte er dann eine Chance auf den Partei-
vorsitz haben? 
Röttgen: Das ist mir zu viel Parteisprech.
Es ist einfach nicht selbstverständlich, dass
die Union nach 16 Jahren schon wieder
den Kanzler stellt. Wir müssen zusammen
über die beste Aufstellung entscheiden.
Wenn wir es nach 16 Jahren im Kanzler-
amt als Union schaffen würden, wieder ei-
nen Kanzler zu stellen, dann wäre das eine
Riesenleistung – ob aus CDU oder CSU,
kommt erst danach. Wir stehen vor einem
absolut entscheidenden Jahrzehnt. Das Le-
ben wird sich extrem verändern. Die Digi-
talisierung sorgt für einen radikalen Wan-
del, auch die geopolitischen Verschiebun-
gen werden dramatische Folgen haben.
Und wir geben uns alten parteipolitischen
Ritualen hin? Das ist doch absurd.
SPIEGEL: Im Dezember will die CDU über
den Vorsitz entscheiden. Jetzt steht wegen
Corona schon wieder infrage, ob der Par-
teitag überhaupt stattfinden kann. Kann
die Sache noch mal vertagt werden?
Röttgen: Eine erneute Verschiebung des
Parteitags wäre fatal und ein völlig falsches
Signal. Die Union muss bis Jahresende alle 

* Christoph Schult und Veit Medick im Bundestag. 
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Personalfragen geklärt haben, inklusive
der Kanzlerkandidatur. Wir brauchen zu
Beginn des Wahljahres 2021 eine neu legi-
timierte Führung an der Spitze der Union
und Klarheit für die Wähler. Das verträgt
kein Vertagen. Ich erwarte von der jetzi-
gen Parteiführung, dass wirklich alle Krea-
tivität angewendet wird, die nötig ist, um
den Parteitag stattfinden zu lassen. Es dür-
fen keinerlei Zweifel daran aufkommen,
was wir wollen – nämlich Klarheit und
neue Autorität.
SPIEGEL: Haben Sie eigentlich ein Wahl-
kampfteam? 
Röttgen: Ja. Das hat jetzt keine Ausmaße
wie in den USA. Aber ich habe eine ganze
Reihe von Leuten aus unterschiedlichen
Bereichen, die für mich arbeiten, mal pro-
grammatisch, mal organisatorisch oder
kommunikativ. Viele haben sich gemeldet,

und nicht alle kannte ich vorher. Das hat
mich besonders gefreut.
SPIEGEL: In der Coronakrise haben Sie
keine echte Rolle. Empfinden Sie das eher
als Nachteil oder als Vorteil? Markus Sö-
der und Armin Laschet hatten ja zuletzt
beide auch ihre Probleme mit ihrem Kri-
senmanagement.
Röttgen: Genau. Krisen sind zugleich
Chancen der Bewährung und große Ge-
fahren. Beides kann eintreten, wie wir ge-
sehen haben. Ich hätte aber lieber die
Chance gehabt, mich zu beweisen, das
sage ich ganz offen.
SPIEGEL: Angela Merkel, die lange die
CDU geführt hat, macht gerade viel richtig.
Was würden Sie anders machen als sie?
Röttgen: Ich glaube, wir müssen uns wieder
öffnen für die Diskussion der wichtigsten
politischen Themen. Ich nenne nur mal die

soziale Spaltung als Beispiel. Dafür zu sor-
gen, dass wir in Zeiten der Digitalisierung
als Gesellschaft zusammenbleiben und nicht
zerfallen in Gruppen, die an dem Fortschritt
teilnehmen, und solchen, die abgehängt wer-
den, können wir doch nicht den anderen
Parteien überlassen. Oder nehmen Sie die
neuen wirtschaftlichen Herausforderungen.
International erfolgreiche Unternehmen ha-
ben durch die Digitalisierung eine ganz
 andere Form von Verwundbarkeit, über
 Hackerangriffe zum Beispiel. Wir müssen
unser Denken umstellen, und niemand kann
erwarten, dass das von unten nach oben
funktioniert. Das ist eine Führungsaufgabe.
SPIEGEL: Ihr Konkurrent Friedrich Merz
versucht eher, den kulturellen Kern der
Union wiederzufinden, die Sehnsüchte
nach traditionellen Werten und Haltungen
zu bedienen. Gibt es die nicht?
Röttgen: Natürlich gibt es eine Sehnsucht,
den kulturellen Kern der CDU wiederzu-
finden. Es wird aber nichts wiedergefun-
den werden. Gesellschaften verändern sich,
deshalb müssen wir Identitäten fortent -
wickeln. Zu sagen, dass die alte Sicherheit
zurückkommt – das müssen wir als Illu -
sion enttarnen.
SPIEGEL: Viele konservativ denkende
Menschen könnten sich von Ihrem Ansatz
überfordert fühlen.
Röttgen: Ein Zeichen unserer Zeit ist die
brutale Veränderung, die wir durchleben.
Überall finden revolutionäre Umbrüche
statt, getrieben von Digitalisierung und neu-
en Technologien, kein Stein bleibt auf dem
anderen. Das sorgt für ein enorm gesteiger-
tes Sicherheitsbedürfnis, gerade auch, was
Identität und Kultur anbelangt. Das ist legi-
tim. Aber wir dürfen uns nicht der Täu-
schung hingeben, dass es ein Zurück gäbe.
Das sollte auch gar nicht unser Ziel sein:
Wir müssen die Veränderung aufnehmen
und den Menschen eine neue Heimat geben.
Ansonsten werden wir als CDU zum Rand
in einer Gesellschaft, die sich immer weiter
fortentwickelt, nur wir bleiben stehen.
SPIEGEL: Wird die Sehnsucht nach der al-
ten Welt, nach alten Sicherheiten, gerade
wegen der Coronakrise noch größer?
Röttgen: Ich bin nicht gegen alte Sicher-
heiten. Aber wir müssen doch auch sehen,
welche Schwächen diese Krise offengelegt
hat. Wir brauchen eindeutig einen Moder-
nisierungsschub. Ansonsten leiden bei der
nächsten Krise noch viel mehr Menschen.
SPIEGEL: Sie sind derzeit Vorsitzender des
Auswärtigen Ausschusses im Bundestag.
Wären Sie gern Außenminister?
Röttgen: Ich glaube, es überrascht nieman-
den, wenn ich sage, dass ich dieses Amt
reizvoll finde. Aber ich habe entschieden,
dass ich mich einer anderen schwierigen
Aufgabe verschreiben möchte, nämlich
dem Parteivorsitz. Das ist jetzt wichtiger. 
SPIEGEL: Wenn Söder Kanzler wäre,
könnten Sie ja ins Außenamt einziehen.
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Röttgen: Ich habe meine Entscheidung ge-
troffen. Aber klar ist: Die CDU muss den
Anspruch haben, das Außenministerium
zu besetzen. Es ist 54 Jahre her, dass wir
mit Gerhard Schröder zuletzt den Außen-
minister gestellt haben.
SPIEGEL: Die Kanzlerin hat � wie viele
Regierungschefs � die wichtigsten außen-
politischen Bereiche an sich gezogen.
Kann man als deutscher Außenminister
überhaupt noch gestalten?
Röttgen: Die Aufgaben springen einen
doch förmlich an. Wir erleben eine drama-
tische Rückkehr von Aggression und
Machtpolitik. Angesichts unserer fatalen
historischen Erfahrungen muss einen das
doch geradezu antreiben, vor Katastrophen
zu warnen, sich dagegen zu stemmen, Ver-
bündete zu suchen. Denken Sie daran, wie
sich Außenminister Gustav Stresemann in
der Weimarer Republik für den Frieden auf-
gerieben hat bis hin zum körperlichen Zu-
sammenbruch. Das sollte Vorbild für jeden
deutschen Außenminister sein.
SPIEGEL: Im November wählen die USA,
hoffen Sie auf einen Sieg von Joe Biden? 
Röttgen: Die USA sind eine Demokratie,
wir müssen jedes Wahlergebnis akzeptie-
ren. Aber wenn Donald Trump zum zwei-
ten Mal gewählt würde, wäre er befreit
von jedem Druck einer Wiederwahl. Dann
wäre er völlig ungebunden in der Entfal-
tung seiner Persönlichkeit. Das mag ich
mir nicht wirklich vorstellen.
SPIEGEL: Was würde sich mit Biden än-
dern?
Röttgen: Der Ton und die Kommunikation
würden sich ändern, aber die meisten Mei-
nungsverschiedenheiten mit Europa wür-
den bleiben. Die außenpolitischen Positio-
nen unterscheiden sich zwischen Republi-
kanern und Demokraten nicht groß, von
der Fokussierung auf den Konflikt mit Chi-
na über den Rückzug aus Europa bis hin
zur Erwartung an Deutschland, militärisch
mehr zu leisten. Nehmen Sie die deutsch-
russische Gaspipeline Nord Stream 2. Sie
wird von den Demokraten genauso be-
kämpft wie von den Republikanern. 
SPIEGEL: Sie gehören seit Längerem zu
den Gegnern der Pipeline. Sind Sie froh,
dass das Projekt jetzt angesichts drohen-
der US-Sanktionen vor dem Aus steht?
Röttgen: Wenn es so käme, würde ich dem
Projekt keine Träne nachweinen. Aber ich
hätte es besser gefunden, wenn wir Euro-
päer die Pipeline aus eigener Kraft gestoppt
hätten. Dass die USA, obwohl sie über-
haupt nicht betroffen sind, ihre außenpoli-
tische Sicht mit extraterritorialen Wirt-
schaftssanktionen durchsetzen, halte ich
für fatal. Die Anwendung von Sanktionen
zwischen Partnern richtet großen Schaden
an. Das ist keine Basis für Partnerschaft.
SPIEGEL: Herr Röttgen, wir danken Ihnen
für dieses Gespräch.
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A m Gendarmenmarkt in Berlin liegt
das noble Kaufhaus Galeries Lafa-
yette, das auch Büro- und Konfe-

renzräume beherbergt. Im Februar fand
dort eine Veranstaltung mit einem ehema-
ligen Vizepremierminister aus Polen und
einem deutschen Professor aus Karlsruhe
statt. Sie diskutierten über »China und die
Zukunft der Globalisierung«, eingeladen
hatte das Dialogue of Civilizations Re-
search Institute (DOC).

Der Organisation geht es »um Lösungs-
ansätze für die zentralen Herausforderun-
gen der internationalen Gemeinschaft«,
wie es auf ihrer Website heißt. Dahinter
stehe die Überzeugung, dass der »offene,
respektvolle und gleichberechtigte Dialog«
die »grundlegende Voraussetzung ist für
das Zusammenwirken und die gemeinsa-
me Existenz der Zivilisationen«. Das DOC
veröffentlicht Aufsätze und Analysen, ver-
anstaltet Vorträge, runde Tische und Kon-
ferenzen zu einer Vielzahl von Themen.
Alles, was eine Denkfabrik üblicherweise
so macht, ganz unverfänglich �� auf den
ersten Blick. 

Tatsächlich aber scheint der Berliner
Thinktank zu versuchen, die Interessen
der russischen Regierung in den Westen
zu tragen. Nicht offen und transparent, wie
es andere Interessenorganisationen ma-
chen, sondern auf verdeckten Wegen. Mit-
gegründet wurde das DOC von Wladimir
Jakunin, einem engen Weggefährten und
Vertrauten des russischen Präsidenten
Wladimir Putin. 

Interne Dokumente zeigen, wie die
Denkfabrik und ihr Mitgründer Netzwer-
ke zwischen Politik, Wissenschaft und

Wirtschaft spannen, geben Einblick in die
Finanzplanung. Sie zeigen auch, welche
Rolle deutsche PR-Firmen dabei spielen
sollten. Die Dokumente wurden dem Lon-
doner Dossier Center zugespielt und lie-
gen dem ������� vor.

Die Schlüsselfigur im Netzwerk des
DOC ist der Initiator und Mitgründer Ja-
kunin, ein russischer Millionär, der seit der
Ukrainekrise wegen seiner Nähe zu Putin
auf den Sanktionslisten mehrerer Länder
steht. Zu Sowjetzeiten soll er für den Ge-
heimdienst KGB gearbeitet haben, später
stieg er zum Chef der russischen Eisen-
bahn auf. 

Seit einigen Jahren nun betätigt er sich
als politischer Ideologe, der ein erzkonser-
vatives, russisch-nationalistisch und anti-
amerikanisch geprägtes Weltbild propa-
giert und ins Ausland trägt. 

Jakunin wettert gegen eine vermeint -
liche »antirussische Hysterie« im Westen
und war mit seinen Standpunkten in den
vergangenen Jahren auch Bindeglied zur
Neuen Rechten in Europa. So sprach er
etwa im November 2014 auf der »Frieden
mit Russland«-Konferenz des Magazins
»Compact« in Berlin, das vom Bundesamt
für Verfassungsschutz als rechtsextremis-
tischer Verdachtsfall eingestuft ist. 

Der Nationalist, der offenbar keine Be-
rührungsängste mit Rechtsextremisten hat,
versucht seit Jahren, seinen Einfluss bis
tief in die deutsche Politik geltend zu ma-
chen, auch mithilfe von Menschen, die sich
auf politische PR verstehen.

Im Frühjahr 2016 nahm ein Vertreter
Jakunins Kontakt zu Fischer-Appelt auf,
einer Agentur mit Sitz in Berlin. Das
Unter nehmen teilt auf �������-Anfrage
mit, »niemals für Wladimir Jakunin tätig«
gewesen zu sein und die Anfrage damals
»abgesagt« zu haben. 

Nach �������-Recherchen aber hat 
ein damaliger Mitarbeiter von Fischer-
 Appelt über seinen geschäftlichen E-Mail-
Account zum Umfeld des russischen Ge-
schäftsmanns Kontakt gehalten und für
 Jakunin ein Treffen mit dem SPD-Mann
Reinhold Robbe organisiert. Robbe war
lange Bundestagsabgeordneter, Vorsitzen-
der des Verteidigungsausschusses und bis
2010 Wehrbeauftragter des Deutschen

»Heimtückische Form
der Kriegsführung« 

Außenpolitik Interne Dokumente zeigen: Über eine Berliner
Denkfabrik versucht Moskau, Politik und Wirtschaft 

zu beeinflussen. Im Mittelpunkt steht ein ehemaliger KGB-Mann.
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DOC-Sitz Galeries-Lafayette-Haus 
Rasantes Wachstum, steigendes Budget



Bundestags …�er ist bestens vernetzt. Ja-
kunin, Robbe und der PR-Mann trafen sich
im Juni 2016 im Regent-Hotel in Berlin-
Mitte. Fischer-Appelt erklärt nach Rück-
sprache mit dem inzwischen ausgeschie-
denen Mitarbeiter, dass dieses Treffen »pri-
vat« erfolgt sei.

Robbe sieht das anders. Fischer-Appelt
habe damals bei ihm angefragt, ob er be-
reit sei für ein Treffen mit dem Russen.
»Als Hintergrund erläuterte man mir sei-
nerzeit, dass Jakunin damit befasst sei, in
Deutschland einen international besetzten
und unabhängigen Thinktank zu grün-
den«, sagt der SPD-Veteran. Der Mitarbei-
ter von Fischer-Appelt habe ihm erzählt,
dass man »verschiedene Persönlichkeiten«
anspreche und »dass es sich bei Herrn Ja-
kunin um eine international exzellent ver-
netzte Persönlichkeit mit freundschaftli-
chen Beziehungen zu Wladimir Putin han-
deln würde«. 

Robbe habe damals nur unter der Be-
dingung zugesagt, dass »sich aus dieser
 Begegnung keinerlei Verpflichtungen für
mich ergeben dürften«. Nach dem Ge-
spräch stand für ihn fest, »dass ein Enga-
gement für diese neue Initiative nicht
 infrage kommen würde.« 

Der umtriebige Vertraute Putins ver-
suchte in der Vergangenheit offenbar aber

auch, bis in die höchsten Ebenen der deut-
schen Politik zu gelangen. Wie aus den
 internen Dokumenten hervorgeht, woll te
Jakunin seine Drähte bis in die Nähe von
Kanzlerin Angela Merkel legen. In inter-
nen Schreiben behauptet er, über Kon -
takte zu »Vertretern aus Merkels engem
Kreis« zu verfügen. Kam es zu einem Tref-
fen des Ex-KGB-Manns mit Vertretern des
Kanzleramts? 

Auf ������� -Anfrage wies das Presse-
und Informationsamt der Bundesregie-
rung darauf hin, dass eine Pflicht zur Er-
fassung sämtlicher geführter Gespräche
nicht bestehe. »Eine solche umfassende
Dokumentation wurde auch nicht durch-
geführt.« Soweit auf Grundlage der vor-
liegenden Erkenntnisse ersichtlich, sei es
aber zwischen 2014 und heute nicht zu
 bilateralen Treffen zwischen Jakunin oder
Vertretern des DOC mit Mitarbeitern des
Bundeskanzleramts gekommen. 

Während seiner Zeit als Chef der russi-
schen Eisenbahn und als Vorsitzender des
Internationalen Eisenbahnverbands habe
Jakunin »regelmäßig Kontakte zu den
Staatsoberhäuptern vieler Länder, ein-
schließlich Deutschlands« gehabt, antwor-
tet die Pressestelle des DOC für Jakunin,
an den die Anfrage des ������� eigentlich
gerichtet war. Bei einer Veranstaltung in
Mecklenburg-Vorpommern habe Jakunin
»Angela Merkel und ihr Team« getroffen.
Seitdem er im Jahr 2015 nicht mehr Chef
der russischen Eisenbahn sei, habe es aber
»keinen weiteren Kontakt« gegeben. 

Die Nähe zur russischen Führung einer-
seits, gute Kontakte in die europäische
Poli tik andererseits: Jakunin scheint prä-
destiniert für den Posten des inoffiziellen
Superdiplomaten Moskaus. So behauptet
ein Mitarbeiter in den internen Dokumen-
ten, der Ex-Eisenbahnchef sei als einzige
Person befugt, auf dem Gebiet der Außen -
politik als »inoffizielle Stimme« Russlands
zu sprechen. Als solche könne er Botschaf-
ten überbringen, die für offizielle Kanäle
ungeeignet seien. 

Schon zu seiner Zeit als Chef der russi-
schen Eisenbahn zeigte Jakunin Interesse
an den Themen Geopolitik und Soft
Power, also der nicht militärischen Macht-
ausübung und Einflussnahme. Damals
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Prädestiniert 
für den Posten des 
inof� ziellen Super -
diplomaten Moskaus.



 begann er, regelmäßig zu einem Forum
auf der griechischen Insel Rhodos einzu-
laden. Dort diskutieren bis heute Wirt-
schaftsvertreter, Diplomaten sowie einsti-
ge und amtierende Staatschefs Fragen 
der internationalen Politik … und vernet-
zen sich. 

2013 gründete Jakunin zudem die Gen-
fer Sankt-Andreas-Stiftung, die nach eige-
nen Angaben dem Zweck dient, »das rus-
sische Nationalerbe in Russland wie im
Ausland zu erforschen und zu bewahren«.
Sie unterstützt die orthodoxe Kirche, etwa
durch die Veranstaltung von Konferenzen,
durch die Restaurierung von Gotteshäu-
sern in Russland und anderen Ländern.
Die Stiftung hat ihren Sitz an derselben
Genfer Adresse wie der Fonds, der das
Berliner DOC finanziell trägt. 

Die Annexion der Krim durch Russland
Anfang 2014 und der Krieg in der Ost -
ukraine hatten dem Thema Geopolitik
neue Dringlichkeit verliehen. Jakunin, da-
mals noch Bahnchef, fand sich selbst im
Mittelpunkt der Spannungen wieder: Im
März desselben Jahres setzten die USA
ihn auf eine Sanktionsliste, unter explizi-
tem Verweis auf seine Nähe zu Putin. Aus -
tralien zog bald darauf nach, 2019 verhäng-
te auch Kanada Sanktionen gegen ihn. Auf
einer solchen Liste steht der Russe in
Europa nicht.

Das DOC mit seinem Sitz mitten in Ber-
lin sollte Jakunins Engagement in der Welt
der Denkfabriken, Stiftungen und interna-
tionalen Debatten auf eine neue Stufe he-
ben. 2016 wurde es eröffnet.

Ein vorläufiger Budgetentwurf zeigt,
mit welchen Kosten für das Institut zu
rechnen war: 33 Millionen US-Dollar in
fünf Jahren. Die Manager der Denkfabrik
sollten 307800 Dollar jährlich verdienen. 

Im Übrigen rechnete man offenbar mit
einem rasanten Wachstum der Denkfabrik
und ihrer Aktivitäten, mit mehr und mehr
Veranstaltungen und Projekten. Entspre-
chend sollten die Ausgaben für wissen-
schaftliches Personal steigen: von rund
1,4 Millionen Dollar im Jahr 2016 auf
4,9 Millionen Dollar 2020. 

Ab 2018 dann war laut Plan auch die
Erhebung von Mitgliedsbeiträgen vorge-
sehen. Diese sollten zunächst 850000 Dol -
lar einbringen, anschließend ansteigen auf
3,3 Millionen Dollar im Jahr 2020. Weite-
re Einnahmen versprach man sich offenbar
durch Sponsorengelder und Spenden. Im
vergangenen Jahr erhielt das DOC eige-
nen Angaben zufolge rund 4,3 Millionen
Euro an Spendengeldern …�woher das Geld
kam, wird nicht genannt.

Von Berlin aus organisiert die Denk -
fabrik Veranstaltungen in ganz Europa. 
So lud sie 2017 gemeinsam mit dem öster-
reichischen Verteidigungsministerium und
einer Studiengruppe des Partnership for
Peace Consortium mit Sitz in Bayern zu

einer Tagung auf ein mondänes Schloss
aus Habsburgerzeiten in der Nähe von
Wien ein. 

Nahezu alle Flugkosten der Teilnehmer
wurden vom DOC übernommen, Journa-
listen waren nicht zugelassen, Mitschnitte
der Referate »streng verboten«, heißt es
auf der Website der Denkfabrik. Das öster-
reichische Ministerium und die bayerische
Studiengruppe gaben auf ������� -Anfra-
ge an, künftig nicht mehr mit dem DOC
zusammenarbeiten zu wollen. 

Aktuell knüpft das DOC weiter seine
Netzwerke in Berlin und kooperiert zum

Beispiel mit dem Bundesverband für
 Wirtschaftsförderung und Außenwirt-
schaft. In einer »Berlin Call Initiative« 
soll die »Zukunft der Weltordnung nach
Covid-19« untersucht werden.

Die Verantwortlichen des Berliner DOC
streiten jegliche Einflussnahme der russi-
schen Regierung ab. Es handle sich um
eine gemeinnützige internationale Orga-
nisation, mit einem internationalen Team,
das ein »breites Spektrum globaler Stand-
punkte« vertrete, heißt es auf Anfrage. An-
schuldigungen, nach denen die Denkfabrik
eine »Kreml-Agenda« verfolge, seien
»schlichtweg falsch«. 

Aber Kritiker wie Wilfried Jilge, Exper-
te für Russland und die Ukraine bei der
Deutschen Gesellschaft für Auswärtige
Poli tik, warnen deutlich vor der Denkfa-

brik. Zwar könne man nicht von vornhe-
rein sagen, dass das Institut unwissen-
schaftlich arbeite oder reine Propaganda
betreibe, sagt der Historiker, »aber wenn
man genauer hinschaut, sieht man, dass auf
eine etwas subtilere Weise russlandloyale
Positionen vertreten werden.«

Jilge sieht das Institut als Teil eines grö-
ßeren Soft-Power-Projekts, bei dem Jaku-
nin eine zentrale Rolle spiele, auch durch
sein Engagement in der Sankt-Andreas-
Stiftung. »Sie fördert die Rückbesinnung
auf nationalrussische Werte auf Basis der
russischen orthodoxen Kirche ebenso wie
die Verbreitung der Idee einer ‰russischen
Weltˆ«, sagt der Experte. Mit diesem Kon-
zept legitimiere der Kreml zum Beispiel
»die Aggression gegen die Ukraine«.

Der Einsatz von Thinktanks, For-
schungsinstituten und philanthropischen
Zentren nutze Moskau beim Versuch,
»kremlfreundliche Erzählungen in west -
lichen Eliten zu fördern und so die politi-
sche Entscheidungsfindung zu steuern«,
sagt Monika Richter, Expertin für Desin-
formationskampagnen im amerikanischen
Beratungsunternehmen CounterAction.
»Dies ist eine heimtückische Form der
politi schen Kriegsführung.« 

Auch die Biografien einiger leitender
Angestellter des DOC sprechen Bände. So
arbeitete der Geschäftsführer zuvor im rus-
sischen Ministerium für auswärtige Ange-
legenheiten. Der ehemalige Leiter des
 Social-Media-Teams verbreitet auf Face-
book homophobe und rassistische Memes
und verherrlicht Putin. Ein Mitglied des
Executive Board des DOC hat unter ande-
rem für den russischen Staatskonzern Gaz-
prom gearbeitet. Ein anderer Mitarbeiter
war zuvor beim »Center of National Glo-
ry« angestellt … einer weiteren Jakunin-
Stiftung, die sich für eine orthodoxe
Außen politik und eine militärisch-patrio-
tische Erziehung der Jugend einsetzt. 

»Das Institut ist sehr eindeutig kremlbe-
zogen, das sieht man sehr deutlich am Per-
sonal«, sagt Omid Nouripour, Sprecher für
Außenpolitik der grünen Bundestagsfrak-
tion. Es gehe offenbar nicht um For-
schungsarbeit, »sondern um Einflussnah-
me zugunsten des Kreml«.

Für Konstantin Kuhle, den innenpoli -
tischen Sprecher der FDP-Bundestags -
fraktion, ist das DOC ein Baustein der 
Soft-Power-Strategie Russlands. »Liberale
Demo kratien, internationale Institutionen
und die Anerkennung der Menschenrechte
sollen geschwächt werden«, sagt Kuhle.
»In diese Propagandamaschine darf man
sich nicht einspannen lassen. Eine Zusam-
menarbeit mit dem Institut sollte daher
für deutsche Politikerinnen und Politiker
nicht infrage kommen.«

Maik Baumgärtner, Roman Höfner,
 Alexander Sarovic

34 DER SPIEGEL  Nr. ��  /  � �. �. � � � �

Deutschland

A
le

xe
i D

ru
zh

in
in

 /
 I

T
A

R
-T

A
S

S
 /

 im
a

go
 im

a
ge

s

Präsident Putin 
Rückbesinnung auf nationalrussische Werte

»Kremlfreundliche 
Erzählungen fördern 
und die Entscheidungs-
findung steuern.«



Gemeinsam 
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Wo anfangen, wenn alles fremd
ist? Wenn man nicht viel mehr
als »Ja« und »Nein« sagen
kann in einer Sprache, die

 keine Ähnlichkeit mit der eigenen besitzt?
 Yazan Al Shareef schaute viel fern, meis-
tens RTL. »Ich war so froh, als ich entdeckt
habe, dass man am Fernseher deutsche
 Untertitel einschalten kann«, sagt er. Die
Wörter, die er häufig hörte, habe er in ein
Vokabelheft geschrieben. 

Der 16-Jährige aus dem syrischen Rakka
war nach seiner Ankunft im hessischen
Lahn-Dill-Kreis unsicher, ob das alles zu
schaffen sei: neue Sprache, neue Schule,
neues Leben. »Ich hatte wirklich Zweifel.« 

Seitdem sind fünf Jahre vergangen. 
Al Shareef schüttelt den Kopf und lacht,

als könnte er es nicht glauben, dass der
Junge damals wirklich er war. Er lebt nach
wie vor in Dillenburg und spricht fast
 perfekt Deutsch. Vor ein paar Wochen 
hat er sein Abitur bestanden, ab Herbst
will er Maschinenbau studieren. »Ich 
bin ziemlich eingedeutscht«, sagt er. Am
Gymnasium war er einer der wenigen
Flüchtlinge. Sein Freundeskreis ist deutsch,
er spielt als Außenverteidiger Fußball im
SSV 1920 Allendorf, und er findet Müll-
trennung wichtig. »Das ist gut für die
 Umwelt.«

Yazan Al Shareef kann sich nicht mehr
vorstellen, nach Syrien zurückzukehren.
Selbst wenn dort Frieden herrschte.
 »Höchstens um Urlaub zu machen«, sagt
er. »Ich bin in Deutschland zu Hause.« 

Es ist ein heißer Tag im August. Am
Abend desselben Tages versammeln sich
auf dem Marktplatz in Zittau die »Freunde
von Pegida«. Zittau liegt rund 580 Kilo-
meter weit von Dillenburg entfernt, auf
 einer Landkarte in einer fast waagerechten
Linie von West nach Ost. 

Rund 50 Menschen sind gekommen,
 einige mit Deutschlandfahnen, andere mit
Plakaten. »Als Einheit gegen die Über-
fremdung im eigenen Land!« steht auf
 einem Banner, das Jugendliche, kaum älter
als 16 Jahre, halten. Der erste Redner ist
Pegida-Mann Wolfgang Taufkirch. »Die
Muslime haben eine Taktik, und die ist
 immer die gleiche«, ruft er übers Mikrofon.
»Einwandern, vermehren, Moscheen bau-
en, Islamverbände gründen, in die Politik
gehen und dann das Land übernehmen.«

Dillenburg und Zittau, zwei deutsche
Szenen. Was hier und dort passiert, hat
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Das große Missverständnis
FlüchtlingeIm August 2015 sagte Kanzlerin Angela Merkel ihren 

legendären Satz »Wir schaffen das«. Hatte sie recht? Eine Analyse, fünf Jahre danach.
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Syrer Al Shareef in Dillenburg: »Ich bin ziemlich eingedeutscht«



mit dem Zustand des Landes in diesen
 Tagen zu tun, aber auch mit dem Zustand
vor fünf Jahren und einem Satz, der da-
mals fiel, am 31. August 2015. Er lautete:
 »Wir schaffen das.« 

Die Bundeskanzlerin hat diesen Satz
 gesagt, und es ist interessant, ihn sich an-
zuhören. Die Kanzlerin kann grimmig,
 ungeduldig, genervt aussehen, was leicht
davon ablenkt, dass das Schicksal sie mit
einer weichen, ewig freundlichen Stimme
ausgestattet hat, sodass sie selten staats-
tragend wirkt. Ihr »Wir schaffen das« kam
so beiläufig daher, dass dieser Satz den
Eindruck erwecken konnte, als wäre das,
was folgen sollte, keine große Leistung.

Und damit begann das Missverständnis. 
Der Satz verselbstständigte sich, löste

sich von der Stimmung jener Tage, in de-
nen eine große Zahl von Flüchtlingen in
Deutschland mit Wärme empfangen wor-
den ist. Die »Willkommenskultur« war
maßgeblich von Fotos ausgelöst worden:
Bilder aus dem syrischen Krieg, von ver-
zweifelten Menschen in Schlauchbooten
auf dem Mittelmeer und dem Foto des er-
trunkenen Flüchtlingsjungen Alan Kurdi
am Strand. 

Doch als sich abzeichnete, dass es mehr
als eine Million Flüchtlinge werden würden,
die im Jahr 2015 und 2016 in Deutschland
zum ersten Mal einen Asylantrag stellen
sollten – viele von ihnen aus Syrien, wo
2011 der Bürgerkrieg begonnen hatte –, 
glaubte eine größer werdende Gruppe das
Gegenteil: dass es eben nicht zu schaffen
sei. »Merkel muss weg« wurde die Parole
der rechtspopulistischen Partei AfD.

Es gab vorher schon Unmut über Mer-
kels Regierung, aber nach diesem Satz
wurde der Riss jäh sichtbar. All das Tren-
nende zwischen politischen Lagern, sozia-
len und regionalen Milieus machte sich
nun fest an der Frage, ob Flüchtlinge hier
willkommen oder unerwünscht seien. 

Der Riss ging durch Famili-
en, Freundeskreise. Zwischen
der »Willkommenskultur« und
der Fremdenfeindlichkeit gab
es zwar ein breites Spektrum
an Einstellungen, doch wie
immer war es an den Rändern
am lautesten. Der Mord an
 einer Freiburger Studentin
durch einen Flüchtling aus
 Afghanistan im Oktober 2016,
das Attentat von Anis Amri,
der im Dezember 2016 auf
dem Berliner Breitscheidplatz
zwölf Menschen tötete – ech-
te Ängste wurden politisch
 instrumentalisiert. Es sickerte
ein Gift in das öffentliche Mit-
einander, das bis heute nicht
verschwunden ist.

In der Folge wurde 2017
zum ersten Mal seit der Früh-

phase der Bundesrepublik wieder eine Par-
tei rechts von der Union in den Bundestag
gewählt, dabei hatte es jahrzehntelang
zum Selbstverständnis Deutschlands ge-
hört, dass Rechtspopulisten hier nichts zu
sagen haben. 

Die AfD ist inzwischen in allen Land -
tagen vertreten. Merkels Satz half der Par-
tei, ihr Thema zu finden. Die Anhänger
der AfD weiteten ihren Argwohn gegen
die Flüchtlingspolitik der Kanzlerin aus
und misstrauten nun grundsätzlich Merkel,
 ihrer Regierung und den Medien. Der
Trugschluss lautet, Medien und Regierung
verfolgten einen geheimen Plan, der zur
 »Überfremdung« führe.

In diesen Tagen laufen große Prozesse.
Gegen den Attentäter von Halle, der es
2019 auf Juden und Migranten abgesehen
hatte und vor Gericht argumentiert, durch
die Flüchtlingskrise habe er keinen Platz
mehr für sich in dieser Gesellschaft gese-

hen. Und gegen den mutmaß-
lichen Mörder des Kasseler
Regierungspräsidenten Wal-
ter Lübcke – der Politiker
 hatte in der Flüchtlingskrise
Merkels Politik verteidigt und
wurde im Juni 2019 zum Ziel
einer tödlichen Attacke. 

Wie also ist der Zustand
Deutschlands fünf Jahre nach
dem Satz? Hat das Land es
 geschafft, oder hat die Ent-
wicklung uns geschafft? Sind
die damals angekommenen
Flüchtlinge integriert? Wie
steht es um die Gesellschaft?
Wie um die politische Klasse?
Eine Analyse mit drei Blick-
richtungen: auf Flüchtlinge
und ihre Helfer, auf die Geg-
ner der Flüchtlingspolitik und
auf die Politik.

»In Deutschland habe ich zum
ersten Mal in meinem Leben 
geatmet« – Geflüchtete und ihre
Helfer 

Peter Barth, 73, zieht eine Klarsichthülle
mit Dokumenten aus seiner Aktentasche
und legt sie auf seinen Schreibtisch. In den
Excel-Tabellen hat er die Namen und wei-
tere Daten der Geflüchteten gespeichert,
die in der Gemeinschaftsunterkunft in
 Hebertshausen wohnen. Im Moment sind
es rund 60, die meisten kommen aus Nige -
ria, Eritrea, Afghanistan und Sierra Leone.
Auch einige Somalier leben in der ober-
bayerischen Gemeinde mit knapp 6000
Einwohnern nördlich von München.

Barth ist der Sprecher des Helferkreises
Asyl Hebertshausen mit etwa 30 Mitglie-
dern. Er weiß genau, welcher Flüchtling
welchen Aufenthaltsstatus hat, wer einen
Ausbildungsplatz sucht und wem die Ab-
schiebung droht. Er berät, hilft, tröstet;
meist bei sich zu Hause im Arbeitszimmer.

Wenn ein Jugendlicher Fußballschuhe
braucht oder eine Familie eine Mikrowelle,
schickt er die Anfrage an seinen Mailvertei-
ler »Sympathisanten«, rund 80 Menschen
zählen dazu. »Meistens klappt das«, sagt er.
 »Irgendeiner hat immer etwas zu Hause
rumstehen oder möchte etwas spenden.« 

Menschen wie Barth haben einen gro-
ßen Anteil daran, dass Merkels Satz nicht
zu einer leeren Phrase wurde. Sie üben
Deutsch mit Geflüchteten, helfen bei An-
trägen, erklären Busfahrpläne.

»Das Engagement ist über die Zeit deut-
lich schwieriger geworden«, sagt er. Viele
der Westafrikaner, die in Hebertshausen
einen Asylantrag stellen, haben kaum
Chancen darauf, als Flüchtling anerkannt
zu werden. Die Angst vor der Abschie-
bung ist allgegenwärtig. 

Barth war von Anfang an dabei. 2013
kamen die ersten 45 Flüchtlinge nach He-
bertshausen, der Kaufmann war gerade in
Rente gegangen. »Ich wollte etwas Sinn -
volles tun«, sagt er. Seitdem ist er im Stress.
Für die Flüchtlinge sei er in der Woche
mehr Stunden ehrenamtlich tätig als damals
in seinem Vollzeitjob für eine Textilfirma.
 »Ständig klingelt das Telefon«, sagt er. Sein
Blick sei immer »sehr realistisch« gewesen:
Wenn innerhalb kurzer Zeit mehr als eine
Million Menschen über die Grenze kämen,
hätte jedem klar sein müssen, dass darunter
nicht jeder asylberechtigt sein würde. 

Als Barth nach der Silvesternacht von
2015 auf 2016 die Nachrichten über die
 sexuellen Übergriffe durch meist nordafri-
kanische Migranten auf Frauen am Kölner
Hauptbahnhof hörte, fand er, das sei »eine
ganz, ganz schlimme Geschichte«. Aber
an seinem Engagement, seiner Einstellung
änderte sich nichts. 

Für viele Menschen bedeutete diese
Nacht ein Wendepunkt. Standen bis dahin
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Flüchtlingsselfie mit Merkel 2015
Der Riss wurde sichtbar

Rund

890000
Flüchtlinge

gelangten im Jahr 2015
nach Deutschland.

Allein

474000
Syrer

stellten 2015 bis 2017 einen
Erstantrag auf Asyl.

Über 90%
von ihnen erlangten

 wegen des Bürgerkriegs in
ihrer Heimat vorläufiges

Bleiberecht.
Quelle: BAMF, BMI



schutzbedürftige Familien aus Syrien im
Mittelpunkt der Medienberichterstattung,
waren es nun kriminelle Ausländer. Unter
den Zuwanderern waren eben auch viele
junge Männer aus schwierigen sozialen
Verhältnissen.

Nennenswerte Probleme mit kriminel-
len Ausländern gebe es in seiner Gemeinde
nicht, sagt Barth. Doch das Verhältnis zu
den anderen Mietern im Haus sei »absolut
erkaltet«. Denen passe nicht, dass ständig
Flüchtlinge vorbeikämen, sagt er. »Ich ver-
teufle sie nicht dafür. Aber ich bin auch
nicht bereit auszuziehen, nur damit sie
 keinem Ausländer mehr an der Haustür
begegnen müssen.«

Die Flüchtlingsunterkunft in Heberts-
hausen liegt auf einem Hügel. Das rosafar-
ben angestrichene Haus mit Blick auf einen
kleinen Park war einmal ein Altenheim.
Kletterrosen wachsen an den Wänden. 

Shyone Hagos, 25, und ihr Ehemann
 Josef Ferhan, 26, beides Christen aus Eri-
trea, kamen im Winter 2014 nach Deutsch-
land, seit ihrer Ankunft wohnen sie in 
dem Heim. Jahrelang suchten sie nach
 einer eigenen Wohnung in Hebertshausen
und Umgebung. »Keine Chance«, sagt Fer-
han. In der Praxis gestalte sich »der Über-
gang in den regulären Wohnungsmarkt für
Geflüchtete« schwierig, heißt es in einem
aktuellen Lagebericht der Integrations -
beauftragten der Bundesregierung. 

Das Ehepaar konnte vor Kurzem mit
seinen beiden kleinen Kindern in die Sou-
terrainwohnung im Flüchtlingsheim ziehen,
die privat vermietet wird. »Jetzt haben wir
ein eigenes Bad und eine eigene Küche,
das ist viel besser«, sagt Ferhan. Und dann:
 »In Deutschland habe ich zum ersten Mal
in meinem Leben geatmet.« 

Nach sechs Jahren sprechen die Eritreer
gut verständlich Deutsch. Beide haben in
Dachau eine zwei Jahre dauernde Berufs-
integrationsklasse besucht. Nach dem star-
ken Zuzug 2015 weitete das Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge das Angebot
an Integrationskursen, die auch einen

Deutschkurs beinhalten, bundesweit aus.
Für anerkannte Flüchtlinge, die kein
Deutsch können, ist der Besuch verpflich-
tend. Im ersten Halbjahr 2018 bestand
aber gerade einmal die Hälfte der Teilneh-
mer den Test für das mittlere Schwierig-
keitsniveau B1.

Hagos und Ferhan waren in der Berufs-
integrationsklasse erfolgreich. Sie haben
nun einen deutschen Schulabschluss. Ha-
gos beginnt demnächst eine Ausbildung
als medizinische Fachangestellte in einer
Augenarztpraxis. Ferhan hat bereits eine
Lehre als Fachlagerist in Dachau abge-
schlossen. Im Moment ist er arbeitslos,
vielleicht mache er bald eine weitere Aus-
bildung als Elektriker. »Damit kann man
sich besser selbstständig machen.«

Dem Institut für Arbeitsmarkt- und
 Berufsforschung zufolge waren im Mai
2020 knapp 40 Prozent der Zuwanderer
aus Kriegs- und Krisenländern arbeitslos.
Bevor die Corona-Pandemie ausbrach,
 waren es 32,5 Prozent. Die IAB-Experten
werteten die Zahlen bis zu diesem Knick
als positive Entwicklung. 

Wie gut ist die Familie mittlerweile in
Deutschland angekommen? »Für uns ist
das Leben jedes Jahr immer besser gewor-
den«, sagt die Mutter. »Deutschland ist ein
sehr gutes Land.« 

Es gebe vieles, das sie noch erreichen
wollten: einen sicheren Job finden, besser
Deutsch sprechen, den Führerschein ma-
chen. Hagos wünscht sich zudem mehr
Kontakt zu Deutschen. Zumindest ihr fünf-
jähriger Sohn hat Anschluss gefunden im
Kindergarten. Er hat einen Freund namens
Paul. »Er war sogar schon zum Kinder -
geburtstag bei ihm eingeladen«, sagt Ha-
gos und lächelt.

Zurück zu Merkels Maßstab »Wir schaffen
das«. Haben es die Deutschen geschafft,
die Geflüchteten zu integrieren? Die Bilanz
nach fünf Jahren ist in vielen Bereichen
eher gut. Helfern ist klar, dass es mehrheit-
lich nicht die Erwachsenen sein werden,

die ganz in Deutschland ankommen, son-
dern erst deren Kinder und vielleicht noch
die Jugendlichen, die vor fünf Jahren ka-
men. Viele Flüchtlinge sind mit illusorischen
Erwartungen nach Deutschland gekom-
men und müssen nun erkennen, dass es
 anstrengend ist, sich in den deutschen Fach-
kräftearbeitsmarkt einzugliedern. Sich von
Illusionen verabschieden zu können, ist ein
wichtiger Teil einer Integration, der bei
dem einen mehr, bei dem anderen weniger
gelingt. 

Und die vielen Helfer in der Flüchtlings-
krise haben erkannt, dass Regierungen
nicht alles »schaffen« können, dass das
 Leben in einer Demokratie nur dann funk-
tioniert, wenn ihr Grundgedanke, der der
Teilhabe, auch breit angenommen wird.
Die Zahl der Helfer ist seit dem Höhepunkt
der Zuwanderung zurückgegangen, eine
Entwicklung, die an sich normal ist, aber
in einigen Fällen auch damit zu tun haben
dürfte, dass viele Helfer sich angegriffen,
bisweilen sogar bedroht fühlen. 

»Pfuuuiiii« – die Gegner 
der Flüchtlingspolitik 

Auf dem Marktplatz von Zittau ruft
 Wolfgang Taufkirch, der Pegida-Redner,
über das Mikrofon: »In Bischofswerda 
soll in Kitas Arabisch angeboten werden,
aber nicht freiwillig.« Die Menge ruft:
»Pfuuuiiii.« Die Empörung hier scheint
 immer dann besonders groß zu sein, 
wenn es um Beispiele aus der Nähe geht.
Wenn die vermeintliche Überfremdung
das eigene Leben berühren könnte. Bi-
schofswerda liegt gut eine Autostunde
 entfernt.

Die »Freunde von Pegida« sind nicht
 allein auf dem Platz. Nur wenige Meter
entfernt hat sich der Protest formiert, etwa
zwei Dutzend Menschen stehen dort,
 anders als die Pegida-Leute tragen sie
 Masken. Auf ihren Schildern aus altem
Pappkarton steht »Herz statt Hetze« oder
 »Kein Millimeter nach rechts«. 

Deutschland

Grenzerfahrungen
Zahl der in Deutschland monatlich angekommenen Flüchtlinge*

Januar Februar März April Mai Juni Juli August September

Merkel auf der Presse-
konferenz zur Flücht-
lingskrise

32229

104460

33150

13. Februar
Sprengstoffanschlag auf eine
Flüchtlingseinrichtung in Freiberg 
(Sachsen). Bis Jahresende kommt 
es zu insgesamt 75 rechtsextre-
mistischen Brandanschlägen
auf Asylbewerberunterkünfte.

2015
März
Die EU-Grenzschutzbehörde 
Frontex warnt, der Bürgerkrieg 
in Syrien habe die »schlimmste 
Flüchtlingskrise seit dem 
2. Weltkrieg ausgelöst«.

31. August
In einer Pressekonferenz zeigt sich
Bundeskanzlerin Angela Merkel
zuversichtlich, Deutschland könne 
auch eine hohe Zahl von Flücht-
lingen aufnehmen. Vor allem 
ihr Satz »Wir schaffen das.« 
wird kontrovers diskutiert.

4. /5. September
Deutschland nimmt Tausende in
Ungarn gestrandete Migranten
auf. Ihre Ankunft wird von vielen 
begrüßt, zahlreiche Freiwillige 
helfen bei der Erstaufnahme.
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Einer der Gegendemonstranten schreit:
 »Ihr Nazis!« Ein Pegida-Anhänger murrt
zurück: »Was willst du?«, marschiert auf
den Mann zu, baut sich auf, Gerangel, ein
Wort ergibt das andere. Am Ende muss
eine Polizistin die beiden trennen. 

Was hat die Menschen so wütend ge-
macht, was die Aggressionen gegenüber
Flüchtlingen entfacht? Auf dem Markt-
platz in Zittau lassen sich nicht alle der
 einen oder anderen Front zuordnen. Da
ist zum Beispiel ein Mann, der am Rand
der Demonstration an einem Pfosten lehnt

und sagt, er sei zum ersten Mal bei Pegida.
 »Ein Arbeitskollege hat mir das empfoh-
len.« Er könne viele Dinge an der Politik
nicht mehr verstehen. »Wieso werden
straffällige Ausländer nicht einfach alle
 abgeschoben?« 

Dann schaut er zu den Gegendemons-
tranten und nickt mit dem Kopf. »Eigent-
lich könnten wir gut mit denen auskom-
men. Nur hören wir einander nicht mehr
zu.« Dieser Pegida-Neuling ist erreichbar
für Argumente der Gegenseite – aber eben
auch für Pegida.

Das Bundesamt für Verfassungsschutz
beschäftigte sich bereits im Dezember
2015 in einem Bericht zu »Radikalisie-
rungstendenzen in der ›rechten‹ und
rechtsextremistischen Szene angesichts
der ›Flüchtlingskrise‹« mit den Über -
gängen zwischen radikalen Milieus und
solchen, die noch nicht radikal genannt
werden können: Auch »bürgerlich-rechts-
populistische« Gruppen seien von der
 Vertrauenskrise im demokratischen Ver-
fassungsstaat erfasst worden, heißt es.
 »Artikel aus Publikationen des rechts -

Oktober November Dezember Januar Februar März April Mai Juni

206101

91671

15941 16335

*Erstaufnahme Asylbegehrender (EASY): Die später 
ermittelten tatsächlichen Zahlen der Erstantragsteller 
auf Asyl lagen niedriger.

Silvesternacht 2015/2016
Zahlreiche sexuelle
Übergriffe auf Frauen
in der Kölner Innenstadt.
Viele der Täter sind junge 
Männer aus Nordafrika. 
In der Folge schlägt
muslimischen Migranten
vermehrt Ablehnung 
entgegen.

Oktober
Verschärfung des Asylrechts:Albanien, Kosovo und
Montenegro werden zu sicheren Herkunftsstaaten 
erklärt. 

18. März
EU-Türkei-Flüchtlingspakt:
Ankara hindert Migranten an 
der irregulären Weiterreise in 
die EU. Im Gegenzug erhält 
die Türkei Finanzhilfen.

9. März
Mazedonien und andere 
Balkanstaaten haben im 
Alleingang ihre Grenzen 
abgeriegelt. Damit ist die 
Balkanroute faktisch 
geschlossen.
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Eritreer Ferhan, Ehefrau Hagos mit Kindern in Hebertshausen: »Für uns ist das Leben jedes Jahr immer besser geworden«



intellektuellen Spektrums zeigen, dass
mittlerweile sogar dessen Vertreter ansatz-
weise in Bürgerkriegskategorien denken.« 

Eine Auffassung, die dem radikalen
 Lager entstammt, findet sich inzwischen
weit in der Mitte der Gesellschaft: dass 
die Grenzen des Sagbaren immer enger
würden, dass ein Meinungsmainstream
herrsche. Umfragen zeigen, dass fast zwei
Drittel der Bevölkerung so denken. 

Thomas Kliche beschäftigt sich als
 Professor an der Hochschule Magdeburg-
Stendal mit politischer Psychologie. »Wir
haben als Gesellschaft die Grenzen naiver
Anpassungserwartungen erfahren, die
Auseinandersetzung über Identitäten hat
sich verschärft«, sagt er. »Der politische
Preis war hoch: Die Wirklichkeitsverwei-
gerung namens Populismus hat sich orga-
nisiert und wird immer wieder hochblub-
bern und ernsthafte Politik behindern.«

Viele Menschen hätten sich »in einer
Mischung aus Gefühlen und gewolltem
Nichtdenken« entschieden, sich die Wirk-
lichkeit zurechtzubiegen. Wut und Wider-
borstigkeit seien die populistische Version
des Abschiebens von Verantwortung, da-
hinter stehe ein falscher Gedanke: »Statt
eine neue Gesellschaft zu entwickeln,
müsste man in dieser Denkweise nur die
Politiker austauschen und unpassende
Minderheiten wegjagen.«

Solche Entwicklungen haben nie nur
eine Ursache. Die Flüchtlingskrise selbst
mag ein Katalysator gewesen sein, aber
die Gründe liegen tiefer. Der frühere Bür-
gerrechtler Frank Richter war zur Anfangs-
zeit der Pegida-Bewegung, Ende 2014,
 Direktor der sächsischen Landeszentrale
für politische Bildung, mittlerweile sitzt er
im Landtag; als parteiloser Politiker gehört
er der SPD-Fraktion an. »Mir war schon
zu Beginn klar, dass Pegida Auswirkungen
auf die ganze Gesellschaft haben wird«,
sagt er. Pegida habe Unmut gebündelt und
auf die Straße gebracht. 

Das Auseinanderdriften habe allerdings
weniger mit Flüchtlingen zu tun, sondern
mehr mit Ost und West, mit Arm und
Reich, mit Jung und Alt, mit Digitalisie-
rung und Globalisierung. Die Differenzen
seien über Jahre und Jahrzehnte ange-
wachsen, ließen sich auch deshalb nicht 
in kurzer Zeit lösen.

Ähnlich sieht es Petra Köpping, in Sach-
sen Staatsministerin für Gesellschaftlichen
Zusammenhalt. »Wir können nicht in kur-
zer Zeit aufholen, was zuvor viele Jahre
nicht beachtet worden ist«, sagt die SPD-
Politikerin. Vieles könne sie den sächsi-
schen Bürgern heute noch nicht erklären.
 »Wenn mich ein Handwerker fragt, warum
er 20 bis 30 Prozent weniger verdient als
seine Kollegen im Westen, was soll ich ihm

dann sagen?« Köpping sieht auch Vorteile
darin, dass da etwas aufgebrochen ist.
Heutzutage seien die Menschen so diskus-
sionsfreudig wie selten zuvor, vor allem
während der Flüchtlingskrise. »Ich habe
nie so volle Säle erlebt wie in dieser Zeit«,
sagt Köpping. Das zeige, dass die Men-
schen Interesse hätten. 

Die Entwicklungen im Osten seien auch
wichtig für den Westen. »Wir erleben jetzt
mit den Corona-Protesten, dass diese Be-
wegung vor allem vom Westen ausgeht.«
Die Grundlage für die Proteste habe aber
Pegida vor einigen Jahren gelegt. »Im Os-
ten sehen wir solche Bewegungen meist
ein paar Jahre früher, teilweise tauchen sie
dann später in anderer Form auch im
 Westen auf.«

Und wie ist es hier mit Merkels Maßstab
 »Wir schaffen das«? Der Wunsch, der die
Gegner von Merkels Migrationspolitik an-
treibt, Migration als Phänomen aus der
Welt zu schaffen, wird sich nicht erfüllen.
Das massive Wohlstandsgefälle in der Welt,
die politischen Krisen, das Internet, das
starke Bevölkerungswachstum in Afrika –
all das trägt dazu bei. 

Also muss über den Umgang damit
 gestritten werden, und dazu gehört das
 Zuhören, dies sagen sowohl Richter als
auch Köpping. Der sächsische Minister -
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Protestierende bei Pegida-Kundgebung in Zittau: »Der politische Preis war hoch«



präsident Michael Kretschmer hat im
 vergangenen Jahr seinen Wahlkampf mit
genau dieser Strategie geführt: zuhören,
zuhören, zuhören, welche Sorgen sich mit
der Migration verbinden. Er konnte die
AfD als stärkste Kraft im Land verhindern,
die CDU behauptete sich auf dem ersten
Platz.

»Als Zukunftsstrategie nicht
tauglich« – die Politikerinnen
und Politiker

Das Ziel der Flüchtlinge war Europa. Mer-
kels »Wir schaffen das« wurde auf dem
Kontinent vielerorts kritisch aufgenom-
men, der Satz galt als fahrlässige Auffor-
derung mit einer Sogwirkung, von der sich
auch die europäischen Anrainer betroffen
fühlten. Zu spät habe Merkel die anderen
europäischen Länder einbezogen, so lau-
tete ein Vorwurf. Unter dem Druck der Er-
eignisse begann eine Gruppe europäischer
Länder, die Balkanroute abzuriegeln. Hin-
zu kam das von Merkel vorangetriebene
EU-Türkei-Abkommen vom 18. März 2016.
Die Lage entspannte sich, weil es den
Flüchtlingen schwerer gemacht wurde,
aber es bleibt ein fragwürdiges Abkom-
men: Ein Deal mit dem türkischen Präsi-
denten Recep Tayyip Erdo�an ist ein Deal
mit einem Despoten.

Das Thema, um das es in der Flücht-
lingskrise wesentlich ging, war das der
Grenzen … und dies wiederum rührt an
das Selbstverständnis der EU wie kein
zweites. 

Der Wesenskern der Europäischen
 Union ist die Idee offener Binnengrenzen,
plötzlich stand diese Idee infrage. Und
nun, durch die Coronakrise, kommt dieses
Thema wieder auf. Um die Pandemie ein-
zudämmen, ergab sich im Frühjahr dieses
Jahres die politische Notwendigkeit, den
freien Reiseverkehr drastisch einzuschrän-
ken. Und da das erstaunlich unkompli-
ziert ging, hat ein wichtiges Argument
Merkels während der Flüchtlingskrise,
Grenzen könnten nicht einfach so ge-
schlossen werden, seine Überzeugungs-
kraft verloren.

Was es auf längere Sicht für die Euro-
päische Union bedeutet, dass das Thema
Grenzen nun zweimal hintereinander ins
Zentrum rückte, lässt sich nur erahnen.
Der jüngste EU-Gipfel in Brüssel, bei dem
die Staats- und Regierungschefs Tage und
Nächte hart um den Wiederaufbaufonds
verhandelten und sich schließlich knapp
einigten, machte zweierlei sichtbar: dass
die Fliehkräfte innerhalb Europas zwar
stark sind, es aber zu der schon in der
Flüchtlingskrise befürchteten Entsolidari-
sierung eben doch nicht kommt. 

Doch wie wirkte sich die Flüchtlings-
krise auf die deutsche Regierung aus? In
der Union hatten die unterschiedlichen

Haltungen das Klima in den eigenen Rei-
hen vergiftet. Die bayerische Regierung
erwog sogar eine Verfassungsklage gegen
die Bundesregierung. 

Horst Seehofer, vor fünf Jahren noch
bayerischer Ministerpräsident, und Merkel
galten während der Flüchtlingskrise als
Kontrahenten. Als die bayerische Regie-
rung auf eine Klage gegen die Flüchtlings-
politik der Bundesregierung verzichtete,
zog die AfD im April 2018 vors Bundes-
verfassungsgericht. Das Gericht erklärte
die Klage im Dezember 2018 aber für
 unzulässig. 

Der Ablauf dieser Ereignisse zeigte,
dass sich Haltungen einer etablierten
 Partei wie der CSU mit denen einer relativ
neuen Partei wie der AfD zu über -
schneiden begannen. Die CSU versuchte
vor der Landtagswahl im Herbst 2018,
Themen und Stil der AfD zu kopieren 
in der Hoffnung, deren Wähler gewinnen
zu können. Doch die CSU wurde mit
 einem für sie schlechten Ergebnis abge-
straft, sodass  deren neuer Ministerpräsi-
dent Markus  Söder von dieser Strategie
abwich. Er hat gelernt, an das heikle The-
ma Flüchtlinge so selten wie möglich zu
rühren. 

Konflikte mit Merkel vermeidet er nicht
nur, er hofiert die Kanzlerin sogar und
 behauptet, von ihr zu lernen. In Umfragen

erreichen sowohl Merkel als auch Söder
ungeahnte Popularitätswerte. 

Auch Seehofer musste einsehen, dass
seine Taktik, sich an den Stimmungen der
lautstarken Merkel-Gegner zu orientieren,
falsch gewesen ist. Inzwischen äußert auch
er sich bei jeder sich bietenden Gelegen-
heit fast liebevoll über die Kanzlerin. 

Die AfD ist vollauf beschäftigt mit der
Frage, inwieweit der rechtsextreme Flügel
die Führung übernimmt. Alle Kraft geht
nach innen, von ihrem Vorhaben, Merkel
und die Regierung »jagen« zu wollen, ist
zurzeit nicht viel zu sehen.

Die Coronakrise hat ein Übriges dafür
getan, dass das Flüchtlingsthema in den
Hintergrund getreten ist. Und doch ist es
da. Gestritten wird derzeit um die Frage,
ob Deutschland in größerem Umfang, als
von der Koalition geplant, Flüchtlinge und
insbesondere Kinder aus den schon seit
Monaten überfüllten griechischen Lagern
aufnehmen soll. Dies fordern nicht nur 
die Grünen, sondern eben auch Teile der
SPD. Der Streit hierüber, der vor allem im
März wieder aufflammte, zeigt, wie tief
in der Politik die Ereignisse aus dem Jahr
2015 nachwirken.

Hat also die Politik es geschafft, die Flücht-
lingskrise zu bewältigen? Ja, viele der drän-
genden Probleme aus dem Herbst 2015
konnten gelöst werden. Das ist nicht
 wenig – aber die Frage ist, ob es wirklich
genug ist. Der Psychologe Thomas Kliche
sagt dazu: »Es brachte und bringt viele
Wählerstimmen, den Menschen reibungs-
loses Weitermachen vorzugaukeln. Diese
Beschwichtigung war Merkels Erfolgs -
rezept – alles bleibt beim Alten, wir kennen
uns ja. Diese Komplizenschaft ist als Wahl-
strategie gelungen, als Zukunftsstrategie
aber nicht tauglich.« 

Noch sind alle gefordert: die Politik, 
die aufnehmende Gesellschaft, aber auch
die ehemaligen Flüchtlinge. Es geht um
Realitätsbewusstsein. 

Streit gehört zur Demokratie dazu, in-
sofern hat in Deutschland eine normale
Entwicklung stattgefunden: Protest for-
mierte sich auf der Straße und wurde dann
von einer Partei aufgegriffen und in die
Parlamente getragen. Doch es geht um
Streit, nicht ums »Jagen« der AfD. Wer jagt,
will die Beute erlegen. Konsens muss, so
klein er auch ist, gefunden werden. Auch
das gehört zur Demokratie.

Am Ende der Pegida-Demonstration in
Zittau stehen die rund 50 Protestierenden
stramm, aus den Boxen wummert die deut-
sche Nationalhymne. »Einigkeit und Recht
und Freiheit«, singen die Demonstranten mit
kratzigen Stimmen. »Brüderlich mit Herz
und Hand.« Von den Gegendemonstranten
kommt eine Minute lang kein Protest. 

Susanne Beyer, Katrin Elger, Christian Volk
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Einmal war sie Angela Merkel ganz
nah. Louisa Dellert wartete vor dem
Plenarsaal im Bundestag, der Korri-

dor war leer. »Und plötzlich kommt diese
kleine Frau mit ihrem Bodyguard rein.« Es
war die Kanzlerin, die durch den Gang lief.
Sie grüßten sich, das war’s. Dellert strahlt
noch heute, wenn sie davon erzählt. Dann
sagt sie: »Zu Merkel habe ich leider noch
keinen Draht.« Es klingt, als wäre das nur
eine Frage der Zeit.

Louisa Dellert, 30, ist Influencerin. Sie
lebt davon, Fotos und Videos aus ihrem
Alltag im Internet zu zeigen. Geld verdient
sie dabei mit Werbung. »Ich bin halt wie
eine Zeitschrift«, sagt Dellert, »ich bin
auch eine Plattform, um Produkte zu be-
werben.« Fast 400000 Menschen folgen
ihr auf Instagram. 

Dort ist meist Dellert selbst zu sehen:
im Bikini, im Café, mit Freunden. Aber

auch: Dellert auf dem CDU-Bundespartei-
tag, Dellert mit SPD-Generalsekretär Lars
Klingbeil, Dellert mit dem FDP-Vorsitzen-
den Christian Lindner. Im vergangenen
Jahr hätten die Anfragen aus der Politik
zugenommen, sagt sie: »Man nimmt uns
Influencer jetzt ernster.«

Es ist 15 Monate her, dass Rezo, ein You-
Tuber aus Nordrhein-Westfalen, in einem
knapp einstündigen Video die Politik der
Union auseinandernahm. »Die Zerstörung
der CDU« erreichte binnen weniger Tage
Millionen Menschen, bis heute wurde es
17 Millionen Mal aufgerufen. 

Auf dieses Video folgte, zwei Tage vor
der Europawahl, ein Statement von Rezo
und 91 weiteren YouTubern. Die Bot-
schaft: »Wählt nicht die CDU, wählt nicht
die CSU und wählt nicht die SPD – und
wählt schon gar nicht die AfD!« Bei der
Wahl holten die Grünen mehr als 20 Pro-

zent, ein historisch gutes Ergebnis. Die
CDU rutschte um mehr als 7 Prozentpunk-
te ab, blieb unter 23 Prozent. Sie hatte
 keine angemessene Antwort auf die Bot-
schaften gefunden, blamierte sich mit
 einem elf seitigen PDF-Statement zu Re-
zos Zerstörungsfilm.

Nach dieser Pleite forderte CNetz, ein
CDU-naher Verein für Netzpolitik, die Par-
tei brauche eigene Influencer. »Das kön-
nen und dürfen aber keine typischen Poli-
tiker sein«, stand in einem Arbeitspapier,
»stattdessen sollte man meinungsfreudige
Menschen identifizieren, die der CDU in-
haltlich nahestehen, und bitten, diese zu
unterstützen.« Das klang nach einem Rich-
tungswechsel.

An einem heißen Tag im August dieses
Jahres winkt Stefan Hennewig ab, wenn
man ihn nach der Forderung aus dem
CNetz-Papier fragt. Der Bundesgeschäfts-
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Bikinis und Bundespolitik
KarrierenNach dem verheerenden YouTube-Video von Rezo wollten die Parteien ihr Verhältnis 

zu jungen Influencern verbessern. Doch sie tun sich schwer mit den Internetstars.
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SPD-Newsroom-Leiterin Mohr, Influencerin Dellert: »Wie eine digitale große Schwester«
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führer der CDU ist kurz nach dem Rezo-
Video ins Amt gekommen. So groß sei der
Einfluss des Videos auf das Ergebnis der
Europawahl letztlich nicht gewesen. Das
könne man aus Untersuchungen und Be-
fragungen erkennen, sagt er.

Dennoch suchte die CDU in den Mo-
naten danach Anschluss an junge Influen-
cer. »Wir wollten uns mit ein paar von
 ihnen austauschen und haben sie eingela-
den, unseren Parteitag zu erleben und
 darüber zu berichten«, sagt Hennewig,
»einige wollten entsprechend ihrem Ge-
schäftsmodell aber Geld dafür.« Eine
Agentur hätte 20000 Euro Produktions-
kosten veranschlagt, etwaige Gagen für
die Künstler noch nicht inklusive. Das 
sei nicht zu vermitteln, sagt Hennewig:
»Wir wollen uns nicht dem Verdacht aus-
setzen, positive Berichterstattung einzu-
kaufen.«

Dellert kam nach eigenen Angaben
ohne finanzielle Gegenleistung zu der
 Veranstaltung. Insgesamt lud die CDU
mehr als 20 junge Erwachsene ein, die Par-
teileute als potenziell CDU-offen identifi-
ziert hatten. Darunter waren auch Namen,
die gar nicht primär als Social-Media-
Trendsetter bekannt sind: Teilnehmer an
Castingshows, Laienschauspieler, Gesich-
ter aus dem Privatfernsehen. Ein paar we-
nige sagten zu und kamen zum Parteitag,
die meisten meldeten sich nie zurück. 

Man versuche nicht, mit Influencern
zusammenzuarbeiten, die sich auf The-
men wie Lifestyle, Fashion und Beauty
konzentrierten, sagt CDU-Mann Henne-
wig: »Das würde nicht zum Auftritt der
Partei passen.« Außerdem gebe es viele
Unionspolitiker, die bereits erfolgreich
 einen eigenen Account auf Instagram auf-
gebaut hätten. Die Bundesvorsitzende An-
negret Kramp-Karrenbauer mit mehr als
40000 Followern beispielsweise.

Martin Fuchs, Social-Media-Experte
und Politikberater, sieht allerdings noch
Nachholbedarf. Er stelle fest, dass politi-
sche Akteure oft Angst davor hätten, sich
auf Plattformen wie Instagram zu bewe-
gen: »Viele befürchten, dass ihre Inhalte
dort banalisiert werden könnten.« Gleich-
zeitig beobachte er, dass sich die Influen-
cer-Szene langsam politisiere: »Viele wol-
len jetzt etwas anderes machen, als immer
nur Produkte in die Kamera zu halten.«
Das Rezo-Video habe auch das Selbst -
bewusstsein der Social-Media-Stars verän-
dert: »Die haben gemerkt, dass sie was be-
wegen können.«

Dellert bietet seit etwa zwei Jahren poli -
tische Inhalte auf ihrem Kanal an, auf 
dem es früher nur um Fitness, Selbstliebe
und Nachhaltigkeit ging. »Eigentlich«,
sagt sie, »lohnt es sich nicht, politische
Themen zu machen. Aber ich habe richtig
Bock darauf.« Das scheint zu funktio -
nieren: Fragt man im Bundestag nach In-

fluencern, hört man fast immer Dellerts
Namen. Bezahlen lasse sie sich nicht,
wenn sie mit Politikern oder Parteien zu-
sammenarbeite.

Dellerts politisches Engagement fing
mit Christian Lindner an. Dem schrieb sie
vor zwei Jahren einen ruppigen Kommen-
tar unter ein Foto auf Instagram: »Ich hatte
mich über etwas geärgert, was er in einer
Talkshow über Emissionshandel gesagt
hatte.« Lindners Social-Media-Team rea-
gierte prompt, zwei Wochen später traf
Dellert den FDP-Vorsitzenden zu einem
Gespräch im Bundestag. So ging es los.
Jetzt findet auf ihrem Kanal politische Bil-
dung zwischen Selfies und Bikinibildern
statt. Das komme nicht überall gut an, er-
zählt sie: »In einem Moment spreche ich
mit Olaf Scholz, im nächsten steige ich
nackt aus dem Meer. Ich kann verstehen,
dass man das komisch findet, aber mich
stört’s nicht.«

Der ehemalige Grünenvorsitzende Cem
Özdemir war schon auf Dellerts Kanal zu
Gast. »Über soziale Medien erreiche ich
Menschen, die klassischerweise weder Zei-
tung lesen noch ›Tagesschau‹ gucken«,
sagt der Bundestagsabgeordnete. Ihm fol-
gen 69000 Menschen auf Instagram. Dort
überträgt er unter anderem Gespräche mit

Influencern. Zudem tritt er auf anderen
Kanälen als Gast auf. Ihm sei wichtig, dass
die Inhalte bei einer solchen Zusammen-
arbeit immer zu ihm passten. Für einen
Grünenpolitiker sei das vergleichsweise
leicht: »Klimaschutz ist für viele junge
Menschen ein wichtiges Thema«, sagt Öz-
demir, »wir als Partei haben das Glück,
dass unsere Themen schon auf den Platt-
formen sind.«

Und wie schlägt sich die SPD, von der
Rezo und seine Kollegen ebenfalls abgera-
ten hatten? Das habe man nicht als Angriff
verstanden, versichert Carline Mohr, die
früher für den ������� gearbeitet hat. Sie
leitet jetzt die digitale Kommunikation 
der Partei und sieht in der Kritik der So -
cial-Media-Meinungsführer eine Chance:
»Rezo hat eine wichtige Dynamik angesto-
ßen«, sagt Mohr, »das Video hat den Zu-
gang zu einer jungen Generation geöffnet.«
Seit vergangenem Jahr gebe es in der Partei
ein besseres Verständnis für Influencer.
»Bei meiner Arbeit hat mir die Rezo-De-
batte sogar geholfen«, sagt Mohr, »die Leu-
te verstehen jetzt, warum ein Video mit
Louisa Dellert kein Internetklimbim ist,
sondern wertvolle Kommunikation.«

Und sie erinnert daran, was General -
sekretär Klingbeil kürzlich in einem Inter-
view sagte: Die Bundestagswahl werde im
Netz entschieden.

Ihrer Wirkmacht ist Louisa Dellert sich
bewusst: »Für viele Leute da draußen bin
ich wie eine digitale große Schwester.
Wenn ich denen sagen würde, was sie wäh-
len sollen, würden einige das einfach ma-
chen.« Eine solche Empfehlung werde sie
deshalb nie abgeben, beteuert Dellert. Sie
bemühe sich, mit allen Parteien ähnlich
viel zu sprechen. Ausgenommen sei ledig-
lich die AfD: »Die haben mich blockiert,
damit muss ich mich gar nicht auseinan-
dersetzen«, sagt Dellert. 

Wie regelmäßig sie mit wem zusammen-
komme, hänge auch von den Parteien ab:
»Die Grünen kann ich immer anfragen, die
sind superschnell, die SPD eigentlich
auch.« Und die CDU? Dellert überlegt
kurz, dann sagt sie: »Die versuchen das
jetzt auch.«

Wenn Dellert mit der CDU zusammen-
arbeitet, ergreift meistens sie die Initiative.
»Wir behandeln Frau Dellert und andere
Influencer schon seit Jahren so wie andere
Medienvertreter auch«, sagt Bundes -
geschäftsführer Hennewig, »wenn jemand
nach einem Termin oder Interview fragt,
schauen wir natürlich, was wir für ihn tun
können.«

Fragt man bei den Managern der Influ-
encer nach, ist von vielen zu hören: »Wir
hätten mit deutlich mehr Anfragen aus der
Politik gerechnet.« Die Politiker hätten
noch nicht erkannt, welches Potenzial ih-
nen entgehe, sagt einer der Manager. Er
will nicht, dass sein Name in diesem Text
auftaucht. Viele Influencer seien noch un-
politisch, er persönlich wünsche sich mehr
Haltung. »Sollten die Social-Media-Stars
es schaffen, dass sich noch mehr junge
Menschen mit Politik auseinandersetzen,
dann wäre das eine gute Sache.«

Auf den nächsten Parteitag wolle man,
sofern die Corona-Bedingungen es zu -
ließen, wieder Gäste einladen, darunter
auch Influencer, heißt es aus der CDU. 

Martin Fuchs, der Social-Media-Exper-
te, glaubt, dass man sich deutlich intensi-
ver mit dem Thema Influencer auseinan-
dersetzen müsse. Der Nachholbedarf der
Parteien auf dem Gebiet sei groß, sagt er:
»Rezo wäre der perfekte Startschuss gewe-
sen.« Doch seitdem sei wenig passiert.

Louisa Dellert hat schon begonnen, ihr
Programm für die Bundestagswahl vorzu-
bereiten. Sie startet eine Podcast-Reihe.
Dass sie Merkel dafür vor das Mikrofon
bekommt, ist jedoch unwahrscheinlich.
Dellert würde ihr am liebsten ein paar
 private Fragen stellen: »Ich wüsste total
gern, ob die auch einfach mal ein biss-
chen Fernsehen guckt.« 

Christian Volk, Rebekka Wiese
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»In einem Moment
 spre�he i�h mit S�holz, im
nächsten steige ich
nackt aus dem Meer.«



SPIEGEL: Herr Caffier, wer sich als Poli-
zistin oder  Polizist in Ihrem Bundesland
bewirbt, muss künftig damit leben, dass
Sie beim Verfassungsschutz anfragen, ob
dort etwas vorliegt. Misstrauen Sie allen
Bewerbern?
Caffier: Nein, es geht um eine schlichte
Abfrage, nicht um Ausforschung. Wir stei-
gen denen nicht nach, recherchieren nicht,
mit wem sie verkehren oder was sie wäh-
len. Das ist, salopp gesagt, wie eine Schu-
fa-Auskunft. Bei der fragt man nach, ob
jemand kreditwürdig ist. Und analog fra-
gen wir, ob die Person im Zusammenhang
mit extremistischen Bestrebungen akten-
kundig ist.
SPIEGEL: Von Beamten wird seit je Ver-
fassungstreue verlangt. Warum jetzt eine
solche Regelanfrage beim Verfassungs-
schutz?
Caffier: Wir beobachten seit Jahren, dass
die politische Grundstimmung radikaler
wird. Ansichten, die eher in rechten Zir-
keln zu hören waren, sind in bürgerlichen
Kreisen salonfähig geworden. Der Rechts-
extremismus ist eine der zentralen Heraus-
forderungen für die Sicherheitsbehörden,
da müssen wir eine klare Kante zeigen. Es
gab ja auch bei uns einige beunruhigende

Fälle. Die Ermittlungen gegen die Gruppe
»Nordkreuz« etwa…
SPIEGEL: … rechtsextreme Aktivisten, 
die Waffen gehortet und über die Tötung
von Flüchtlingshelfern schwadroniert
 haben…
Caffier: …da war leider auch ein Beamter
des Sondereinsatzkommandos (SEK) da-
bei. So etwas möchte ich verhindern.
Denn sie werden solche Beamte selbst bei
derart groben Verfehlungen kaum mehr
los. Disziplinarische Maßnahmen müssen
ruhen, solange strafrechtliche Ermittlun-
gen laufen, und das kann Jahre dauern.
Für die riesengroße Mehrheit der Polizis-
ten, die zuverlässig und gesetzestreu ihren
Dienst verrichtet, ist das verheerend. Des-
halb müssen wir dafür sorgen, dass solche
schwarzen Schafe gar nicht erst reinkom-
men – und damit auch die Möglichkeit
 verhindern, dass Extremisten über die
 Polizei an Waffen kommen.
SPIEGEL: Haben Sie Hinweise, dass
Rechtsextremisten gezielt den Weg in die
Polizei gesucht haben?
Caffier: Nein, das kann man so nicht sagen.
Aber man muss feststellen, dass insbeson-
dere Spezialeinheiten ein gewisses Eigen-
leben entwickeln können. Das haben auch

der Bericht der SEK-Kommission sowie
der Umsetzungsbericht meiner Arbeits-
gruppe gezeigt. 
SPIEGEL: In den Siebzigerjahren sollten
Verfassungsfeinde mit dem Extremisten-
beschluss vom öffentlichen Dienst fern -
gehalten werden. Wollen Sie ernsthaft den
Radikalenerlass, der viele junge Leute
dem Staat entfremdet hat, wieder aufleben
lassen?
Caffier: Im Gegensatz zu damals schaffen
wir eine saubere gesetzliche Grundlage.
Und wir greifen nur auf Daten zu, die bei
den Verfassungsschutzämtern bereits vor-
liegen. Wir betreiben also keine Ausfor-
schung, die als Gesinnungsschnüffelei auf-
gefasst werden kann. Es entscheidet nicht
der Verfassungsschutz, sondern die Ein-
stellungsbehörde bewertet und entscheidet
aufgrund der gegebenenfalls vorgelegten
Daten nach einer Einzelfallprüfung, ob
mögliche Zweifel an der Verfassungstreue
berechtigt sind. Die Datenschützer waren
von Anfang an eingebunden.
SPIEGEL: Auch das beste Verfahren ist
 keine Garantie, dass nicht doch einer 
oder eine durchrutscht. Gibt es denn auch
 Ideen, wie man Beamte, die erst später
auffällig werden, beschleunigt aus dem
Dienst entfernen kann?
Caffier: Daran müssen wir noch arbeiten.
Ich würde gern das baden-württembergi-
sche Modell übernehmen, wo sie Extre-
misten durch einen Verwaltungsakt aus
dem Dienst entfernen dürfen. Die können
dagegen selbstverständlich klagen, aber
man ist sie erst einmal los. 
SPIEGEL:Wie weit sind Ihre Pläne?
Caffier: In unserer Koalition mit der SPD
herrscht insoweit Einigkeit, dass wir die
Regelanfrage beim Verfassungsschutz für
die Polizei einführen wollen. Die Ressort-
und Verbandsanhörungen dazu sind ab -
geschlossen. Ich würde aber gern noch
 weitergehen. Wir werden darüber reden
müssen, ob man es nicht auf alle Beamten
ausweitet. Schließlich geht es um die 
Frage der Verfassungstreue, und die be-
trifft nicht nur die Polizei, den Justizvoll-
zug, Staatsanwälte und Richter, sondern
letztlich alle Beamten in den Verwal -
tungen. 
SPIEGEL: Dann würden alle angehenden
Beamten überprüft?
Caffier: Ich könnte es mir vorstellen, aber
dafür braucht es einen breiten politischen
Konsens. Manche Entwicklungen sehe ich
mit Sorge. Im Schatten vieler Proteste ge-
gen die Corona-Regelungen finden Leute
zusammen, die zu einer explosiven Mi-
schung und so zu einer Radikalisierung
der Gesellschaft führen können. 
SPIEGEL:Klingt nicht sehr optimistisch.
Caffier: Als Innenminister bin ich nicht
für gute Laune zuständig, sondern für die
innere Sicherheit. Interview: Gunther Latsch
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»Klare Kante«
ExtremismusInnenminister Lorenz Caffier, 65, will 

alle Polizeibewerber in Mecklenburg-
Vorpommern vom Verfassungsschutz überprüfen lassen.

CDU-Politiker Caffier: »Es geht um alle Beamten«
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A
ls heutigen Tagesdurchschnitt zeigt Emilias Handy
an: 5 Stunden war sie auf Instagram, 3 Stunden auf
TikTok, auf YouTube 20 Minuten. Und es ist nicht
mal 18 Uhr. Natürlich postet sie nicht die ganze Zeit,

aber immer wieder schreibt sie sich mit ihrer Community.
 »Interaktion ist alles«, sagt sie. Emilia ist 13 Jahre alt und hat
Abertausende Follower. Vor fast vier Jahren postete sie ihr
erstes Video. Heute ist sie Influencerin.

Denn mit den steigenden Abozahlen wurden Firmen auf
Emilia aufmerksam. Influencer kommt vom englischen Wort
 »to influence«, das heißt »beeinflussen«. Beeinflusst werden
die Kaufentscheidungen der Follower. Wie funktioniert das? 

Influencer wie Emilia pflegen eine Beziehung zu ihrer
Community, gewähren Einblicke ins Privatleben. Das Gefühl
von Freundschaft und Vertrautheit entsteht. Deshalb gelten
Influencer-Empfehlungen als verlässlich. Das macht Influencer
attraktiv für Unternehmen, die Werbung machen wollen.
 Firmen statten Influencer mit Produkten aus, und die wieder-
um bekommen Geld dafür, dass sie die Sachen empfehlen,
benutzen oder einfach nur zeigen. Unter Emilias Instagram-
Post wird prompt kommentiert: »Woher ist das Oberteil?«

Aber nicht alle Follower sind harmlos. Darum ist es wichtig
zu wissen, worauf Kinder und Jugendliche achten müssen,
wenn sie sich in den sozialen Medien präsentieren.

SCHÜTZE DEINE PRIVATSPHÄRE!
Verrate niemals im Internet, wo du wohnst, wie deine
Handy nummer lautet oder wie du mit Nachnamen heißt.
 Filme oder fotografiere nicht die Gesichter deiner Freunde
oder Geschwister ohne Absprache. Auch wenn du in 
deiner Community viele Gleichaltrige hast, die du richtig

nett findest – in Wirklichkeit sind die allermeisten Fremde,
und die geht es nichts an, wie dein Bett aussieht. 

LASS DICH BEGLEITEN!
Auch wenn du denkst, dass du dich besser im Internet aus-
kennst als deine Eltern: Du bist minderjährig. Sie haben 
die Verantwortung für dich und deine Social-Media-Kanäle.
Sprich mit ihnen ab, was okay ist, und vor allem, was nicht.
Wenn dich jemand so anschreibt, dass du es komisch, un -
angenehm oder gar eklig findest, behalte das keinesfalls für
dich. Das gilt besonders dann, wenn diese Leute dich bitten,
dass die Kontaktaufnahme »unter euch« bleibt. Gib deinen
Eltern sofort Bescheid.

Weitere Themen im Heft 

�  Am laufenden Band: So wird ein 
    Elektroauto hergestellt
�  Auf der Flucht: Die EU wollte Kinder 
    aus griechischen Flüchtlingslagern 
    aufnehmen. Dann kam Corona. Wie 
    geht es jetzt für die Kinder weiter? 
�  In Gefahr: Warum Feldhamster so 
    selten sind

»Dein SPIEGEL«ist das monatliche Nachrichten-Magazin
für Kinder zwischen 8 und 14 Jahren. Die neue Ausgabe 
ist jetzt erhältlich im Zeitschriftenhandel, außerdem unter
amazon.de/spiegel und meine-zeitschrift.de. 68 Seiten;
4,20 Euro; ausgewählte Texte auf spiegel.de/deinspiegel/ 
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Das Geschäft mit den Influencern
Neues aus der SPIEGEL-Welt: Das Kindermagazin                           erklärt, wie schon 

13-Jährige auf Instagram & Co. werben, wer damit Geld verdient – und wo Risiken lauern.



Andrea U. erkannte ihre Mutter
kaum wieder. Im April 2019 besuch-
te sie die Seniorin in einem Alters-

heim in Langelsheim am Harz. Die alte
Frau habe auf einem Stuhl gesessen, mit
herabhängendem Mundwinkel, und sei im-
mer wieder zur Seite gekippt. So berich-
tete es die Tochter später der Polizei.
Schon am nächsten Tag ging es der Mutter
wieder besser. 

Was Andrea U. da nicht wusste: Kurz
vor dem Besuch hatte ein Gutachter des
Medizinischen Dienstes der Krankenver-
sicherung (MDK) die Seniorin untersucht.
Ergebnis: Pflegegrad 5, die höchste Stufe.

Als Andrea U. das Gutachten las, wun-
derte sie sich. Die MDK-Expertise führte
aus, die Seniorin sei nicht in der Lage,
»selbstständig ihren Kopf und Rumpf zu
halten«. Andrea U. strich diese und andere
falsche Feststellungen in dem Gutachten
an und dokumentierte mit Fotos, wie fit
ihre Mutter noch war. Denn die konnte
sehr wohl allein aufstehen und frei sitzen. 

Bis dahin wurde die Rentnerin deshalb
nur in Pflegegrad 2 geführt, dem zweit-
niedrigsten. Die Tochter sagt, sie habe
gleich den Verdacht gehabt, dass die Mut-
ter vor der Untersuchung mit einem Mittel
außer Gefecht gesetzt worden sei. 

Warum die Seniorin damals so viel pfle-
gebedürftiger wirkte als sonst, beschäftigt
die Staatsanwaltschaft Braunschweig. An-
drea U. ist Zeugin in einem Ermittlungs-
verfahren gegen die Leiterin des Alten-
heims und das Ehepaar, das es betreibt.
Der Vorwurf: Betrug in einem besonders
schweren Fall sowie Misshandlung von
Schutzbefohlenen und schwere Körperver-
letzung durch Unterlassen. 

Die Polizei durchsuchte vor wenigen
 Tagen das Heim. Der Landkreis richtete
einen Sonderstab ein, um die knapp 70
Bewohner zu versorgen. Die Beschuldig-
ten kamen vorübergehend in Untersu-
chungshaft – wegen Verdunkelungsgefahr.

Das Verfahren begann Anfang 2020 mit
einer Strafanzeige der Heimaufsicht des
Landkreises Goslar wegen »Unregelmä-
ßigkeiten«. Ehemalige Mitarbeiter sowie
Angehörige von Heimbewohnern hatten
besorgniserregende Zustände gemeldet.
Die Staatsanwaltschaft ließ daraufhin
 Telefone überwachen. Anfang Juli zeich-
neten die Ermittler Gespräche auf, die 
sich auf eine Sonderprüfung des Heims
 bezogen. Die Heimaufsicht hatte eine
 Liste der Bewohner und ihrer Pflegegrade
angefordert. Eine Mitarbeiterin erkundig-
te sich bei ihrem Chef, welche Liste sie
 verschicken solle: die mit den »bekannten«
oder die mit den »gewollten« Pflege -
graden? 

Die Frage der Mitarbeiterin nährte ei-
nen Verdacht. Gab es einen Plan der Haus-
leitung für jeden einzelnen Bewohner?
Das Betreiberehepaar bestreitet die Vor-
würfe vehement. Seine Anwälte sprechen
von »massiven« beziehungsweise »infa-
men Intrigen«. Bewohner seien nicht se-
diert worden. Und: »Es gab zu keinem
Zeitpunkt Listen mit ›gewollten Pflegegra-
den‹«, sagt Anwalt Michael Nagel, der den
Heimchef vertritt.

Für die Einrichtungen geht es um viel
Geld. Pflegegrad 1 bedeutet eine Pauschale
von 125 Euro im Monat, Pflegegrad 5
mehr als das 16-Fache – 2005 Euro. Der
Verdacht der Ermittler: Das Heim habe
möglicherweise für mehrere Bewohner
neue Einstufungen veranlasst, obwohl der
Gesundheitszustand keinen Anlass dazu
gab. Um die Gutachter in die Irre zu füh-
ren, sollen die Bewohner mit Medikamen-
ten sediert worden sein.

Eine Mitarbeiterin des sozial-psychiatri-
schen Dienstes des Landkreises Goslar be-
richtete den Ermittlern von einer Heimbe-
wohnerin, die sich ihr im Mai 2017 anver-
traut habe. Sie habe sich für das Gutachten
ins Bett legen müssen, habe die Rentnerin
erzählt. Ihr sei ganz neblig gewesen. Wäh-
rend der Untersuchung habe sie nichts
 sagen können, anschließend habe sie viel
geschlafen. Das Ergebnis: Pflegegrad 5. 

So desolat, wie die Einstufung des MDK
vermuten lässt, war der Gesundheitszu-
stand der Bewohnerin womöglich nicht.
Nach einem Streit mit der Heimleitung sei
die Rentnerin Ende März 2017 in ihre vor-
herige Wohnung zurückgezogen. Dort hät-
te sie, unterstützt von einem ambulanten
Pflegedienst, ihren Alltag bewältigt, be-
richtete die Zeugin.

Die Beschuldigten sollen überdies zwi-
schen September 2019 und Juni 2020 min-
destens drei Seniorinnen die medizinische
Versorgung in einem Krankenhaus ver-
wehrt haben. Auch diese Vorwürfe bestrei-
ten die Beschuldigten. 

Eine ehemalige Mitarbeiterin, die ano-
nym bleiben möchte, beschreibt den Um-
gang der Leitung mit Bewohnern und Mit-
arbeitern gegenüber dem ������� als
»wirklich schlimm«. Abgehörte Telefonate
scheinen das zu bestätigen: Der Chef des
Heims äußert sich darin abfällig über die
Bewohner und Angestellten, es fallen Wor-
te wie »Tussi«, »Arschloch«, »Verräter-
schwein« und »faules Pack«. 

Bereits im Jahr 2009 führten die Braun-
schweiger Ermittler nach dem Tod einer
Bewohnerin des Heims ein »Todesermitt-
lungsverfahren«. Nach einer Durchsu-
chung und einer Obduktion der Leiche
wurde das Verfahren eingestellt: keine Hin-
weise auf ein Fremdverschulden. Die
Staatsanwaltschaft will den Fall erneut prü-
fen. Es geht aber nicht um ein mögliches
Tötungsdelikt.

Die Beweisführung ist nicht einfach,
weswegen die Ermittler auch zu unge-
wöhnlichen Mitteln greifen. Sie ließen
nach der Durchsuchung Blutproben der
Senioren nehmen. Die Beamten wollten
so Medikamente nachweisen, die kein
Arzt verschrieben hat. Die Mutter der Zeu-
gin Andrea U. kann nicht mehr von der
Staatsanwaltschaft befragt werden. Sie ist
inzwischen gestorben. Hubert Gude
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Plötzlich
krank

BetrugBewohner eines Alters-
heims sollen mit Medikamenten

sediert worden sein, damit 
sie pflegebedürftiger wirkten.
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Razzia in Senioren- und Pflegeheim in Langelsheim: »Wir sind zutiefst bestürzt«
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Von der Angst um ihren Sohn will
sich Anke Staar nicht unterkriegen
lassen. Trotzdem ist diese Angst

neuerdings zurück. Der 17-Jährige hat
nach einem chaotischen Schulhalbjahr 
und den Sommerferien wieder einen weit-
gehend normalen Unterricht. Mit voller
Stundentafel, im üblichen Kursverband. 

»Er freut sich, dass er endlich wieder sei-
ne Freunde und Lehrer treffen kann, und
ich freue mich eigentlich auch«, sagt Staar.
»Aber wenn er morgens in die Schule geht,
bleibt ein mulmiges Gefühl.« Ihr Sohn lebt
mit mehreren Einschränkungen, bei einer
Corona-Infektion wäre er ein Risiko -
patient.

Staar hätte sich gewünscht, dass die
deutschen Kultusminister für das neue
Schuljahr andere Regeln zum Infektions-
schutz festlegen: etwa täglichen Unterricht
in Kleingruppen mit reduziertem Stunden-
plan, Mindestabstand im Klassenzimmer,
genaue Anweisungen zum Lüften. 

Solche Vorgaben fordern auch Lehrer-
vertreter. »Die große Sorge ist, dass wir in
den Schulen sonst ein unkontrollierbares
Infektionsgeschehen bekommen«, sagt
Heinz-Peter Meidinger, Präsident des
Deutschen Lehrerverbands. »Vorsicht ist
besser als möglichst viel Normalität.«

Das Thema polarisiert. Die Regeln der
meisten Bundesländer – etwa zum Mas-
kentragen oder zu festen Schülergruppen,
die sich nicht mischen sollen – gehen vie-
len Eltern schon zu weit. Als Vorsitzende
der Landeselternkonferenz Nordrhein-
Westfalen kennt Anke Staar aber auch
Mütter und Väter, die sich mehr Infek -
tionsschutz wünschen, selbst wenn sie
oder ihre Kinder nicht zur Risikogruppe
gehören. »Da ist neben dem Wunsch nach
Normalität eine große Angst vor An -
steckung«, sagt Staar.

Diese Angst bekam zuletzt reichlich
Nahrung. Aus Israel wurde berichtet, dass
es nach Öffnung der Schulen Mitte Mai zu
sogenannten Superspreading-Vorfällen
kam: besonders viele Ansteckungen durch
einzelne Erkrankte. 

Pünktlich zu Beginn des neuen Schul-
jahres veröffentlichten zudem namhafte
Virologen, darunter Christian Drosten,
eine Stellungnahme mit mahnenden Wor-
ten: »Fehlende Präventions- und Kontroll-
maßnahmen könnten in kurzer Zeit zu
Ausbrüchen führen, die dann erneute
Schulschließungen erzwingen.«

Dass es anders ginge, zeigt ein Blick
über die deutschen Grenzen. Der Bil-
dungsforscher Olaf Köller aus Kiel beob-
achtet seit Monaten, wie die nordischen
Länder ihre Schulen durch die Corona -
krise manövrieren – und wie viel besser
und souveräner ihnen dies teilweise ge-
lingt. Besonders krisenfest aus seiner
Sicht: Norwegen und Dänemark. »Was
wir von diesen Ländern lernen können,

ist die  Gelassenheit im Umgang mit der
Pandemie«, findet der Psychologe, der
das Leibniz-Institut für die Pädagogik der
Naturwissenschaften und Mathematik in
Kiel leitet. An der Wissenschaftsakademie
Leopoldina hat er an den Corona-Emp-
fehlungen für die Bundesregierung mitge-
arbeitet. 

Köller findet es falsch, dass Angst die
deutsche Corona-Debatte beherrscht. Zur
Einhaltung von Regeln ließen sich die Men-

schen dadurch nicht bewegen. »In Däne-
mark hat man es geschafft, dass sich die
Gesellschaft bis heute auch ohne große,
medial verbreitete Drohszenarien weitge-
hend an Abstands- und Hygieneregeln
hält, und das reicht bis in die Schulen.« 

Dänemark war Mitte April das erste eu-
ropäische Land, das nach wochenlangem
Lockdown den Schulbetrieb schrittweise
wieder aufnahm. Den Anfang machten die
Jüngeren bis einschließlich Klassenstufe 5. 

Empfohlen wurde die Einteilung der
Kinder in Zwölfergruppen (»Schutzbla-
sen«), die zu gestaffelten Zeiten in der
Schule ankamen, getrennt zu Mittag aßen
und auf dem Schulhof separate Spiel -
flächen hatten. Alle zwei Stunden sollten
sie die Hände waschen, zweimal täglich
mussten Flächen und Unterrichtsmaterial
gereinigt werden. 

Ähnliche Hygiene- und Abstandsregeln
galten dann auch für die älteren Schüler,
die einen Monat später wieder in die Klas-
senzimmer durften. Die deutschen Schu-
len ließen, unter vergleichbaren Bedingun-
gen, die Älteren zuerst zurückkommen,
damit sie besser für Prüfungen lernen
konnten. 

Für das neue Schuljahr seit Anfang Au-
gust wurden die dänischen Abstandsregeln
gelockert. Klassen oder Gruppen sollen
»maximal 25 bis 30 Schüler« umfassen,
nur in Ausnahmefällen ist ein Austausch
zwischen den Kohorten erlaubt. Wichtig
ist weiterhin die strenge Hygiene, der Un-
terricht soll möglichst im Freien statt -
finden. Masken werden in dänischen Schu-
len nicht empfohlen. Erziehungsministerin
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Lernen bei Stufe Rot
BildungAnsteckende Kinder, Corona-Hotspots, Schließungen – 

die Nachrichten über deutsche Schulen bereiten vielen 
Eltern Sorgen. Wie es besser gehen kann, zeigen die Nordeuropäer.
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Abiturientinnen in Stockholm: Vorbild beim digitalen Lernen

»Meine wichtigste 
Aufgabe ist es, 
die  Schulen  offen 
zu halten.«



Pernille Rosenkrantz-Theil sagt: »Der All-
tag wird für unsere Kinder und Jugend -
lichen wieder erkennbarer, auch wenn sie,
wie alle anderen, weiterhin vorsichtig blei-
ben müssen.«

Kurz nach den Dänen haben die Nor-
weger ihre Schulen wieder geöffnet. Wel-
che Regeln dort gelten, hängt von der Co-
rona-Ampel ab, die den Stand der Gefähr-
dung durch das Virus anzeigt. Am 2. Juni,
zweieinhalb Monate nach Beginn des
Lockdowns, hat die nationale Gesund-
heitsbehörde diese Ampel von Rot auf
Gelb gestellt.

Die norwegische Bildungsministerin
Guri Melby sagt zum Unterricht während
der Warnstufe Gelb: »Wir haben ganze
Schulklassen zusammen in den normalen
Klassenzimmern.« Grundschüler müssen
immer in ihrem Klassenverband bleiben,

ältere Mädchen und Jungen, die besser Ab-
stand halten können, dürfen sich eher über
Klassengrenzen hinweg mischen. Die Hy-
gieneregeln gleichen den dänischen.

»Meine wichtigste Aufgabe ist es zurzeit,
die Schulen offen zu halten«, findet Melby.
Aber selbst dann, wenn die Corona-Am-
pel bei einem Anstieg der Infektionszahlen
auf Rot springen sollte, müssten die Schu-
len nicht sofort schließen. Der Unterricht
würde dann in kleineren Gruppen statt -
finden, und die Schüler dürften sich weni-
ger mischen. »Wir haben bereits Erfahrung
bei Stufe Rot.«

In kaum einer nordeuropäischen Nation
sind Schulen zu Corona-Hotspots gewor-
den. Eine frühe Untersuchung des finni-
schen Instituts für Gesundheit und Sozia-

les deutet darauf hin, dass dort, wo sich
das Virus innerhalb von Familien ausge-
breitet hat, die Erwachsenen ansteckender
waren als der Nachwuchs. 

Die Regel, dass Schulkinder schon bei
geringsten Symptomen wie einer laufen-
den Nase daheimbleiben sollen, wird in
Finnland gerade heftig diskutiert, viele
 Eltern finden sie übertrieben. Otto Helve,
Experte für Kinder-Infektionskrankheiten
am Institut für Gesundheit und Soziales,
hält sie jedoch für unabdingbar, genau 
wie Abstands- und Hygienevorschriften
sowie die Kontaktverfolgung bei Infektio-
nen. Er sagt: »Solange die Pandemie an-
dauert, sind Ausbrüche in Schulen zwar
unvermeidlich, aber mit den von uns
 eingeführten Maßnahmen überwiegen die
positiven Effekte des Schulbesuchs die
 Risiken.«

Dies deckt sich mit den Erkenntnissen
von Gérard Krause, dem Chef der Epi -
demiologie am Helmholtz-Zentrum für
 Infektionsforschung in Braunschweig.
»Schulkinder gehören nicht in dem Maße
zu den Treibern der Epidemie, wie anfäng-
lich angenommen wurde«, sagt Krause. 

Auch die verbreitete Sorge, dass Kinder
ihre Großeltern anstecken und deren
 vorzeitigen Tod verursachen könnten, sei
aus epidemiologischer Sicht unbegründet:
Junge und Alte, sagt Krause, hätten oft
 wenig miteinander zu tun. »Kontakte
 zwischen der Enkel- und Großeltern -
generation sind offenbar nicht so häufig
und intensiv, wie man sich das im Sinne
einer modellhaften Familie vielleicht
wünscht.« Außerdem trügen infizierte

 Kinder »nicht so stark zur Verbreitung bei
wie befürchtet«.

In Deutschland kann es dennoch jeder-
zeit zu Schulschließungen kommen. Kaum
hatte der Unterricht nach den Sommer -
ferien angefangen, machten die Gesund-
heitsämter in Mecklenburg-Vorpommern
zwei Schulen wegen zweier Corona-Ver-
dachtsfälle wieder zu. Auch in anderen
Bundesländern schlossen die Behörden
ganze Schulen oder schickten einzelne
Klassen oder Jahrgänge in Quarantäne.

Weder für solche Notmaßnahmen noch
für die Vorbeugung gibt es einheitliche
 Kriterien. 16 Kultusminister, 16 Hygiene-
konzepte – mal müssen Masken nur auf
den Fluren getragen werden, mal auch im
Unterricht, in manchen Ländern bisher
gar nicht. 

»Dazu kommt, dass Regeln oft auf den
letzten Drücker kommen und sich schnell
ändern können«, sagt der Vorsitzende des
Bundeselternrats Stephan Wassmuth, Va-
ter von vier Kindern. »Die Politik hat ver-
säumt, klare Entscheidungen zu treffen
und Verlässlichkeit zu schaffen – oft wissen
Eltern nicht, wie viel Infektionsschutz und
Sorge nun eigentlich angebracht ist.« In
der Coronakrise habe das Vertrauen in die
Schulpolitiker deutlich gelitten: »Da ist
viel versaut worden.«

Vertrauensbildend waren auch die Er-
fahrungen beim Homeschooling nur sel-
ten. Eltern und Kinder hatten damit zu
kämpfen, den Schulstoff zu bewältigen,
das digitale Lernen war vielerorts schlecht
vorbereitet. Viele Lehrkräfte verschickten
Arbeitsblätter per E-Mail, wobei einigen
Schülerinnen und Schülern schon der Dru-
cker fehlte, um sie zu bearbeiten. Konnten
Eltern nicht als Ersatzlehrer einspringen,
lernten ihre Kinder eher wenig.

Der Kieler Bildungsforscher Köller ist
überzeugt, dass Skandinavien auch in die-
ser Hinsicht ein Vorbild sein kann. »Das
Bildungssystem ist dort viel besser aufge-
stellt, um mit dem Coronavirus zu leben
und gleichzeitig viel Normalität aufrecht-
zuerhalten«, sagt er. Digitales Lernen sei
im Norden »seit Jahren selbstverständ-
lich«.

Dänemark habe sein Bildungssystem
schon vor 20 Jahren modernisiert, sagt
Köller. »Man hat erkannt, dass das Modell
der traditionellen Klassensituation, in der
Schüler mit analogen Materialien, sprich
Arbeitsblättern, allein arbeiten, überholt
ist.« Die Lehrkräfte seien geschult, und die
Schüler seien daran gewöhnt, digitale Ma-
terialien zu bearbeiten, im Unterricht
ebenso wie zu Hause. »Als die Schulen in
Dänemark geschlossen wurden, ging das
Lernen am Computer weiter«, sagt der
Forscher. »Das hat das Land in der Pande-
mie resilient gemacht.« 

Silke Fokken, Dietmar Pieper
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Grundschüler in Dortmund: Die Regeln gehen vielen Eltern zu weit



Reporter
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Kommerzialisierung

Hat Corona 
den Fußball verändert,
Herr Starczewski?
SPIEGEL:Sie haben vergangenen
 Sonntag in Oer-Erkenschwick ein Nackt -
fußballspiel veranstaltet. Warum?
Starczewski: Ich wollte zeigen, dass
Fußball heute nur noch Kommerz 
ist. Keine Werbung, keine Trikots, keine
Hosen. Nur elf gegen elf.
SPIEGEL:Wie lief es?
Starczewski: Es war eine großartige
Stimmung. Die eine Mannschaft hatte
blaue Stutzen, die andere schwarze. 
SPIEGEL:Haben Sie auch mitgespielt?
Starczewski: Ich wollte eigentlich 
nur Fotos machen, aber als ich die Jungs
zehn Minuten hatte spielen sehen,
 musste ich mich auch ausziehen. Obwohl
ich nicht in meiner Topform bin, ich
habe 140 Kilo drauf. Aber da hat keiner
gesagt: Guck mal, ist der dick. Einfach
kicken, das ist das Spiel. 
SPIEGEL:Ist dem Profifußball die
Authentizität verloren gegangen?
Starczewski: Ich hatte die Idee zu dem
Nacktspiel, als ich den Geschäftsführer
von Borussia Dortmund, Hans-Joachim
Watzke, im Fernsehen gesehen habe. Da
hat er Hilfen für kleinere Klubs wegen
Corona abgelehnt. Das fand ich schäbig.
Früher hatten die Vereine das »e.V.« im
Logo, heute sind das Kapitalgesellschaf-
ten. Die beschwören das Alte, aber 
der Fan ist scheißegal. Der ist nur Kunde.
SPIEGEL:Hat Corona den Fußball
 verändert?
Starczewski: Die Profis spielen ja nach
dem Motto: Die Show muss weiter -
gehen. Ich kenne viele, die sagen, selbst
wenn sie jetzt ins Stadion könnten,
 hätten sie gar keine Lust.MAP

Gerrit Starczewski, 34, ist Fotograf 
und Fußballfan.

Annette Krinninger, 52:
Wenn ich das Foto sehe, denke ich, wie
unbeschwert diese Zeit doch gewesen
ist. Ich war Bodenhostess bei der
 Lufthansa und mit zwei Kolleginnen in
Washington, D.C., ich bin auf dem 
Bild ganz rechts, die mit den schwarzen
Haaren. Wir hatten billige Stand-by-
 Tickets – wenn die Plätze 20 Minuten
vor Abflug noch frei waren, konnte
man sie haben. Wir brauchten nur den
Pass, kein Visum, keine Einreiselisten
wie heute, wir flogen einfach los. Wir
suchten uns ein Hotel, und am nächs-
ten Tag waren wir wegen des Jetlags
frühmorgens wach und entschlossen,
trotz Nieselregen loszugehen. Es 
muss gegen sieben Uhr gewesen sein,
die Parkanlagen um das Weiße Haus
waren noch menschenleer. Plötzlich
joggte etwas entfernt ein Trupp Läufer
an uns vorbei, ich sagte: »Du, der sieht
aus wie Bill Clinton«, als eine meiner
Kolleginnen auch schon rief: »Das 
ist Bill Clinton«, und dann laut in des-
sen Richtung: »Hey Billy, come over
here!« Ich dachte, ich sterbe tausend
Tode, zumal Mr Clinton stoppte, kehrt-

machte und tatsächlich in unsere Rich-
tung joggte, sehr zum Missfallen seiner
Sicherheitsleute, man konnte es an
ihren Gesichtern sehen. Sie wiesen uns
an, die Hände aus den Jacken taschen
zu lassen und Abstand zu halten. Clin-
ton fragte uns, wer und woher wir
 seien – ah, aus Deutschland. »Oh really,
do you enjoy the capital?« Wir waren
geistesgegenwärtig genug zu fragen, ob
wir ein Foto machen dürften. Jemand
vom Sicherheitsdienst knipste uns
dann mit dem US-Präsidenten. 
Es kamen noch weitere Passanten, die
aber von den Sicherheitsleuten ab -
gewiesen wurden. Nach kurzem Small
Talk über sein frühes Joggen und das
Wetter liefen Clinton und seine Leute
weiter. Wir flogen am nächsten Tag
zurück nach München und waren
gespannt wie die Regenschirme, wie
die Fotos entwickelt aussehen würden –
damals gab es ja kaum Digitalkameras
und Mobiltelefone. Aber da war er, 
der Präsident, auf zwei Fotos mit uns
dreien. Gerade 14 Monate war er im
Amt, auch für ihn war es vielleicht noch
eine relativ unbeschwerte Zeit. 

Aufgezeichnet von Barbara Supp

� Sie haben auch ein Bild, zu dem Sie 
uns Ihre Geschichte erzählen möchten?
Schreiben Sie an:
familienalbum@spiegel.de

Familienalbum

Frühsport, 
����

A
n

n
e

tt
e

 K
ri

n
n

in
ge

r

A
. 

H
a

ss
e

n
st

e
in

 /
 B

o
n

g
a

rt
s 

/ 
G

e
tt

y 
Im

a
ge

s

Nacktspiel in Oer-Erkenschwick
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Sie hatten das Haus im schlechten Zustand gekauft, es
gab viel zu tun. Die Bagger waren da, die Zimmerleute,
aber das meiste hatte Hansjörg Bayer allein gemacht

neben seiner Arbeit, meist am Wochenende. Und so nahm er
sich an einem Samstag vor, die Garage noch mit Strom zu
ver sorgen, mit Pickel und Schaufel arbeitete er sich durch die
Erde. Er wollte ein Leerrohr legen für das Kabel, 60 Zenti -
meter tief, als er auf etwas ungewöhnlich Hartes stieß, einen
basketballgroßen Stein, aber fester als der Jurakalk, den sie
in Blaubeuren gewohnt waren. Er hebelte das Ding aus; es
war so schwer, dass Bayer sich kurz wunderte, auch über 
die Farbe, braun. Jurakalk ist hell. Nun musste er aber fertig
werden und legte den Stein zur
 Seite.

Und da blieb er, 31 Jahre lang,
abgesehen davon, dass Bayer ihn
mal umsetzte, wenn der Stein ihn
störte, an den Jägerzaun der Nach-
barn ins Gras, an die Garage zum
Rindenmulch. Wie lange der Stein
schon im Boden gelegen hatte, un-
tersuchen Forscher gerade in Aus -
tralien, Arizona, Japan.

Warum alles so lange dauerte,
erzählt Bayer in seinem Wohnzim-
mer in Blaubeuren, ein lebhafter
Mann, dunkelblaue Brille, Stoff-
turnschuhe, 69 Jahre alt. Er wuchs
auf in der kleinen Stadt bei Ulm
und hatte sich noch nie für Steine
interessiert. Eher fürs Modell -
bauen, fürs Segelfliegen. Er wurde
früh Vater, heiratete Sigrid, arbei-
tete als Bauführer bei der Telekom,
die ihn nach der Wende nach Dres-
den schickte, wohin er pendelte.
Sein Leben war also: voll. Familie,
Arbeit, Haus. Am Haus machte er immer noch alles selbst,
samstags, so vergingen die Jahre. 

Der Stein? Er hatte etwas, aber Bayer hatte nie Zeit. Er
beachtete ihn oft gar nicht. Der Herbst kam, sie harkten Laub
um ihn herum, schippten Schnee, pflanzten Blumen, tranken
Wein am Abend im Sommer. Und wenn sie doch mal an ihn
dachten, eher daran, ihn doch endlich mal wegzuschmeißen.
Er nervte sie schon fast, so, wie das mit Dingen ist, von denen
man nicht weiß, ob man sie wegschmeißen soll oder nicht.

»Der Stein war immer wieder in Gefahr«, sagt Bayer.
»Lass mal liegen. Stört ja nicht«, sagte meist seine Frau.
Richtig schlecht stand es um ihn 2015. Sie hatten den Gar-

ten aufgeräumt für den Herbst, hatten den Heckenschnitt
schon im Hänger und sagten, nun beide: Morgen kommt er
in den Bauschuttcontainer. Aber dann kam die Nacht, und
Bayer wachte morgens auf und beschloss, nach 26 Jahren, es
wäre ein Schnellschuss, den Stein jetzt einfach zu entsorgen. 

Er schleppte ihn ins Haus, die Stufen hinab in den Keller,
legte ihn in den Schrank zu den Gummistiefeln und deckte
ihn ab mit einem Tuch, um ihn nicht mehr zu sehen. Er dachte:
aus den Augen aus dem Sinn, aber das Gegenteil geschah. 

Es war im Winter, das Leben ruhte, da saß Bayer am Com-
puter und googelte etwas wie »Stein«, »braun«, »schwer«. Ge-
nau weiß er es nicht mehr. Er stieß auf die Seite des Deutschen
Zentrums für Luft- und Raumfahrt und fand einen Test, in
dem man die Eigenschaften eines Steines prüfen konnte, um
zu erfahren, ob es sich um einen Meteoriten handeln könnte.

Einen Meteoriten? Bayer erschrak ein wenig. Nie in seinem
Leben hatte er etwas mit Meteoriten zu tun gehabt. 

Er machte einen Nickeltest, um Klarheit zu bekommen. In
den vergangenen 15 Jahren erhielt das Luft- und Raumfahrt-
Zentrum rund 2000 Einsendungen von Steinen, nur 3 waren
Meteoriten. Der größte Stein meteorit, der je in Deutschland
entdeckt wurde, heißt »Benthullen« nach seinem Fundort bei
Oldenburg in Oldenburg, 17,25 Kilogramm schwer.

Bayers Nickeltest fiel negativ aus. Er hatte den Stein ein
wenig abgeschmirgelt, die Tinktur draufgegeben, aber nichts,
keine Verfärbung. Hatte er etwas falsch gemacht? Er beließ
es dabei; seine Frau war plötzlich sehr krank geworden.

Es dauerte drei Jahre, bis es ihr besser ging. Aber die schwere
Zeit muss bei Bayer, dem Zögerer, etwas verändert haben. Er
nahm das Telefon, wählte die Nummer vom Zentrum für Luft-
und Raumfahrt, ließ sich direkt durchstellen zur Leiterin des

Instituts für Planetenforschung und
sagte, jetzt völlig überzeugt: »Ich
habe einen Meteoriten.«

Und so nahmen die Dinge ihren
Lauf. Bayer schickte Fotos und Pro-
ben, und schon bald rief der Fach-
mann wieder an, der bestätigte: Es
war ein Meteorit. Er holte diesen
zügig bei Bayer aus dem Schrank
und legte ihn in einen Tresor.

Der Fachmann untersuchte, wog
ihn. 30,26 Kilogramm. Damit ist
Bayers Meteorit jetzt der schwerste
Steinmeteorit in Deutschland. 

Der Fachmann veranlasste alles
Weitere, verschickte Proben in die
Welt, die begeistert reagierte. Die
Wissenschaftler wollten vor allem
 he rausfinden, wie alt der Stein ist.
Die Meteoritical Society in Chantilly,
Virginia, USA, die weltweit höchste
Meteoriteninstanz, zertifizierte un-
terdessen seine Echtheit. Zu Bayer
kam der Bürgermeister und gratu-
lierte, am Abend sah er seinen Stein

um 20 Uhr in der »Tagesschau«. Verschiedene Museen wollen
Bayer den Meteoriten jetzt abkaufen. Aber zunächst liegt er in
Blaubeuren, Bayers Heimatstadt, im Urgeschichtlichen Museum.
Im Inneren des Meteoriten befinden sich kleine Kügelchen, die
Chondren, die bestehen aus demselben Material, aus dem un-
sere Planeten entstanden sind vor 4,5 Milliarden Jahren. 

Erste Analysen ergaben, dass der Meteorit aus dem Aste-
roidengürtel unseres Sonnensystems stammt, dem Bereich
zwischen Mars und Jupiter, wo er von seinem Mutterkörper
abgeschlagen wurde, auf eine Umlaufbahn um die Sonne ge-
riet, die wiederum die Erdbahn kreuzte, bis der Stein mit ei-
ner Geschwindigkeit von sicherlich 200, 250 Kilometern pro
Stunde eines Tages in den Erdboden bei Ulm schlug.

Im Museum in Blaubeuren liegt er herrschaftlich auf einem
dunkelblauen Kissen unter Glas, damit ihn keiner berührt.
Am Sonntag war auch Bayer da, zusammen mit seiner Frau.
    Barbara Hardinghaus

Stein, braun,
schwer

Warum ein sensationeller Meteorit den 
Finder über Jahrzehnte nicht interessiert hatte

Eine Meldung und ihre Geschichte
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Bayer, Foto des Meteoriten (u. l.)

Von der Website Bayerische-staatszeitung.de




































































































































































